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Vorwort 

Die Gefahren, denen die natürliche Umwelt und der Mensch 
mittelbar oder unmittelbar durch die technischen und zivili-
satorische Eingriffe in den Naturhaushalt ausgesetzt sind 
sind nachweislich schon von Jahrzehnten erkannt worden. 
Das Wissen um diese Gefahren beschränkte sich bis vor 
kurzem jedoch auf einen kleinen Kreis von Fachleuten, 
deren Versuche, die große Öffentlichkeit auf diese Vorgänge 
aufmerksam zu machen, bislang ohne durchschlagenden 
Erfolg geblieben sind. Erst das Europäische Naturschutz-
jahr und die Botschaft von Präsident N i x o n über die 
Lage der Nation vom 21 . Januar 1970, die mit wesentlichen 
Teilen den Umweltproblemen gewidmet war, haben in die-
ser Hinsicht eine gewisse Wandlung gebracht. Seitdem sind 
auch Bestrebungen zu erkennen, die darauf abzielen, d ie 
Belange des Umweltschutzes mehr und mehr in den poli-
t ischen und administrativen Entscheidungsprozeß zu inte-
grieren. 

Das vorliegende Heft der Schriftenreih·e· des Deutschen 
Rates für Landespflege enthält Beiträge zu dem ökolo-
gischen Bereich des Umweltschutzes. In der „ Denkschrift 
über die derzeitige Organisation von Naturschutz und 
Landschaftspflege in der Bundesrepublik Deutschland" hat 
Dr. M ras s eine Übersicht über die Situation dieses Be-
reiches gegeben und Vorschläge für eine Weiterentwick-
lung erarbeitet. Die vom Rat aufgestellten „Empfehlungen 
für eine künftige Verwaltung auf dem Gebiet der Landes-
pflege in der Bundesrepublik Deutschland" und seine 

„Empfehlungen für den Ausbau der akademischen Aus-
bildung auf dem Gebiet der Landespflege" werten die Er-
gebnisse dieser Arbeit aus. 

Die Stellungnahme des Deutschen Rates für Landespflege 
zum Sofortprogramm für Umweltschutz der Bundesregie-
rung ist in dieses Heft aufgenommen worden, weil hier noch 
einmal die Bedeutung eines ökologischen Umweltschutzes 
als notwendige Ergänzung zum technologischen Bereich 
·hervorgehoben wird. 

Mit dieser Veröffentlichung sollen die genannten Beiträge 
einem weiteren Kreis von Interessenten zugänglich ge-
macht werden und damit zur Information und Meinungs-
bildung auf dem Gebiet der Landespflege beitragen. 

Der Sprecher des Deutschen Rates für Landespflege 

(Graf Lennart Bernadotte) 



Deutscher Rat für Landespflege 

Der Sprecher 

An den Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. h. c. Willy B r a n d t 

53 Bonn 
Bundeskanzleramt 

Betr.: 

Insel Mainau, den 12. Januar 1971 

Künftige O·rganisation für Landschaftspflege und Naturschutz (Landespflege) 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 

Der Deutsche Rat für Landespflege hatte im Jahre 1967 
den Wiss. Oberrat Dr. W. M r a s s beauftragt, eine Be-
standsaufnahme der derzeitigen Organisation für die Sach-
gebiete Landschaftspflege und Naturschutz In der Bundes-
republik Deutschland vorzunehmen. Dr. M ras s legte als 
Ergebnis dieser Arbeit dem Rat eine „Denkschrift über 
die derzeitige Organisation von Naturschutz und Land-
schaftspflege in der Bundesrepublik Deutschland und Vor-
schläge für eine künftige Entwickfung" vor. Sie wurde den 
Ratsmitgliedern vorgetragen und von Ihnen sorgfältig er-
örtert. Die Denkschrift wurde einer Gruppe von Sachver-
ständigen mit der Bitte zugeleitet, aufbauend auf der Be-
standsaufnahme Vorschläge für eine künftige Organisation 
der Verwaltung auf dem Gebiet der Landespflege ~u ent-
wickeln. Dieser Arbeitsgruppe gehörten an: 

Prof. Dr. W. H a •b er, 
- Vorsitzender der Arbeitsgruppe -
Dir. d. Inst. f. Landschaftspflege der TU München, Weihen-
stephan, Mitglied des Forschungsausschusses „Raum und 
Landespflege" (RuL) der Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung (ARL) 

Prof. Dr. K. B •u c h w a 1 d , 
Dir. d. Inst. f. Landschaftspflege und Naturschutz der TU 
Hannover, Mitglied des Forschungsausschusses RuL der 
ARL 

Reg.-Dir. Dr. G a e d e, 
Oberste Naturschutzbehörde im Kultusministerium Nieder-
sachsen, Hannover 

Prof. Dr. K. H a s e 1 , 
Dir. d. Inst. f. Forstpolitik, Holzmarktlehre, Forstgeschichte 
und Naturschutz der Georg-August-Universität Göttingen, 
Mitglied des Forschungsausschusses Rul der ARL 

H. K 1 aus c h, 
Gartenbaudirektor der Stadt Essen, Mitglied des For-
schungsausschusses RuL der ARL 

Dr. H. Laa g e, 
Gartenbaudirektor der Stadt Hannover, Mitglied des For-
schungsausschusses RuL der ARL 

Prof. Dr. H. L an g e r, 
Inst. f. Landschaftspflege und Naturschutz der TU Hannover, 
Mitglied -des Forschungsausschusses RuL der ARL 

Prof. Dr. W. L e n d h o 1 t, 
Dir. d. Inst. f. Grünplanung u. Gartenarchitektur der TU 
Hannover, Mitglied des Forsch-ungsausschusses RuL der 
ARL 

Wiss. Oberrat Dr. W. M ras s , 
Bundesanstalt für Vegetationskunde, Naturschutz und Land-
schaftspflege, Bonn-Bad Godesberg 
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Prof. Dr. G. 0 1 s C·h owy, 
Ud. Dir. d. Bundesanstalt für Vegetationskunde, Natur-
schutz und Landschaftspflege, Bonn-Bad Godesberg, Mit-
glied des Forschungsausschusses RuL der ARL 

Prof. W. P f 1 u g , 
Lehrstuhl für Landschaftsökologie und Landschatftsgestal-
tung der TH Aachen, Mitglied des Forschungsausschusses 
RuL<ler ARL 

R. Plast, 
Referent im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft ·und Forsten, Bonn, Mitglied des Forschungsaus-
schusses RuL der ARL 

Das Arbeitsergebnis dieser Sachverständlgengruppe wurde 
von den Ratsmitgliedern am 8./9. Oktober 1970 auf einer 
Vollsitzung in Wilsede erörtert und anschließend von einem 
kleinen Ausschuß nochmals überarbeitet. Nach Zustimmung 
durch die Ratsmitg lieder unterbreitet der Deutsche Rat für 
Landespflege d ie als Anlage beigefügten 

.Empfehlungen für eine künftige Verwaltung auf dem Ge-
biet der Landespflege 1n der Bundesrepublik Deutsch-
land" 

mit der Bitte, sie für Ihren Bereich auszuwerten und bei 
dem notwendigen Aufbau einer funktionsfäh igen Landes-
pflegeverwaltung zu berücksichtigen. Die Empfehlungen 
sollen ein Beitrag sein, die in der Bun<lesrepublik Deutsch-
land durch das ·bislang als Landesrecht geltende Relchs-
naturschutzgesetz in ihren Grundzügen noch erhaltene 
Rechtseinheit auch für die Zukunft sicherzustellen. Das 
setzt voraus, daß diese Vorschläge in künftigen Bundes-
und Landesgesetzen für Landschaftspflege und Naturschutz 
(Landespflegegesetz) einfließen und damit verwirklicht wer-
den können. 

Die Ministerpräsidenten, die Länderparlamente und die 
Obersten Naturschutzbehörden der Länder haben diese 
Empfehlungen ebenfalls erhalten. 

Mit f reund lichen Gr.Qßen 

Der Sprecher 

Lennart Bernadotte 

(Graf Lennart Bernadotte) 

Ein Schreiben gleichen Inhalts ist dem Bundestagspräsident, den Mini-
sterpräsidenten der Länder, den Landtagspräsidenten, den beteiligten 
Ressorts der Bundesregierung und den O bersten Naturschutzbehörden 
der Länder zugeleitet worden. 



Deutscher Rat für Landespflege 

Empfehlungen für eine künftige Verwaltung auf dem Gebiet der Landespflege 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Gliederung 

A. Einführende Bemerkungen 

B. Gliederung und Aufgaben der Landespflege-Ver-
waltung 

1. Gl iederungsprinzip 

2. Vertikal gegliederte Landespflege-Verwal1ung mit 
Aufgabenkatal-0g 

2.1 Behörden für Landespflege 
2.11 Bundesbehörde für Landespflege 
2.12 Oberste Behörde für Landespflege (Bundes-

land) 
2.13 Höhere Behörde für Landespflege (Regie-

rungsbezirk) 
2.14 Untere Behörde für Landespflege 

2.2 Beiräte für Landespflege 

2.3 Anstalten für Landespflege 
2.31 Bundesanstalt für Landespflege 
2.32 Landesanstalten für Landespflege 

3. Wahrnehmung der Landespflege in anderen Ver-
waltungen (horizontale Ergänzung der Landespflege-
Verwattung) 

C. Stell.ung innerhalb der Verwaltung, personelle und 
sachliche Ausstattung 

1. Behörden und Referate für Landespflege 

2. Beiräte für Landespflege 

3. Bundes- und Landesanstaltell für Landespflege 

A. Einführende Bemerkungen 

1. Die folgende Empfehlung für eine künftige Verwaltung 
auf dem Gebiet der Landespflege ist als Rahmenvorschlag 
zu betrachten, die In den verschiedenen Bundesländern 
zwar Einzellösungen zuläßt, jedoch eine weitgehende Ein-
heitlichkeit in der Grundstruktur des Verwaltungsaufbaues 
über das ganze Bundesgebiet wahren solk 

2. Die Gefahren der zunehmenden Verschmutzung und De-
naturierung der Umwelt haben breite Schichten der Öffent-
lichkeit alarmiert. Der Ruf nach Erhaltung, Schaffung oder 
Wiederherstel lung einer g es u n den·, m e n s c h e n -
w ü r d i gen Um w e 1. t wird immer stärker und· verlangt 
von Parlamenten, Regierungen und Verwaltungen wirksame 
Maßnahmen des Umweltschutzes und der Umwel1pflege als 
Vorsorge für die menschlichen Existenzgrundlagen. 

3. Zu Umweltschutz und -pflege gehört als landschafts-
ökologisch-planerischer Bereich die La n d es p f 1 e g e 
mit ihren Teilgebieten Landschaftspflege, Naturschutz und 
Grünordnung. Einzelmaßnahmen des Umweltschutzes, wie 
Wasser- und· Luftreinhaltung, Abfallbeseitigung und Lärm-
bekämpfung, sioo eng mit der Landespflege verzahnt und 
optimal nur durchführbar, wenn sie im ökoi'ogischen Wir-
kungsgefüge der Landschaft als natürlicher Lebensgrund-
lage und Umwelt des Menschen gesehen und betrieben 
werden. 

4. Während für die erwähnten Teilbereiche des Umwelt-
schutzes bereits Fachverwaltungen bestehen und weiter 

ausgebaut werden, gibt es für d ie Landespflege als Ganzes 
bisher keinen voll zuständigen staatlichen Verwaltungs-
zweig, der zugleich enge Beziehungen· zu diesen Fachver-
waltungen herstellt. Der Komplex der l'llndespflegerischen 
Aufgaben wird nur jeweils in Teilen, insgesamt aber unzu-
reichend und ungenügend koordiniert wahrgenommen . Dies 
gi lt vor allem für die staatliche Naturschutz-Verwaltung, die 
der Aufgabenbreite aber weder personell- noch materiell 
gewachsen ist, für die Gartenämter in größeren Städten 
und für einzelne landschaftsorientlerte Fachverwaltungen, 
wie Landwirtschafts-, Flurbereinigungs-, Forst-, Wasserwirt-
schafts- und Straßenbauverwai1ung. Die Schaffung einer die 
Teilgebiete der Landespflege zusammenfassenden Verwal-
tung, die zugleich die Aufgaben und Maßnahmen der 
Landespflege mit den vorgenannten Fachverwaltungen ab-
stimmt, ist daher für eine den gesellschaftlichen· Erforder-
nissen entsprechende Umweltentwicklung unbedingt not-
wendig. 

5. Es braucht jedoch k e i n e n e u e Verwaltungsorgani-
ation eingerichtet zu werden. Vielmehr ist d ie beste -
h ende Naturschutz-Verwaltung· als Kern einer künftigen 
Landespflegeverwaltung an die gewandelten und wachsen-
den Erfordernisse anzupassen und auszubauen. In den 
kreisfreien Städten· übernehmen die Gartenämter die Funk-
tion der Landespflegeverwaltung; sie sind entsprechend 
auszustatten. Die Naturschutz-Verwaltung ist aufgrund des 
Reichsnaturschutzgesetzes eingerichtet worden und ist eine 
seit Jahrzehnten in diesem Fachbereich erfahrene und 
eingeführte Verwaltung ; sie ist deshalb als Ausgangspunkt 
für die Landespflegeverwal.tung besonders gut geeignet. 

6. Die Schaffung einer - gesetzlich zu verankernden 
Landespflege-Verwaltung reicht jedoch für die weitere Ent-
wicklung und Förderung der Ziele der Lan<lespfü:ige nicht 
aus. Zu ihrer g e s e 1 l· s c h a f t s p o 1 i t i s c h e n Ver -
t r et u n g müssen in allen Parlamenten - von den Ge-
meinderätell bis zum Bundestag - Ausschüsse für Umwelt-
fragen gebildet werden, die auch d·ie Landespflege be-
treuen und fördern. Auf der anderen Seite ist gesetzlich zu 
sichern, daß ausgewählte privatrechtliche Spitzenverenigun-
gen der Landespflege die Widerspruchs- und Klagebefugnis 
gegenüber Maßnahmen der Behörden sowie angemessene 
staatMche Finanzhilfe für die Erfüllung ihrer Aufgaben er-
halten. 

8. Gliederung und Aufgaben der Landespflege-Verwaltung 

1. Gliederull'gsprinzip 

Die bestehende vertikale Gliederung der staatlichen 
Naturschutz-Verwaltung soH bei ihrem Ausbau zu einer 
Landespflege-Verwaltung in den Grundzügen beibehal1en 
werden (siehe B 2). Da jedoch andere Ressorts der staat-
lichen Verwaltung mit ihrer Tätig·keit z. T. erheblich in die 
Struktur und den Naturhaushalt der Landschaft eingreifen, 
müssen auch dort die Belange der Landespflege wahr-
genommen werden. Zu diesem Zweck sollen in diesen Res-
sorts auf allen Verwaltungsebenen Fachreferenten für 
Landespflege eingesetzt werden. Damit wird die vertikal 
gegliederte Landespflege-Verwaltung horizontaf ergänzt 
(siehe B 3) und die EigeninitiaNve der Ressorts in der 
Landespflege gewährleistet. 
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2. Vertikal gegfiederte Landespflege-
Verwaltung mit Aufgabenkatalog 

Die vertikale Gliederung umfaßt auf allen Verwaltungs-
ebenen Behörden für Landespnege, Beiräte für Landes-
pflege und Anstalten für Landespflege (letztere nur auf 
Bundes- und Landesebene). 

2.1 Behörden für Landespflege 

Die künftigen Behörden für Landespflege sollen folgende 
Bezeichnungen erhalten: 

Bundesbehörden für Landespflege (Bund) 
Oberste Behörde für Landespflege (Bundesland) 
Höhere Behörde für Landespflege (Regierungsbezirk) 
Untere Behörde für Landespflege (Landkreis und kreis-
freie Stadt). 

Die Errichtung einer Bundesbehörde für Landespflege 
setzt voraus, daß die Kompetenz des Bundes für Natur-
schutz und Landschaftspflege von der Rahmengesetz-
gebung nach Art. 75 GG in die konkurrierende Gesetz-
gebung nach Art. 74 GG übertragen wird. 

2.11 Bundesbehörde für Landespflege 

Einer Bundesbehörde für Landespflege würden vor allem 
folgende Aufgaben zukommen : 

a) Fortentwicklung der nationalen Rechtsgrundlagen· der 
Landespflege 

b) Mitarbeit in der Entwicklung des internationalen Rechtes 
im Bereich der Landespflege 

c) Angleichung der Bundesgesetze an internationale Rechts-
normen und Konventionen im Hinblick auf die Landes-
pflege (besonders im Rahmen der EWG); Vorbereitung und 
Gewähr der Einhaltung von Konventionen 

d) Mitwirkung bei der Harmonisierung der Landespflege 
(Verwaltung, Ausbild·ung, Forschung) im Bereich der EWG 

e) Wahrnehmung der rechtlichen und politischen Belange 
der Landespflege gegenüber dem Ausland (in bi- und multi-
lateralen Abmachungen) 

f) Überwachung der Einhaltung all'er gesetzl ichen Bestim-
mungen der Landespflege (gleich, ob diese in Spezial-
gesetzen für Landespflege oder in anderen Fachgesetzen 
enthalten sind) in Bund und Ländern 

g) Förderung der Landespflege in Bund und Ländern 

h) Beteiligung an raumwirksamen Planungen und Maß-
nahmen des Bundes 

i) Zusammenarbeit mit den Fachreferenten für Landes-
pflege in den Bundesministerien und sonstigen Dienst-
stellen des Bundes 

j) Zusammenarbeit mit den für den technischen und hygie-
nischen Bereich des Umweltschutzes zuständigen Bundes-
behörden 

k) Zusammenarbeit mit den Obersten Behörden für 
Land.espflege in den Bundesländem 

l) Ausweisung und Förderung von Nationalparken in Ab-
stimmung mit den Bundesländern 

m) Zusammenarbeit mit den Bundesfändern in der Aus-
weisung und· Förderung von Naturparken und großräumigen 
Erholungsgebieten 

n) Förderung von privatrechtlichen Vereinigungen der 
Landespflege auf Bundesebene. 

2.12 Oberste Behörde für Landespflege (Bundesland) 

Die auf der Landesebene tätige Oberste Behörde für 
Landespflege hat vor allem folgende Aufgaben: 
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a) Überwachung der Ausführung aller gesetzlichen Bestim-
mungen der Landespflege (entsprechend Nr. 2.11 f.) und 
Hinwi rken auf ihre Fortentwicklung auf Landesebene. 

b) Landespflegerische Programmierung und Planung für 
das Gebiet des Bundeslandes auf landschaftsökologischer 
Grundlage, insbesondere als Beitrag zur Landesplanung 
und anderen Fachplanungen 

c) Zusammenarbeit mit den Obersten Behörden für 
Landespflege der anderen Bundesländer 

d) Enge Zusammenarbeit mit der Landesplanung und Mit-
wirkung bei Fachplanungen, einschließMch städtebaulicher 
Planungen, auf Landesebene 

e) Zusammenarbeit mit den Fachreferenten der Landes-
pflege in den verschiedenen Landesministerien und· sonsti-
gen Dienststellen des Bundeslandes 

f) Förderung von· Maßnahmen der Landespflege im Bundes-
land durch Mittel des Landeshaushal1es und• Verwaltung 
der zur Verfügung gestellten Bundesmittel 

g) Genehmigung der Löschung von Naturschutzgebieten 

h) Zustimmung zur Ausweisung von Naturparken und ent-
sprechenden großräum igen Erholungsgebieten; Koordin ie-
rung dieser Einrichtungen auf Landesebene 

i) Zusammenarbeit mit den fü r d·ie techn ischen· und hygieni-
schen Bereiche des Umweltschutzes zuständigen Ministe-
rien, sonstigen Dienststellen und· Körperschaften des öffent-
lichen Rechtes im Bundesland 

j) Förderung von privatrechtlichen Verein igungen der 
Land·espflege auf Landesebene. 

2.13 Höhere Behörde für Landespflege (Regierungsbezirk) 

In den Ländern ohne Regierungsbezirke werden die nach-
stehenden Aufgaben der Höheren Behörde für Landes-
pflege von der Obersten Behörde des Landes über-
nommen: 

a) Mitarbeit bei der AufsteHung und Verwirklichung der 
landespflegerischen Ziele der Landesplanung und der 
Obersten Behörde für Landespflege 

b) Auswertung von landschaftsökologischen Grundlagen-
untersuchungen für d·ie Landschaftsplanung sowie für die 
Bezirks- und Regionalplanung 

c) Vergabe von Aufträgen zur Erarbeitung von Land-
schaftsrahmenpl·änen und Aufstellung solche r Pläne 

d) Koordinierende Abstimmung der Tätigkeit der Fach-
referenten für Landespflege in den verschiedenen Fach-
behörden, Dienststellen und Körperschaften des öffent-
Mchen Rechtes im Regierungsbezirk 

e) Ausweisung von Naturschutzgebieten und Erlaß der ent-
sprechenden Verordnungen; Führung des Naturschutz-
Buches; Genehmigung der Löschung von Landschafts-
schutzgebieten und Naturdenkmalen 

f) Planung und Betreuung von Naturparken und Erholungs-
bereichen sowie Mitwirkung bei ihrem Ausbau 

g) Förderung der Aufgaben der Grünordnung in Gemein-
den ohne Gartenämter. 

Vermerk: Die unter b), e), f) und g) genannten Aufgaben 
sind im Zusammenwirken mit anderen Trägern öffentlicher 
Belange durchzuführen. 

2.14 Untere Behörde für Landespflege 

(Landkreis und Kreisfreie Stadt; in kreisfreien Städten sol-
len d•ie Gartenämter die Funktionen der Unteren Behörde 
übernehmen.) 



Die Untere Behörde hat vor allem folgende Aufgaben : 

a) Förderung der Ziele der Landespflege bei örtlichen Pla-
nungen (Bauleitplanung, Nahbereichsplanung) 

b) Vergabe oder Ausarbeitung von· Landschaftsrahmen-
plänen (auch al,s Teil• von Kreisentwicklungsplänen o. ä.) 

c) Vergabe oder Ausarbeitung· von Landschaftsplänen 
(auch als Teil von Fl·ächennutzungsplänen) für die Ge-
meinden un<:l deren Durchführung in kreisfreien Städten 

d) Vergabe oder Ausarbeitung von Grünordnungsplänen 
(auch als Teil von· Bebauungsplänen) für d1ie Gemeinden 
und deren Durchführung in kreisfreien Städten 

e) Betreuung der Gemeinden bei der Vergabe von Pla-
nungsaufträgen und bei der Realisierung von Planungen· 

f) Unterstützung der Gemeinden bei der VerwirkJ.ichung der 
aus der überörtlichen Planung sich ergebenden landes-
pflegerischen Aufgaben· 

g) Betreuung der Gemeinden bei der Ausführung la ndes-
pflegerischer Maßnahmen· sowie· der PHege und Unterhal-
tung landespfl-egerischer Anlagen auf den Gemarkungs-
flächen und in den Ortslagen unter Einsatz technischer Ein-
richtungen 

h) Betreuung landespflegerisch wertvoHer Gebiete mit über-
örtlicher Bedeutung, z. B. geschützte Flächen und Ob-
jekte, soweit erforderJ.ich im Benehmen mit der Höheren Be-
hörde für Landespflege 

1) Ausweisung von Landschaftsschutzgebieten und Natur-
denkmalen und Führung· der entsprechenden Bücher. 

2.2 Beiräte für Landespflege 

2.21 Der bisherige Beauftragte· für Naturschutz und Land-
schaftspflege, auf dessen Funktion eines weisungsunge-
bun•denen Beraters nicht verzichtet werden kann, und 
die bisherige Stelle für Naturschutz und Landschaftspfloege 
bei der jweifiigen Naturschutzbehörde soll·en auf jeder 
Ebene durch einen Beirat für Landespflege ersetzt werden. 
Seine Mitglieder sollen aus dem Bereich der Landespflege 
und den von ihr berührten Fachsparten und Organisationen 
gewählt und berufen werden (vgl•. C 2). Er ist demnach ein 
fachpolitisch wirkendes Gremium. 

2.22 Die Aufgaben der Beiräte sind vor allem: 

a) Fachpolitische Beratung der Behörde für Landespflege 
und Unterstützung der Ziele und Maßnahmen· der Landes-
pflege auf jeder Ebene 

b) Erörterung mit der Behörd·e von wesenHichen, in Struk-
tur und Naturhaushalt der Landschaft eingreifenden Pla-
nungen und Maßnahmen der Verwaltungen; hierzu ist ge-
setzlich festzul·egen, in welchen Fällen die Beiräte anzu-
hören bzw. zu beteiligen sind 

c) Selbständige Stellungnahmen gegenüber der Behörde 
zu allen Vorgängen-, die die Landespflege betreffen; zu die-
sem Zweck müssen die Bei räte das Recht erhalten, bei der 
Behörde Anträge zu stellen. 

Die unterschiedlichen Aufgaben der Beiräte in den ver-
schiedenen Ebenen ergeben sich aus dem Aufgabenkatalog 
der Behörden nach Ziff. A 2. Zu diesen Aufgaben gehören 
insbesondere die Beratung 

auf Bundesebene in Fragen der Gesetzgebung, der 
l·andespflegerischen Programme als Beitrag zur Raum-
ordnung und der internationalen Vereinbarungen; 

auf Landesebene in Fragen der Gesetzgebung, der 
Landespflegeprogramme als Beitrag zur Landesplanung 
und der Löschung von Naturschutzgebieten·; 

auf Bezirksebene in Fragen der Bezirksplanung, der 
Koordinierung landespflegerischer Planungen und Maß-
nahmen sowie der Ausweisung von Naturschutzgebieten 
und der Löschung von Landschaftsschutzgebieten; 

auf der Kreisebene in Fragen der Kreisplanung, der Aus-
führung larrdespflegerischer Maßnahmen, der Aus-
weisung und Löschung von Landschaftsschutzgebieten 
und Naturdenkmalen. 

2.3 Anstalten für Landespflege 

Zur Erforschung der wissenschaftlichen Grundlagen für 
die Planungen und Maßnahmen der LandespHege von 
grundsätzlicher und überregional-er Bedeutung auf Bundes-
ebene sowie zur Beratung der Bundesorgane dient die 
Bundesanstalt für Landespfl.ege. Die bestehende Bundes-
anstalt für Vegetationskunde, Naturschutz und Land-
schaftspflege ist für diese Aufgabe auszubauen. 

Den gleichen Aufgaben regionaler Art auf Landesebene und 
der Beratung d·er Landesorgane dienen Landesanstalten, 
die den Obersten Behörden für Landespflege nachzuordnen 
sind. 

Die Aufgaben dieser Anstalten sind im einzelnen: 

2.31 Bundesanstalt für Landespflege: 

a) Fachliche Beratung der Bundesorgane 

b) fachliche Beteiligung an der Ausarbeitung von Raum-
ordnungs- und Umweltschutzprogrammen sowie anderen 
die Landespfi'ege berührende Programme der Bundes-
regierung 

c) Landschaftsökologische Grundlagenuntersuchungen• für 
raumwirksame Maßnahmen des Bundes 

d) Landschaftsökologische Untersuchungen und Forschun-
gen grundsätzl<icher und überregionaler Art 

e) Pflege fachlicher internationaler Beziehungen und Zu-
sammenarbeit 

f) Dokumentation, Information (unter Einsatz elektronischer 
Datenverarbeitung) und· Fortbildung auf dem Gebiet der 
Landespflege 

g) Zusammenarbeit und Erfahrungsaustausch mit den 
Landesanstalten für Landespflege 

h) Zusammenarbeit mit fach lich verwandten. Bundesanstal-
ten, Hochschulinstituten und anderen Forschungseinrich-
tungen. 

2.32 Landesanstalten für Landespflege: 

a) Untersuchungen für besondere Vorhaben und Maß-
nahmen zur Lösung akuter Probleme der Landespflege 

b) Erforschung der Schutzgebiete aller Kategorien, soweit 
sie für die Landespflege von Bedeutung sind 

c) Erforschung der Grundlagen des Arten- und Biotop-
schutzes 

d) Erarbeitung der landschaftsökologischen Grundlagen als 
Beitrag für Landesentwicklungsprogramme und -pläne 

e) Erarbeitung von Gutachten für besondere Projekte und 
von Beispielsplanungen 

f) Information der Öffentlichkeit und Dokumentation über 
Probleme der Landespflege 

g) Wissenschaftliche Fortb ildung aller in der Landespflege 
tätigen Dienstkräfte 

h) Zusammenarbeit mit fachlich verwandten Landesanstal-
ten, der Bundesanstalt für Landespflege, Hochschulinstitu-
ten und anderen Forschungseinrichtungen. 
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3. W a h r n e h m u n g d e r L a n d e s p f 1 e g e i n a n -
deren Verwal·tungen (horizontale Er-
gänzung der LandespOege-Verwaltung) 

Wie unter Nr. 1 begründet, sol len außerhalb der Behörden 
für Landespfleg·e in folgenden, mit landespflegerischen Teil-
aufgaben oder mit Ein·griffen in die Landschaft befaßten 
Ressorts, und ggf. auch deren nachgeordneten Ämtern, auf 
allen Verwaltungsebenen eigene Fachreferenten für Lan-
despflege eingesetzt werden: 

Raumordnung und Landesplanung, Bezirks-, Regional-
und Kreisplanung 
Umweltschutz (Wasser, Luft, Abfall, Lärm) 
Landwirtschaft 
Flurbereinigung 
Forstwirtschaft 
Verkehrswesen 
Wasserbau und Wasserwirtschaft 
Stadtplanung 
Staat!. Hochbauverwaltung (Finanzbauämter) 
Fremdenverkehr und Erholungswesen 
Bergbau 
Verteidigung 
Entwicklungshilfe. 

Auch in Körperschaften des öffentlichen Rechtes, wie Pla-
nungsverbände, Landesentwicklungs- und Siedlungsgesell-
schaften, einschr.ägige Zweckverbände etc., sollen, soweit 
erforderl ich, eigene Referenten für Landespflege einge-
setzt werden. 

Die Fachreferenten für Landespflege in diesen Ressorts 
bzw. Körperschaften sind für ressortgebundene Landes-
pflegerische Planungen und Maßnahmen zuständig, arbei-
ten aber dabei mit der jeweiHgen Landespflegebehörde 
zusammen. 

C. Stellung innerhalb der Verwaltung, personelle und sach-
liche Ausstattung 

1. Behörden und Referate für Landes -
pf leg e 

1.1 Auf Bundesebene soll für die Landespfl.ege innerhalb 
eines Ressorts der Bundesregierung eine eigene Abteilung 
eingerichtet werden. Die Landespflege soll als koordinie-
rende Disziplin unabhängig von. einer Verwaltungseinheit 
sein, die die Landschaft nutzt oder in sie eingreift. Sie muß 
in enger Verbindung zu den anderen Bereichen der Um-
weltpflege stehen. 

Auf Landesebene soll' entsprechend verfahren werden. 

1.2 Auf den übrigen Verwaltungsebenen (und sofern 
nicht gern. Ziff. 1.1 vorgegangen werden kann) sollen die 
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selbständigen Referate bzw. Dezernate für Landespflege 
dem jeweiligen Behördenleiter unmittel-bar un1erstellt wer-
den. 

1.3 In allen Behörden und Referaten bzw. Dezernaten für 
Landespflege sollen stets hauptamtMche Fachkräfte (des 
höheren Dienstes, des technischen und Verwaltungsdienstes 
sowie Hilfskräfte) in angemessener Zahl und mit angemes-
sener sachlicher Ausstattung eingesetzt werden (auf Kreis-
und Bezirksebene auch für das Gebiet der Grünord·nung). 

2. B e i r ä t e f ü r L a n d e s p f 1 e g e 

2.1 Die Beiräte für Landespflege auf allen Ebenen sind· auf-

grund bundesgesetzlicher Vorschriften einzurichten. 

2.2 Die Mitglieder des Beirates der Bundesbehörde für 
Landespflege werden auf Vorschlag des zuständ igen Res-
sorts vom Bundeskanzler auf Zeit berufen. Dem Beirat sol-
len angehören der Bundesbeauftragte für den Naturschutz, 
der Leiter der Bundesanstalt für Landespflege und der 
Sprecher des Deutschen Rates für Landespflege. 

Die Mitglieder des Beirates der Obersten Behörde für 
Landespflege werden auf Vorschl·ag des zuständigen Res-
sorts vom Ministerpräsidenten des Bundeslandes auf Zeit 
berufen·. Diesem Beirat soll der Leiter der Landesanstalt 
für Landespflege angehören. 

Die Mitglieder der übrigen Beiräte werden von der zuständi-
gen Behörde vorgeschlagen und• von der nächsthöheren 
Behörde auf Zeit berufen. Wiederberufung ist mögl ich. 

2.3 Die Beiräte geben sich Geschäftsordnungen und wäh-
len aus ihrer Mitte je einen Vorsitzenden und Geschäfts· 
führer. Ausscheidende MitgHeder werden durch Wahl er-
gänzt. 

2.4 Die Kosten der Tätigkeit der Beiräte müssen im Haus-
halt der jeweiligen Behörde verankert werden. Auslagen, 
insbesondere Reisekosten„ müssen· erstattet werden. Eine 
Aufwandsentschädigung für den Vors itzenden und den Ge-
schäftsführer ist sicherzustellen. 

3. B u n d e s - u n d L a n d e s a n s t a 1 t e n f ü r L a n -
d es pflege 

3.1 Die Bundesanstalt für Vegetationskunde, Naturschutz 
und Landschaftspflege ist um das Sachgebiet Grünordnung 
zu erweitern und in ihrer personellen, sachlichen und räum-
lichen Ausstattung den ihr gestellten neuen Aufgaben und 
Erfordernissen einer Bundesanstalt für Landespflege anzu-
passen. 

3.2 Die Landesanstalten. für Landespflege sind entspre-
chend ihren Aufgaben (siehe B 2.32) mit den erforderlichen 
PlansteMen für Wissenschaftler verschiedener landschafts-
bezogener Fachrichtungen und für technisches und Ver-
waltungspersonal sowie Hilfskräfte, dazu sachlich und 
räumi'ich angemessen auszustatten. 



W. Mrass 

Denkschrift über die derzeitige Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege 
in der Bundesrepublik Deutschland und Vorschläge für eine künftige Entwicklung 
- erarbeitet im Auftrage des Deutschen Rates für Landespflege -

1. Einleitung 

Die Ursachen für die derzeitige Organisation von Natur-
schutz und Landschaftspflege liegen weiter zurück als das 
Reichsnaturschutzgesetz von 1935. Au·f diese Sachverhalte 
wird im Rahmen der Arbeit nicht weiter ·eingegangen. Be-
merkenswert ist ferner, daß auch nach dem Erlaß des 
Reichsnaturschutzgesetzes die Auseinandersetzungen um 
die bestmögliche Organisation von Naturschutz und Land-
schaftspflege nicht zum Stillstand kamen, ja, sie sind bis 
in die Gegenwart hinein fortgesetzt worden. 

Die vorliegende Arbeit ist e in Teil einer umfangreichen 
Untersuchung zu dem genannten Thema, die als Disser-
tation an der Fakultät für Gartenbau und Landeskultur der 
Technischen Universität Hannover eingereicht wurde. 

2. Die derzeitige Situation 

Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 
14. Oktober 1958 gilt das Reichsnaturschutzgesetz vom 
26. Juni 1935 nicht als Bundesrecht fort. Mit dem Über-
gang der Kulturhoheit an die Bundesländer wurde In je-
dem Bundesland eine Oberste Natursch·utzbehörde einge-
richtet. Sie Ist aber nicht mehr in allen Ländern Oberste 
Forstbehörde, wie nach 1935 das Reichsforstamt, sondern 
au.f nachstehende Ministerien bzw. Senatoren verteilt : 

2.1 Die Entwicklung auf Bundesebene 

Der geschichtlichen Entwicklung folgend, wurde das Bun-
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(BML) mit der Wahrnehmung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Aufgabenbereich des Bundes betraut. 
Dies zeigt sich u. a. auch in seiner Benennung als Auf-
sichtsbehörde der Bundesanstalt für Vegetationskunde, 
Naturschutz und Landschaftspflege und als Vorsitzender 
des Kuratoriums zur Förderung von Naturparken. Die Auf-
gaben Naturschutz und Landschaftspflege sind im Mini-
sterium selbst in verschiedenen Abteilungen untergebracht: 
Naturschutz: 

Abt. V Forst- und Holzwirtschaft 
Ref. V A 2 Allgemeine Angelegenheiten der Forstwirtschaft, 
Naturschutz 
Landschaftspflege: 
Abt. II landwirtschaftliche Erzeugung 
Ref. II A 5 Gartenbau, Landschaftspflege 1) 

Dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten nachgeordnet ist die Bundesanstalt für Vegetations-
kunde, Naturschutz und Landschaftspflege, Bad Godesberg, 
mit ihren Abtei lungen Vegetationskunde, Naturschutz, 
Landschaftspflege und Dokumentation. Ihre Aufgaben sind: 
vegetat ionskundliche und landschaftsökologlsche Forschun-
gen und Untersuchungen, Erstellung von Gutachten, Fort-
entwicklung der Methodik der Vegetationskartierung, Be-
ratung der Behörden des Bundes und der Länder in Fragen 
der Vegetationskunde, des Naturschutzes und der Land-

Wiss. Oberrat Dr. W. M r a s s , 
Bundesanstalt für Vegetationskunde, Naturschutz und Land-
schaftspflege 
53 Bonn-Bad Godesberg, Heerstraße 110 

der Landschaftspflege in Raumordnung und Landesplanung, 
schaftspflege, Wahrung der Belange des Naturschutzes und 
in der Bauleit- und Fachplanung, Wahrnehmung der deut-
schen Interessen in der internationalen Zusammenarbeit 
auf den genannten Fachgebieten, Pflege des Erfahrungs-
austausches, dokumentarische Beratung für Wissenschaft 
und Praxis, Unterrichtung der Öffentlichkeit durch Druck-
schriften, Filme, Vorträge und Fachseminare. Bestimmte 
Interessengebiete der Landschaftspflege, z. B. Reinhaltung 
von Luft und Wasser sowie Lärmbekämpfung, werden vom 
Bundesinnenministerium 2) wahrgenommen. 

Daneben bestehen auf Bundesebene eine Reihe von For-
schungsanstalten oder Organisationen, die sich zum Tell 
oder ganz mit Fragen der Landschaftspflege 'Und des Na-
turschchutzes befassen. Hierzu gehören : 

Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz; 
Bundesanstalt für Straßenwesen, Köln-Raderthal, Referat 

Ingenieurbiologie; 
Forschungsgesellschaft für das Deutsche Straßenwesen 

Arbeitsausschuß Landschaftsgestaltung; ' 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Hanno-

ver, Forschungsausschuß Landespflege; 
Zentralverband des Deutschen Gemüse-, Obst- und Garten-

baues, Arbeitsgemeinschaft für Landschaftsentwicklung; 
Beirat für Raumordnung beim Bundesminister des Innern, 

Bonn, Arbeitsgruppe „ Fragen der Landespflege in der 
Raumordnung" ; 

Deutscher Naturschutzring, e. V., Münchan; 
Deutsche Naturschutzaktion, Krefeld; 
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Beauftragter für Naturschutz 

und Landschaftspflege, Bad Godesberg ; 
Verein Naturschutzpark, e. V., Stuttgart; 
Deutscher Rat für Landespflege, Bad Godesberg; 
Deutscher Bund für Vogelschutz; 
Arbeitskrei·s der Landschaftsanwälte; 
Arbeitsgameinschaft Deutscher Tierschutz, Moers; 
Deutscher Arbeitsring für Lärmbekämpfung, e. V., Bonn-

Bad Godesberg; 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Bundesverband, e. V., 

Bonn; 
Verband Deutscher Gebirgs- und Wandervereine, e. V., 

Stuttgart-N; 
Vereinigung Deutscher Gewässerschutz, Bonn-Bad Godes-

berg. 

Auf internationaler Ebene vertritt das BML die Bundes-
republik in Fragen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege, und zwar bei der 
IUCN (Internationale Union zur Erhaltung der Natur und 

der natürlichen Hilfsquellen) 
und beim 
Europarat (Komitee für die Erhaltung der Natur und der 
natürlichen Hilfsquellen). 

1) Inzwischen: Abt. V Forst- und Holzwirtschaft, Landesku ltur Ref. V 1 
Landschaftskultur 

2) Der länd liche Wasserbau fä llt in den Aufga benbereich d es Bundes-
ernä hrungsministeriums 
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Ferner ist noch der 
Verein zur Förderung des World Wildllfe, e. V. 
„Aktion Natur in Gefahr", Bonn, zu nennen. 

Insgesamt werden auf Bundesebene Naturschutz •und Land-
schaftspflege in zahlreichen verschiedenen Gremien ver-
treten. Im Vergleich mit den Vorkriegsjahren und den er-
sten Jahren nach 1945 ist eine erfreuliche Zunahme von 
Stellen zu verzeichnen, wenn auch noch manche Wünsche 
hinsichtlich der personellen und materiellen Ausstattung 
offen geblieben sind. 

2.2 Die Entwlcklung der Landschaftspflege außerhalb der 
staatlichen Organisation für Naturschutz und Land-
schaftspflege 

Die Tabell1:! 2 zeigt am Beispiel von Nordrhein-Westfalen -
und das gilt auch für alle übrigen Bundesländer - daß 
eigentlich erst nach dem Jahre 1955 eine verstärkte Auf-
nahme landschaftspflegerisch geschulter Fachkräfte in die 
verschiedenen Fachverwaltungen stattfand. Ein Vergleich 
der mit Landschaftspflegern ausgestatteten Fachbehörden 
aus den Jahren 1945-1955 mit denen aus den Jahren 1956 
bis 1965 läßt eine beachtliche Aufwärtsentwicklung erkennen 
und darf wohl auch als Ausdruck einer wachsenden Ein-
sicht in die Notwendigkeit, landschaftspflegerische Belange 
wahrz-unehmen, gewertet werden. Tabelle 3 zeigt dagegen, 
seit wann in den einzelnen Bundesländern das 1. Referat 
für Landschaftspflege besteht. Diese posit ive Bilanz bedarf 
aber einer kritischen Beurteilung. Zunächst muß die im 
Grunde begrüßenswerte Einrichtung landschaftspflegeri-
scher Fachreferate in bezug zur jeweiligen Planungsbe-
hörde innerhalb eines Bundeslandes ·und danach im Rah-
men des Bundesgebietes gesehen werden. Erst aus dieser 
Sicht ergeben sich beurteilungsfähige Relationen. Da die 
Organisation der Planungsbehörden und Fachverwaltungen 
länderweise unterschiedlich geregelt sind, erg1:!ben sich 
daraus sehr erhebliche Vergleichsschwierigkeiten. 

Um den notwendigen tieferen Einblick in die jeweilige 
Situation von Landschaftspflege und Naturschutz in den 
einzelnen Ländern zu erhalten, wurden Fragebögen an alle 
in die Landschaft eingreifenden Stellen versandt. Durch 
Nachbefragungen wurden, soweit erforderlich, ergänzende 
Auskünfte eingeholt. Bei dieser Erhebung sollten folgende 
Fragen geklärt werden: 

1. Zu welchem Ministerium gehört die j1:!weilige Behörde, 
Stel le usw? 

2. Wie bezeichnet sie sich, ist es eine Abteilung, ein Re-
ferat, ein Sachgebiet oder was sonst? 

3. Welche berufliche Vorbildung besitzen die jeweiligen 
akademisch gebildeten Stelleninhaber? 

4. Welches sind die Aufgaben und Zustän<ligkeiten der 
jeweiligen Stellen? 

5. Wie hoch ist der Etat, falls dieser bezeichnet werden 
kann? 

6. In welche Besoldungsstufe gehört der Leiter der jewei-
ligen Stelle? 

7. Seit wann besteht die Einrichtung? 
8. In Spalte „Bemerkungen" werden erwähnenswert er-

scheinende Eintragungen vorgenommen. 

Diese Gliederung soll vor allem klären, wie die Land-
schaftspfleg·e In die einzelnen Verwaltungen eingefügt ist, 
welche Fachleute Landschaftspflege betreiben und wie die 
Stellenleiter in die Verwaltungshierarchie eingegl iedert sind. 
Gerade die Beantwortung der ersten und letzten Frage 
kann den Grad der Selbständigkeit der Einrichtung für 
Landschaftspflege und Ihres Leiters verdeutlichen. Wo es 
zum Verständnis geboten erschien, sind den Tabellen 
Organisationsschemata einzelner Behörden, Ämter oder 
Stellen angefügt worden. Ein Beispiel hierfür sind die Ta-
bellen 4 und 5. 
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Was ergibt die Auswertung der Tabellen der einzelnen 
Länder? Zunächst muß gesagt werden, daß eine Ordnung 
nach Dezernaten, Abteilungen, Referaten, Sachgebieten 
usw. keinen so klaren Überblick ergibt, wie es nach dem 
Inhalt des Begriffes scheinen mag. Dafür ein Beispiel. Das 
Bayerische Staatsministerium des Innern hat Abtei lungen, 
wobei die Abt. IV die Oberste Baubehörde ·ist. Die Oberste 
Baubehörde gliedert sich wieder in Gruppen. 

Das Sachgebiet Landschaftspfl1:!ge führt aber wegen seiner 
geringen personellen Ausstattung die Bezeichnung Sach-
gebiet für Landschaftspflege und Landschaftsgestaltung. Es 
ist aber trotzdem selbständig und wie eine Gruppe dem 
Leiter der Obersten Baubehörde direkt unterstel lt. Insge-
samt besitzen rd. 70 % der Einrichtungen für Landschafts-
pflege innerhalb von Behörden und außerhalb der staat-
lichen Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege 
den Status eines Sachgebietes oder sind noch darunter 
eingestuft (Tab. 6). Diese Position spiegelt sich auch In 
der Besoldung der Leiter wider. Um falschen Vorstellungen 
vorzubeugen, beziehen sich diese Angaben aber nur auf 
den „Fachreferenten", nicht auf den evtl. fachfremden Leiter, 
der noch weitere Sachgebiete betreut. Hier ergibt sich ein 
entsprechendes Bild. Nur rd. 23 % der Leiter stehen in 
einem Beamtenverhältnis mit einer Vergütung nach A 13 
und höher, wobei nur 2mal A 14 überschritten wird (Stand 
1965). Der größere Teil der akademisch ausgebildeten 
Fachkräfte arbeitet zudem in einem Angestelltenverhältnis. 
Zieht man die Größe der Verwaltungen in die Betrachtun-
gen ein, so zeigt sich, daß der Landschaftspflege eine 
kleine und untergeordnete Rolle zukommt. Ein Vergleich 
mit den Leitern der Stadtgartenämter fällt zu deren Gunsten 
aus, wobei allerdings andere Organisationsformen vorlie-
gen. Eine Zusammenstellung der in der Landschaftspflege 
und Im staatlichen Naturschutz hauptamtlich und dafür 
ausschließlich Tätigen nach ihrer fachlichen Ausbildung 
zeigt Tabelle 7. 

Am stärksten sind die Gruppen der Diplomgärtner (46 %), 
der Biologen (24 %) und der Forstwirte (19 % ) vertreten. 
Bis auf Baden-Württemberg stellen die Diplomgärtner in 
den Ländern die stärkste Gruppe. In Baden-Württemberg 
dominieren eindeutig die Biologen, während es In Nieder-
sachsen die Diplomgärtner sind. 

In diese Betrachtung wurden die Diplomgärtner nicht einbe-
zogen, die als Kreisplaner, bei Bezirksplanungsbehörden 
oder Planungsverbänden tätig sind, da sie nicht ausschl ieß-
lich mit Fragen der Landschaftspflege befaßt sind. Befra-
gungen in diesen Bereichen zeigten, wie sich der Diplom-
gärtner hier immer mehr als qualifizierter Mitarbeiter durch-
zusetzen beginnt. 

2.3 Der Stand der heutigen staatlichen Organisation von 
Naturschutz und Landschaftspflege 

In Tabell1:! 4 ist am Beispiel von Nordrhi:lin-Westfalen die 
personelle und finanzielle Ausstattung der einzelnen Natur-
schutzbehörden und der zugeordneten Stellen dargestellt 
worden. Die Unterschiede zwischen den Bundesländern 
sind erheblich. Die alten Forderungen nach der Hauptamt-
lichkeit der Landes- und Bezirksbeauftragten sind noch 
nicht in allen Ländern erfü llt. Einen Überblick gibt die Ta-
belle 8. 

In Rheinland-Pfalz ist der Landesbeauftragte noch ehren-
amtlich tätig, während der Landesbeauftragte von Schles-
wig-Holstein für diese seine Tätigkeit an drei Tagen vom 
Schuldienst befreit ist. Demgegenüber sind z. B. die Lan-
desbeauftragten von Bayern, Baden-Württemberg, Nieder-
sachsen und Hamburg hauptamtlich in der Stelle eines 
Direktors tätig, denen in der Landesstelle weitere haupt-
amtliche Mitarbeiter zur Verfügung stehen. Diese Landes-
stellen sind dabei, In ihrer Ausstattung den Anschluß an die 
alte Reichsstelle für Naturschutz zu finden, allerdings mit 



einem wesentlich kleineren Zuständigkeitsgeblet, für das 
trotzdem weitere hauptamtliche Mitarbeiter notwendig er-
scheinen. Dieser Vergleich zeigt bereits die Zunahme der 
vom Naturschutz zu leistenden Arbeiten, so daß sich die 
Frage stellte, ob dies mit den überkommenen Organisa-
tionen noch geleistet werden kann. Hauptamtliche Bezirks-
beauftragte gibt es erst in Baden-Württemberg und in 
Nordrhein-Westfal·en. Sie stehen in der Regel im Rang 
eines Oberregierungsrates, wobei den Bezirksbeauftragten 
in Baden-Württemberg noch weitere hauptamtliche Mit-
arbeiter zur Verfügung stehen. 

Die Ursachen für den unzureichenden Ausbau der staat-
lichen Organisation des Naturschutzes können bei den 
Vertretern des Natursch·utzes gesucht und gefunden wer-
den. Es kann aber auch gefragt werden, ob nicht die viel-
fach geringe Bereitschaft der Fachbehörden zu einer Zu-
sammenarbeit ein Grund dafür ist, warum sich der staat-
liche Naturschutz, und hier auch die Landschaftspflege, 
nicht entfalten konnten. 

Die höheren Naturschutzbehörden 

Nicht allein die Obersten Naturschutzbehörden ressortierten 
in verschiedenen Ministerien (vgl. Tab. 1), sondern auch 
bei den Bezirksregierungen gehören die Höheren Natur-
sch·utzbehörden zur verschiedenen Abteilungen der Inne-
ren V:erwaltung. Unterschiede treten nicht allein von Bun-
desland zu Bundesland auf, sondern auch innerhalb einzel-
ner Bundesländer. Eine kurze Aufzählung der zuständigen 
Abteilungen in den einzelnen Bundesländern, zu denen die 
Höheren Naturschutzbehörden gehören, ist weiter unten 
wiedergegeben. Die verschiedenen Fachgebiete, die mit 
Naturschutz und Landschaftspflege in Referaten oder Sach-
gebieten zusammengefaßt sind, sollen hier nicht mehr 
dargestellt werden. Auf diese Gegebenheiten sei lediglich 
verwiesen. 

Die Eingliederung der Höheren Naturschutzbehörden 
in die Verwaltungen der Bezirksregierungen 

(Stand 1968) 
Bayern 
Abt. Allgemeine Verwaltung 

Baden-Württemberg 
Abt. 1 Ref. Kulturelle Angelegenheiten 

Rheinland-Pfalz 
Abt. III Wirtschafts- und Bauverwaltung 

Saarland 
Abt. IV Volksbildung 

Hessen 
Abt. IV Forstverwaltung 
Abt. III Wirtschaft, Verkehr, Bauwesen, Landwirtschaft 

Nordrhein-Westfalen 
Dezernat 21 Ordnungsrechtliche Angelegenheiten, Staats-

hoheitsangelegenheiten, Enteignung 
Niedersachsen 
Abt. IV Schulen 

Schleswig-Holstein 
Abt. Forsten und Holzwirtschaft 

Berlin 
Senator für Bauwesen 
Abt. III Grünflächen und Gartenbau 

Hamburg 
Senat der Freien und Hansestadt Hamburg, Kulturbehörde 

Bremen 
Senator des Innern 

3. Organisatorische Besonderheiten des Naturschutzes 

3.1 Die Naturschutzorganisation in den Stadtstaaten 

Mit dem Übergang der Obersten Naturschutzbehörde an 
die Länder erhielten auch die Stadtstaaten Hamburg. Bre-
men und Berlin eine Oberste Naturschutzbehörde. D.ie 
besondere Situation der Stadtstaaten erforderte eine recht-
liche und organisatorische Anpassung. Zunächst wurden In 
den §§ 1 u. 5 RNG die Worte „ In der freien Natur" ge-
strichen. Damit ist das RNG auch innerhalb bebauter Flä-
chen voll verwendbar. Wenn man die bauliche Entwick· 
lung in der Bundesrepublik Deutschland ohne Berlin be-
rücksichtigt, nach der sich in der Zeit von 1935/38-1966 die 
besiedelte Fläche mehr als v·erdoppelt hat (von 1,8 D/o auf 
3,8 Dfo·der Wirtschaftsfläche) und die überbaute Fläche (Ge-
bäudeflächen, Wegeland, Friedhöfe) heute 3) bereits 9,3 Ofo 
der Wirtschaftsfläche (22 950 km2) einnimmt, ·dann erscheint 
es sinnvoll, die oben erwähnte Einschränkung auch aus 
den Naturschutzgesetzen der übrigen Länder zu streichen. 
Vorbildl ich erscheint die Naturschutzorganisation der Freien 
und Hansestadt Hamburg. Hier werden die Aufgaben der 
höheren Naturschutzbehörde vom N a t u r s c h u t z am t 
als einem Amt der Kulturbehörde wahrgenommen . Der 
Leiter des Naturschutzamtes ist gleichzeitig Landesbeauf-
tragter für Naturschutz und Landschaftspflege. Als solcher 
nimmt er noch die Geschäfte der Höheren Naturschutzstelle 
wahr. Hier werden abweichend von der Regelung des 
RNG Stelle und Behörde von einer Person bekleidet, dies 
ist an sich einmalig und im Hinblick auf die noch zu 
erörterenden neuen Organisationsformen in Niedersachsen 
wichtig. 
Zu den Aufgaben dieser Höheren Naturschutzbehörde zäh· 
len Naturschutz und Landschaftspflege, Landschaftspflege 
hier aber im Sinne einer Planungsdisziplin. Die Natur-
schutzbehörde bzw. das Naturschutzamt stellt hier abwei-
chend von der allgemeinen Praxis eigenständig Planungen 
auf oder beauftragt freiberufliche Landschaftsarchitekten, 
dies für sie zu tun. Die Notwendigkeit zu einem derartigen 
Vorgehen wird vom Leiter des Naturschutzamtes selbst be-
gründet, wenn er sagt: „Obwohl es eigentlich selbstver-
ständlich ist, sei bemerkt: „Eine entscheidende Voraus-
setzung für eine erfolgreiche Tätigkeit im Naturschutz ist 
heute und unter den Umständen, wie sie hier vorliegen, das 
Bekenntnis zum Plan, zum Plan als Mittel der Verständi-
gung" (Hoffmann 1963). Damit stellt sich der Naturschutz 
auf eine neue Plattform. Der gleiche Autor betont dies, 
wenn er fordert: „ Es muß endlich ganz allgemein darauf 
ankommen, an die Stelle eines partiellen, aussch(.ießlich 
von Einzelobjekten bestimmten Naturschutzes eine umfas-
sende, planvoll vorgehende Naturschutzarbeit treten zu 
lassen". 

Diese planvoll vorgehende Naturschutzarbeit bedarf aber 
als ausführendes Instrument einer den Au·fgaben ange-
paßten Organisation. Als Beispiel sei hier herausgestellt: 
Einwohnermäßig entspricht im Bundesland Hessen der 
Reg.-Bez. Wiesbaden 4) (2,15 Mill. EW) annähernd dem 
Bundesland Hamburg (1,85 Mill. EW). Der Verdichtungs-
raum Frankfurt-Wiesbaden dürfte mit ähnlichen Proble-
men belastet sein wie der Großraum Hambu·rg. Zusätzlich 
kommen hier aber noch Probleme des ländlichen Raumes 
in allen Abstufungen hinzu. Während Hamburg die Nah-
erholunqsbereiche seiner Bevölkerung in den benachbarten 
Bundesländern Niedersachsen und Schleswig-Holstein nur 
finanziell unterstützen kann, liegen diese in Hessen viel-
fach im eigenen Verwaltungsbereich. Der Vergleich auf Na· 
turschutzebene kann jedoch nicht stattfinden, denn im 
Reg.-Bez. Wiesbaden ist der Dezernent noch mit den Auf-
gaben der Landwirtschaft, Weinbau, Naturschutz, Domänen, 

3) Stand 1966 
4) Der Regierungsbezirk Wiesbaden ist inzwischen mit dem Regierungs· 

bezirk Darmstadt zu sammengelegt worden. 
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Jagd ·und Nassauischer Zentralstudienfonds betraut. Der Ber 
zirksbeauftragte für Naturschutz und Landschaftspflege ist 
ehrenamtlich tätig. 

3.2 Institute für Naturschutz außerhalb der Universitäten 

Mit mehr als einer •hauptamtlichen Fachkraft sind die 
Landesstellen für Naturschutz und Landschaftspfege G) von 
Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen und Hamourg ausgestattet. Daneben sind 
mit den ·Landesstellen von Hessen und Nordrhein-West-
falen Institute für Naturschutz verbunden. In Hessen be-
steht die Verbindung zwischen der Landesstelle für Natur-
schutz und Landschaftspflege und dem Institut für Natur-
schutz Darmstadt in Form einer Arbeitsgemeinschaft, In der 
das Institut seine Selbständigkeit behält. In Nordrhein-
Westfalen besteht seit 1963 eine Forschungsstelle der 
Landesstelle für Naturschutz und Landschaftspflege. Sie 
wird von einem hauptamtlich täUgen Bezirksbeauftragten 
geleitet, der über keine weiteren Mitarbeiter und über 
keinen eigenen Etat verfügt. Dies sind die Einrichtungen, 
die in den Ländern, außerhalb der Hochschulen, für die 
Grundlagenforschung auf den Gebieten Naturschutz .und 
Landschaftspflege zur Verfügung stehen, soweit nicht in der 
einen oder anderen Landesstelle einzelne Grundlagen-
untersuchungen durchgeführt werden. Im gan.zen gesehen 
wird auf Länderebene, von Ausnahmen abgesehen, kaum 
Grundlagenforschung betrieben, auf keinen Fall In einem 
den Aufgaben angemessenen Umfang. 

3.3 Die Neuorganisation von Naturschutz und Landschafts-
pflege in Niedersachsen 8) 

In Niedersachsen ist die Landesverwaltung bemüht, zu 
neuen Organisationsformen für den Naturschutz und d.fe 
Landschaftspflege zu gelangen und dabei voll arbeitsfähige 
Dezernate für Landespflege (Naturschutz, Landschaftspflege 
und Grünordnung) einzurichten. Die Aufgaben sind laut 
Geschäftsverteilungsplan für die Bezirksregierungen: 

Landespflege 
1. Natur- und Landschaftsschutz 
2. Landschaftspflege 
3. Mitwirkung bei Fachplanungen 
4. Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten 
5. Naturparks 
6. Geschäftsstelle des Bezirksbeauftragten für Naturschutz 
7. Öffentliche Gärten 
Die Durchführung erfolgt, indem aurf der Ebene der Re-
gierungsbezirke bzw. der Verwaltungsbezirke das frühere 
Dezernat für Naturschutz in ein Fachdezernat umgewandelt 
wird. Vorgesehen ·ist, dem Fachdezernenten Landschafts-
pfleger mit akademischer Ausbildung, einen Gartenbau-
ingenieur, eine Zeich·enkraft und eine Schreibkraft beizu-
geben. Für ausgesprochene Verwaltungsaufgaben und 
Rechtsfragen stehen ihm ein Kodezernat (Jurist) und ein 
Sachbearbeiter zur Verfügung. Die ehrenamtlich tätigen 
Bezirksstellen für Naturschutz und Landschaftspflege wer-
den beibehalten. Ihre Aufgaben verbleiben Ihnen, wobei 
sich in der Praxis ein Schwerpunkt beim erhaltenden Natur-
schutz bil<len wird. Durch den Ausbau der Verwaltung auf 
der mittleren Ebene hofft man, die Aufgaben des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege ihrer Bedeutung ent-
sprechend wahrnehmen zu können. Z. Z. sind bereits bei 
den Regierungspräsidenten bzw. Verwaltungspräsidenten 
in Aurich, Oldenburg, Hannover und Lüneburg die Höheren 
Naturschutzbehörden als Dezernate für Landespflege aus-
gestattet worden. Entsprechende Dezernate in Hildesheim 
und Braunschweig werden in Kürze folgen. 

5) Die Bayerische Landesstelle nennt sich als einziger nur: .Bayerische 
Landesstelle für Naturschutz• 

6) Nach Angaben des Niedersachsischen Landesverwaltungsamtes, De-
zernat Naturschutz und Landschaftspflege 
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Die Fachstelle auf Landesebene wi·rd durch <lie Neurege-
lung, auch personell, nicht geschmälert. Ihre Arbeit konzen-
triert sich jetzt mehr auf Grundlagen- und Zweckforschung, 
überörtliche Planungen, Dokumentation, Erfahrungsaus-
tausch mit Nachbarländern, Ausbildung des Nachwuchses 
und Öffentlichkeitsarbeit. Die niedersächsische Landes-
regierung erließ in Anerkennung der Bedeutung von Natur-
schutz und Landschaftspflege Sonderlaufbahnvorschriften, 
die es gestatten, die wissenschaftllchen Fachkräfte In das 
Beamtenverhältni·s mit der Bezeichnung „ Baurat" zu be-
rufen. 

Im Gegensatz zu Niedersachsen erfolgte ·in Baden-Württem-
berg ein Ausbau der Bezirksstellen für Natu.rschutz und 
Landschaftspflege mit weiteren Fachkräften. 

In Nordrhein-Westfalen sind die Bezirksbeauftragten für 
Naturschutz •und Landschaftspflege gleichfalls hauptamtlich 
tätig 7) . 

4. Zur Frage der Beauftragten für Naturschutz und Land-
schaftspflege 

Die hier kurz dargestellten verschiedenen Wege, die Natur-
schutzorganisat ionen weiter zu entwickeln, erfordern in 
jedem Falle eine Entscheidung über die Stellung des 
N a t u r s c h u t z b e a u f t r a g t e n , wie sie vom RNG, 
§§ 8 und 9, vorgesehen ist. Die unterschiedliche Einstufung 
der Bezirksstell~n ist bereits behandelt worden. Hier wird 
eine Analyse der Kreisbeauftragten für Naturschutz und 
Landschaftspflege versucht. Die Kreisbeauftragten sind im 
gesamten Bundesgebiet ohne Ausnahme ehrenamtlich tätig. 

Ihre Aufgabe ist nach § 8 RNG: 

„a) Ermittlung, wissenschaftliche Erforschung, dauernde 
Beobachtung und Überwachung der In § 1 genannten 
Teile der heimatlichen Natur, 

b) Feststellung der Sicherungsmaßnahmen; Anregung der 
Beteiligten zum Schutze ihrer Naturdenkmale und son-
sHger Natur, 

c) Förderung des allgemeinen Verständnisses für den 
Naturschutzgedanken." 

Die nach Umfang und Zahl ständig zunehmenden Eingriffe 
in die Landschaft (z. B. Flurbereinigung, Siedlung, Straßen-
bau u. a.) verlangen vom Beauftragten Stellungnahmen zu 
den verschiedensten Fachplanungen und die Fähigkeit, aus 
landespflegerischer Sicht, Alternatiworschläge zu unter-
breiten. Das erfordert die Auseinandersetzung und Be-
herrschung der unterschiedlichsten technischen, planeri-
schen und landespflegerischen Methoden sowie deren 
rechtliche Verfahrensweisen. Hinzu kommt die zeitliche 
Belastung. 

In welchen Berufen stehen diese ehrenamtlichen Beat1ftrag-
ten für Naturschutz und Landschaftspflege? Auf Grund einer 
Befragungsaktion und unter Auswertung von Unterlagen 
der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Beauftragter für Natur-
schutz und Landschaftspflege wu·rden eine Reihe verscMe-
dener Daten zusammengetragen. 

Die Tabelle 9 gibt einen überblick über die berufliche Zu-
sammensetzung der Kreisbeauftragten in den ·einzelnen 
Ländern ohne Stadtstaaten. 

Auf Grund der vorl iegenden Angaben wurde in vereinfach-
t.er Form, ohne akademische oder nichtakademische Aus-
bildung zu berücksichtigen, zusammengefaßt unterschieden 
zwischen: Lehrern, Garten- und Landschaftsarchitekten, 
Forstleuten, Landwirten, Verwaltungsbeamten, Sonstigen 

7) Inzwischen ist jede Stelle mit einer weiteren hauptamtlichen Fach· 
kraft ausgestattet worden. 



und Unbekannt. Unter Unbekannt sind auch alle die Stellen 
erfaßt, die zur Zeit des Stichtages als unbesetzt galten. 
Weniger als 1 % der untersuchten Personen gab als Beruf 
„Biologe" an. Da sie, wie weiteren Angaben zu emnehmen 
war, häuHg im Schuldienst stehen, wurde diese Gruppe den 
Lehrern zugeschlagen. 

Die Gegenüberstellung der Länderergebnisse zeigt, daß die 
Gruppe „Lehrer" mit 41 % aller Kreisbeauftragten den 
größten Anteil stellt 8). Dies gilt auch für alle Bundes-
länder mit Ausnahme von Baden-Württemberg, wo die 
Gruppe „ Forstleute" (36 %) vor der Gruppe „Lehrer" (23 %) 
füh-rt: Ober 10 % weisen im Bundesdurchschnitt die Grup-
pen „ Garten- und Landschaftsarchitekten" (12 %), „Forst-
leute" (18 %) und „Verwaltungsbeamte" (13 %) auf. Er-
staunlich gering .fst der Anteil der Landwirte an den Natur-
schutzbeauftragten. Obwohl die landwirtschaftliche N"Utz-
fiäche 56,7 % des Bundesgebietes deckt, beträgt der An-
teil der Beauftragten aus den Reihen der Landwirte nur 
3 %. Im Vergleich dazu: Forstfläche 29 % der Bundesfläche, 
„ Forstleute" 18 % der Beauftragten. Unter dem Begriff 
„Verwaltungsbeamten" sind Kreisbeauftragte zusammen-
gefaßt, die in den Kreisverwaltungen selbst tätig sind. Hier 
ist allerdings zu beachten, daß zur Gruppe „Garten- und 
Landschaftsarchitekten" überwiegend „Kreisgartenbaufach-
berater" zählen, die ebenfalls In der Krelsv.erwaltung arbei-
ten. Diese beiden Gruppen gehören deshalb eigentlich zu-
sammen und ergeben addiert 25 % aller Kreisbeauftragten. 
Es steht also rd. jeder vierte Kreisbeauftragte in einem 
dienstlichen Abhängigkeitsverhältnis zur Kreisverwaltung. 
Damit kann das vielgerühmte Prinzip des behördenunab-
hängigen Kreisbeauftragten im Grunde als aufgehoben be-
trachtet werden. Diese stillschweigende Entwicklung ent-
spricht eigentlich nicht der Absicht des RNG. Sie zeigt aber 
unverkennbar den Zug der Zeit, den Naturschutz insgesamt 
in die Verwaltung bzw. Behörde zu verlagern. In Zukunft 
dürfte der von den Kreisverwaltungen gestellte Anteil der 
Beauftragten sogar noch zunehmen. Die Ursache für diese 
Entwicklung liegt nicht zuletzt in der schon seit Co n -
wen t z bekannten und in der sich seither steigernden 
Schwierigkeit, geeignete ehrenamtliche und qualifizierte 
Kräfte zu finden. Die erforderliche Qualifikation der Beauf-
tragten sollte aber auch in einem einheitlichen Wissen, 
Können und methodischen Aroeiten ·gesehen werden. Nur 
so ist eine gleichwertige Beratung der Naturschutzbehör-

8) Für 1936 gab 0 b er k i r c h in einem Flugblatt: .Der Beauftragte 
für Naturschutz und seine Arbeitsmöglichkeiten• vom 31. Dezember 
1946 folgende Obersicht: 

Bezirksbeauftragte für Naturschutz im Reich 1936: 

Preußen Länder Reich 

Studienräte 13 3 16 
Mittelschullehrer 9 1 10 
Rektoren 5 5 
Miterledigung 
im Verwaltungsdienst 3 12 15 
andere Berufe 4 4 8 

34 20 54 

Der spätere Rückgang des Anteiles der Lehrerschaft an den Beauf· 
!ragten wird damit begründet, daß der Erlaß des Kultusministers 
vom 14. Februar 1934, wonach für Bezirksbeouftrogte eine Herab-
setzung des Schuldienstes bis ouf 12 Wochenstunden a ls Mindest-
schuldienst nach der Oberführung des Naturschutzes vom Kultus-
minister auf das Reichsforstamt zwar nicht aufgehoben, ober auch 
nicht mehr durchgesetzt wurde. 

Zur Situation Sylvester 1946 heißt es: . Es gibt keine Behörde, keine 
höhere Naturschutzbehörde, keine Schulbehörde, keine oberste 
Behörde, auch damals keine Reichsbehörde, die sich darüber Klarheit 
verschafft und sich darüber Rechenschaft gibt, wie die Bezirks-
beauftragten d ieses Arbeitsmaß neben dem Schuldienst und ohne 
auch nur halbwegs reichende Mittel, ohne Büro und einfachste 
büromäßige Einrichtung schaffen. Sie sind sich völlig selbst Ober· 
lassen.• 

den zu erreichen und andererseits eine vom Land bis zum 
Krefs gleichsinnige Naturschutzpolitik zu treiben. Dies gilt 
ganz besonders dann, wenn die Naturschutzarbeit von 
einem einzelnen geleistet werden muß. Jede Fachverwal-
tung ist, um wirkungsvoll arbeiten zu können, auf Mitarbei-
ter angewiesen, deren Fachwissen durch ihre Ausbildung 
gewissermaßen genormt ist. „Detailspezialisten" werden 
hier erst als feste Mitarbeiter herangezogen, wenn ein aus-
reichendes „Stammpersonal" vorhanden ·ist. Die Natu.r-
schutzorganisation ging den umgekehrten Weg. Eine den 
Aufgaben einer Industriegesellschaft angepaßte leistungs-
fähige Naturschutzorganisation wi rd sich erst dann heraus-
bilden können, wenn sie von fachlich geschulten und „ge-
normten" Kräften getragen wird. Die überkommene ehren-
amtliche Organisation kann den zukünftigen Aufgaben nicht 
mehr angepaßt werden. Diese Hinweise sind keine Kritik 
an den persönlichen Leistungen der einzelnen Beauftrag-
ten, sondern sie beziehen sich auf die besondere Organi-
sationsform des Naturschutzes. 

Ein Blick auf die Altersgliederung der Kreisbeauftragten 
kann diese Situation nur noch verdeutlichen (vgl. Abb. 1). 
Die Altersgliederung einer ausgewogenen Verwaltung zeigt, 
graphisch dargestellt, eine stumpfe „A lterspyramide". Bei 
der Darstellung des Alters des Kreisbeauftragten entsteht 
das Bild eines „Zwiebelturms". Überalterung und Disharmo-
nie in der Altersschichtung kommer hier deutlich zum Aus-
druck. 

Im Durchschnitt aller Bundesländer sind 33 % und mehr 
der Kreisbeauftragten 65 Jahre alt. Ausnahme: Hessen 
(24 %). Der Anteil der Kreisbeauftragten von über 60 Jahren 
schwankt nach dem Stand vom 1. 12. 1967 zwischen 80% 
(Schleswig-Holstein) und 42 % (Hessen). In spätestens vier 
Jahren - hält man die derzeitige Situation konstant - wird 
jeder zweite Beauftragte das allgemeine Pensionsalter 
überschritten haben. Schon heute beträgt das Durch-
schnittsalter der Kreisbeauftragten im Bundesgebiet rd. 
59 Jahre (vgl. Tab. 9). 

Die Frage nach ·dem Sinn einer ehrenamtlichen Tätigkeit 9) 

wird seit vielen Jahren heftig diskutiert. E n g e 1 h a r d t 
stellte z. B. 1956 die Frage: „Aber warum in aller Welt 
benötigt der Naturschutzbeauftragte, der doch auch an 
Recht und Gesetz gebunden ist, Weisungsfreiheit in höhe-
rem Maß, als etwa der Leiter des Flurbereinigungsamtes, 
Wasserwirtschaftsamtes, einer Anstalt für Landeskultur 
usw.?" So kommt denn auch der derzeitige Landesbeauf-
tragte für Naturschutz In Bayern, Man g (1968) zum 
Schluß, „künftig Stellen für hauptamtliche Kreisbeauftragte 
zu schaffen, wobei je nach den örtlichen Verhältnissen ein 
Kreisbeauftragter für mehrere Kreisverwaltungen :bestellt 
werden könnte". 

Von ehrenamtlichen Einrichtungen wird leider häufig er-
wartet, daß sie nichts kosten. Es Ist deshalb nichts Außer-
gewöhnloiches, wenn die das Ehrenamt des Beauftragten 
Ausübenden sich noch finanziell beteiligen. Der Etat der Na-
turschutzstellen stellt gleichfalls ein Moment ihrer Leistungs-
fähigkeit dar. Am Beispiel der Landesstellen und der Be-
zirksstellen von Bayern soll dieser Aspekt im einzelnen 
dargestellt werden. Die Unterlagen wurden dem Verfasser 
von der Landesstelle für Naturschutz freundl,Jcherwelse zur 
Verfügung gestellt. (s. nächste Seite) 

9) Diese Frage ist bereits unmittelbar noch dem Kriege im Naturschutz 
intern diskutiert worden, so zwischen K 1 o s e und Sc h wen -
k e 1 , Sc h u r h a m m er und 0 b er k i r c h. Vor ollem ist 
von 0 b er k i r c h die Eignung der Kreisbeauftragten ober auch 
vieler Bezirksbeauftragter in der Landschaftspflege tätig zu werden, 
leidenschaftlich bestritten worden. Dieser Mangel des amtlichen 
Naturschutzes, nämlich Landschaftspflege betreiben zu können, 
sollte nach den Vorstell ungen von 0 b er k i r c h durch intensive 
Schulung der Bezirksbeauftragten beseitigt werden. 
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Der Haushalt der Bayerischen Landesstelle für Naturschutz 
im Jahre 1967 weist für 
Sachausgaben aus: 
Geschäftsbedürfnisse 

Neuanschaffung und 
Reparaturen sowie Er-
gänzung von Einrich-
tungsgegenständen in 
den Diensträumen 
Bücherei, Landkarten, 
Zeitungen 
Postgebühren (werden 
von der Regierung in 
Oberbayern getragen, 
da die Post im Hause 
frankiert wird) 
Bewi-rtschaftung von 
Diensträumen 
Haltung von Dienst-
fahrzeugen (1 VW) 

Reisekostenvergütung 

Zuschüsse für gemein-
schaftliche Veran-
staltungen 
Zuschuß an die 
Gemeinschaftsküche 
Vermischte Verwaltungs-
ausgaben (Beiträge) 
Bildarchiv 

Insgesamt 

DM 1000,-

DM 1700,-

DM 1 000,-

DM 3420,-

DM 2 000,-
DM 3500,-

DM 100,-

DM 400,-

DM 100,-
DM 1 000,-
DM 13 220,-

(Der hier angege-
bene Betrag erhöht 
sich nach Bedarf) 

Im Rechnungsjahr 1967 stellte sich d ie Etatlage der Be-
zirksstellen für Naturschutz wie folgt dar: 

Im Haushalt des Fachberaters für Naturschutz des Bezirks 
Oberbayern befinden sich nachstehende Ansätze im Rech-
nungsjahr 1966: 
Reise- und Kfz-Kosten 
Geschäftsbedürfnisse 
Fachzeitschriften, Literatur, 

DM 6 600,-
DM 1200,-

amtl. Blätter DM 400,-
DM 8200,-

Der Regierungsbeauftragte für Niederbayern gibt folgendes 
an: „Der Sachetat allerdings würde nur einen k 1 einen 
Bruchteil meines Sekretariates decken, und ich kann mir 
einfach nicht vorstellen, wie die vielfältigen Aufgaben eines 
Regierungsbeauftragten für Naturschutz, angefangen von 
der Büroarbeit, über das Telefon und die Schreibmateria-
lien, Drucksachen und Porti bis zu den sehr erheblichen 
Reisekosten (die unumgänglich sind), ferner Bürokraft und 
schließlich die Aufwandsentschädigung selbst mit DM 
5000,- finanziert werden sollen. Dies ist nämlich der Etat, 
den Niederbayern für diesen Zweck verfügbar hat." 

Der Naturschutzbeauftragte für den Regierungsbezirk Un-
terfranken sagt: „ Hinsichtlich der Anfrage bezüglich der 
Aufgliederung des Sachetats sei mitgeteilt, daß eine Au.f-
gliederung nicht existiert. Es werden nach Verabschiedung 
des Haushaltes der Verwaltung des Bezirkes jeweils DM 
2000,- Zuschuß der Naturschutzstelle zur Verfügung ge-
stellt, die von hier selbständig bewirtschaftet und nach 
Ablauf des Haushaltsjahres pauschal der Verwaltung des 
Bezirks über ihre Verwendung nachgewiesen werden." 

Im Haushalt des Bezirks Mittelfranken waren für den Na-
turschutzbeauftragten folgende Ansätze enthalten : 
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Einnahmen: 
Anteil des Freistaates Bayern an der 
Aufwandsentschädigung des Natur-
schutzbeauftragten 

Ausgaben: 
Aufwandsentschädigung des 
Naturschutzbeauftragten 
Sachbedarf 
Reisekosten 

Summe Ausgaben 
Summe Einnahmen 

Zuschuß aus Bezirksmitteln 

DM 800,-

DM 1 500,-
DM 1 000,-
DM 500,-
DM 3000,-
DM 800,-

DM 22000,-

Für die höhere Naturschutzstelle bei der Regierung von 
Oberfranken genehmigte der Bezirkstag von Oberfranken 
für das Jahr 1967 an Personal- und Sachaufwand: 

Vergütung der Halbtagsschreibkraft DM 2600,-
Aufwandsentschädigung des 
Bezirksbeauftragten DM 1 500,-
Allgemeiner Sachaufwand DM 1 600,-
Porto und Fernsprechgebühren DM 600,-
Reisekosten DM 1 200,-
Unterhalt des beweglichen Vermögens DM 100,-
Anschaffung von beweglichen 
Vermögensgegenständen DM 

DM 7500,-

Der „Aufwand" für einen Bezirksbeauftragten für Natur-
schutz beträgt demnach n u r rd. 58 O/o von ·dem einer 
Halbtagssch reibkraft. 
Aus <lern Regierungsbezirk Oberpfalz werden keine Etat-
mittel benannt. Es wird aber bei den allgemeinen Angaben 
u. a. mitgeteilt: „Sachbedarf wird ausreichend ersetzt, aller-
dings unter dem Einsatz von eigenen Betriebsmitteln, 
Nachzahlung". 
Zur Frage Beförderungsmittel wird gesagt: „Nur Mitbe-
nutzung von Regierungsautos. In 10 JatJ.ren einmal ein 
Regierungsauto allein. Sonst Eisenbahn und sonstige öf-
fentliche Beförderungsmittel, Ausl·agen werden ersetzt." 
Die Bezirksstelle Schwaben war z. Zt. der Befragung un-
besetzt. 
Aus den vorgelegten Daten kann die finanzielle Ausstat-
tung der besprochenen ehrenamtlich geführten Bezirks-
stellen als ein die Lei,stung und das Wirkungsvermögen 
wesentlich beschränkender Faktor erkannt werden. Hier 
dürfte sich eine weitere wesentliche Schwäche der ehren-
amtlichen Stellen zeigen. Zum Vergleich kann der Regie-
rungsbezirk Südwürttemberg-Hohenzollern herangezogen 
werden, dessen Fläche die der besprochenen Regierungs-
bezirke nicht oder kaum überschreitet, wie nachstehende 
Aufstellung zeigt: 

Südwürttemberg-Hohenzollern 
Reg.-Bez. Oberbayern 
Reg.-Bez. Niederbayern 
Reg.-Bez. Unterfranken 
Reg.-Bez. Mittelfranken 
Reg.-Bez. Oberfranken 
Reg.-Bez. Oberpfalz 
Reg.-Bez. Schwaben 

Fläche in kmt 

10092 
16 339 
10754 
8488 
7 618 
7 503 
9 646 

10 200 
Der hauptamtlichen Stelle in Tübingen standen 1967 zum 
Vergleich 3 hauptamtliche Kräfte mit einem Gesamtetat 
von DM 257 600,- (DM 93 600,- Personal, DM 164 000,-
Sachausgaben) zur Verfügung. 

Zur Frage der Aufwandsentschädigung von Kreisbeauftrag-
ten heißt es u. a. In einem Runderlaß des Ministeriums für 
Unterrichtung und Kultus - Oberste Naturschutzbehörde 



des Landes Rheinland-Pfalz - vom 20. 5. 1968: „Die Auf-
wandsentschädigung sollte grundsätzlich jährlich nicht un-
ter DM 300,- liegen. Maßgeblich für die Höhe im Einzel-
fall sollte die Größe des Kreis-{Stadt-)Gebletes sein. Neben 
der Aufwandsentschädigung sollten nachgewiesene Sach-
kosten in bestimmten Grenzen (Porto, Telefongebühren 
usw.) erstattet werden." 

5. Eingriffe In den Natur- und Landschaftshaushalt und 
Ihre Steuerung, dargestellt am Beispiel von Nordrhein-
Westfalen 

Die Weiterentwicklung von Technik, Wirtschaft und Gesell-
schaft führt zwangsläufig zu ständig neuen Eingriffen in 
die Landschaft und zu Umstrukturierungen bestehender Be-
:wgssysteme aller Art. Die sich ständig steigernden techni-
schen Möglichkeiten erhöhen die Eingriffe in den Natur-
und Landschaftshaushalt nach Zahl und Umfang. Versuche, 
die Belastung der Landschaft zu ermitteln, liegen für eine 
Vielzahl von Einzelfällen vor. Eine Methode, die Belastung 
insgesamt als ·einen Planungsfaktor darzustellen, fehlt 
noch 10). 

Die Eingriffe in die Landschaft sind durchaus nicht unerheb-
l ich und in den letzten 10 Jahren in bemerkenswertem Um-
fang gestiegen. Dies läßt sich - auch ein Kennzeichen 
der Belastung - an den in der Landschaft investierten 
Mitteln ablesen, die einer Reihe von Behörden und Ämtern 
zu.r Verwirklichung der ihnen aufgetragenen Baumaßnah-
men zur Verfügung standen. Als Beispiel wurde das Land 
Nordrhein-Westfalen gewählt, weil es am stärksten Indu-
strialisiert und am dichtesten besiedelt ist und weil hier, 
im Vergleich zum Durchschnitt der Länder, zukünftige 
Entwicklungen leichter zu erkennen sind. Als Vergleichs-
jahre dienen 1956 (Beginn der Grünen Pläne), 1961, weil 
1960 das Haushaltsjahr auf das Kalenderjahr umgestellt 
wurde, und 1965. Untersucht wurden die Fachgebiete Flur-
bereinigung und Aussiedlung, Nebenerwerbssiedlung, 
ländlicher Wasserbau und Straßenbau. Unberücksichtigt 
blieben die mit nicht geringen Mitteln durchgeführten Ein-
griffe in den Landschaftshaushalt durch die Entnahme von 
Sand, Steinen und Erden über und unter Tage. Hier sollen 
nur Maßnahmen zur Strukturverbesserung Berücksichtigung 
finden und deren finanzieller und personeller Aufwand dem 
der Stellen für Naturschutz und Landschaftspflege gegen-
übergestellt werden. Dabei kann von der These ausgegan-
gen werden : Alle und besonders die hier angeführten 
staatlichen Wirtschaftsförderungen sollen sich nicht allein 
im wirtschaftlich-technischen Bereich strukturverbessernd 
auswirken, sondern auch den Natur- und Landschaftshaus-
halt mindestens nicht nachteilig beeinträchtigen. 

In Tabell·e 11 werden Maßnahmen zur Agrarstrukturverbesse-
rung wie Flurbereinigung, ländliche Siedlung und soge-
nannte forstliche Vorhaben nach ihrem finanziellen Auf-
wand und dem Anteil der Beihilfen dargestellt. Im Zu-
sammenhang mit der Flurbereinigung werden weiterhin 
die noch erstmals zu bereinigenden Flächen, die durchge-
führten Maßnahmen und das insgesamt dafür zur Verfügung 
stehende Personal genannt. Auffallend ist, daß der Per-
sonalbestand in den untersuchten 10 Jahren zurückgegan-
gen ist, was auf Rationalisierungsmaßnahmen und Hinzu-
ziehung freiberuflicher Büros zurückzuführen ist. Die Aus-
gaben der Flurbereinigung, ohne Aussiedlung, stiegen im 
Untersuchungszeitraum von 39,9 Mill. DM auf 108,7 Mill. DM 
an. 

Tabelle 12 gibt einen Überblick über die wasserwirtschaft-
lichen und kulturtechnischen Arbeiten ohne städt. Trink-
wasserversorgung, Kanalisation, einschließlich Kläranlagen. 
Die investierten Mittel sind nach 12 Sachgebieten aufge-
schlüsselt, desgleichen die damit durchgeführten Maß-

10) Vg l. auch Raumordnungsber. d . B'undesregierung V/3958 v. 12. 3. 69 

nahmen. Die Ausgaben stiegen von 193 Mill. DM im Jahre 
1956 auf 608 Mill. DM im Jahre 1965. 

Tabelle 13 kennzeichnet die außerordentlich starke Entwick-
lung im Straßenbau, hier im Landesteil Westfalen. Dies 
drückt sich nicht allein in einer personellen und finanziellen 
Steigerung aus, sondern auch in der Einrichtung einer 
ganzen Reihe neuer Ämter. Die in den einzelnen Jahren 
geleistete Arbeit läßt sich schlecht erfassen, da einmal 
viele Einzelprojekte einige Jahre bis zum Abschluß be-
nötigen und andere Arbeiten sich nicht in m2 oder km 
ausdrücken lassen. Zudem erfolgt der Ausbau im Rahmen 
von 4-Jahres-Plänen und wird auch in diesem Zusammen-
hang veröffentlicht. Die für den Straßenbau benötigten 
Mittel stiegen von 206 Mill. DM 1956 auf 819 Mill. DM 1965 
an. Eine ähnliche Entwicklung gab es im Landesteil Rhein-
land. Hier stiegen die dem Straßenbau zur Verfügung 
stehenden Mittel von 158,4 Mill. DM im Jahre. 1956 auf 
850 Mill. DM im Jahre 1965 an. 

Dieser Entwicklung der die Wirtschaftsstruktur verbessernden 
Maßnahmen wird die des Naturschutzes gegenübergestellt, 
dessen Aufgabe es nach § 1 RNG ist, dem Schutz und der 
Pflege der heimatlichen Natur in allen ihren Erscheinungen 
zu dienen. Die Tabelle 14 zeigt die Entwicklung der 
Naturschutzbehörden und -stellen. Zählt man lediglich die 
vorhandenen Naturschutzbehörden und -stellen zusammen, 
so ergibt dies die beachtliche Zahl von je 102 Behörden 
bzw. Stellen. Vor rund 10 Jahren, 1956, waren davon je eine 
Behörde und eine Stelle mit einer hauptamtlichen Kraft 
besetzt. Zehn Jahre später ist keine wesentliche Änderung 
im Bereich der Behörden festzustellen. Von 102 Behörden 
verfügt immer noch nur eine einzige über hauptamtliche 
Kräfte. Durch die Besetzung der Bezi rksstellen mit haupt-
amtlichen Kräften stieg die Zahl der hauptamtlich geführ-
ten Naturschutzstellen auf acht. Auf der Umwandlung der 
Ehrenämter der 8 Bezirksbeauftragten in Planstellen be-
ruht im Grunde die gesamte Personalentwicklung. Die weni-
gen weiteren Zugänge sind zum größten Teil Halbtags-
sch reibkräfte. 

Beachtlich ist die zahlenmäßige Entwicklung des Gesamt-
etats von 130 000,- DM auf 2127 000,- DM. In Wirklich-
keit muß der Etat von 1956 in Relation zur Größe und 
Einwohnerzahl a~s bedeutungslos bezeichnet wer<len. Das 
gilt im Grunde auch noch für 1961, da es sich hier im 
wesentlichen um eine Steigerung der Personalausgaben, 
nicht aber um eine entscheidende Anhebung der Sach-
mittel handelt. Im Etat für 1965 sind neben 700 000 DM 
für Naturparkmittel zur Förderung des Ankaufs von Grund-
stücken für Zwecke des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege, sofern die Maßnahmen nicht im Rahmen des Städte-
baues gefördert werden, 500 000 DM ausgewiesen. Zur För-
derung von Maßnahmen der Landschaftspflege und von 
Maßnahmen in Landschaftsschutzgebieten standen zusam-
men 300 000 DM bereit. Dieser Fortschritt ist jedoch sehr 
relativ, nicht nur, wenn die Aufgaben von Naturschutz 
und Landschaftspflege in Betracht gezogen werden, son-
dern auch bei einem nach Flächengröße, Einwohnerzahl 
und lndustrialisierungsgrad grundsätzlich wohl statthaften 
Vergleich mit den benachbarten Niederlanden. Hier stan-
den 1966 für den Ankauf von Naturschutzgebieten 14,5 Mill. 
Gulden zur Verfügung, ein Betrag von einer ganz anderen 
Größenordnung. 

Neben dem Naturschutz beschäftigen sich in Nordrhein-
Westfalen vier weitere Dienststellen mit Fragen der Land-
schaftspflege. Die entsprechenden Daten enthält Tabelle 15. 
Hier beruht der personelle Zuwachs zur Hälfte auf der 
Neueinrichtung von zwei Referaten für Landschaftspflege. 
Das Referat für Landesplanung, Strukturmaßnahmen und 
Naturschutz mit dem Sachgebiet Natur- und Landschafts-
schutz der Landwirtschaftskammer Rheinland (vgl. Tab. 4) 
wurde erst 1965 eingerichtet, obwohl von den Forstämtern 
der Landwirtschaftskammer Landschaftspflegemaßnahmen 
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wie Windschutzpflanzungen und Flurholzanbau seit 1950 
betrieben werden. Diese Aufgaben der Landschaftspflege 
gehören auch heute noch zur Forstabteilung, ohne daß 
dort oder in <:ten Stellenplänen der Forstämter eine spe-
zielle Kraft für Landschaftspflege ausgewiesen ist. 

Auch in der Landschaftspflege ist in <:ten betrachteten 10 
Jahren eine zahlenmäßig erhebliche Steigerung der Etat-
mittel von rd. 500 000 DM auf r-d. 2 000 000 DM festzustel-
len. Zahlen aus den Niederlanden schränken diese Steig-e-
rung jedoch wieder beträchtlich ein. Dort wurden 1966 aus-
gegeben 

für Landschaftspflege in der 
Flurbereinigung 
und 
für Hofeingrünung, Deichbegrünung, 
kleinere Projekte 

·insgesamt 

5,00 Mill. Gulden 

1,25 Mill. Gulden 

6,25 Mill. ·Gulden 

Vor einer Gegenüberstellung der zusammengetragenen 
Daten sind noch einige grundsätzliche Hinweise notwendig. 

1. In den gestiegenen lnvestWonsmitteln spiegeln sich 
nicht nur eine Zunahme des Bauumfangs, sondern auch 
eine Zunahme der Kosten ·und eine qual.itative Steige-
rung wider. Diese Tatsache relativiert die dargestellten 
Mittel. 

2. Die verschiedenen Daten werden hier nur gegenüb·er-
·gestellt, nicht aber verglichen, da die Bezugsgrößen zu 
unterschiedlich sind. Deshalb können auch Steige-
rungen von mehreren 100 % z. B. beim Straßenbau nicht 
mit solchen beim Naturschutz in Bezug gebracht wer-
den. Eine Steigerung von 249 auf 625 Beamte (Straßen-
bauverwaltung Westfalen) ist weitaus gewichtiger als 
eine von 1 auf 5 .innerhalb von vi·er verschiedenen 
Dienststellen. 

3. Es wird darauf hingewiesen, daß innerhalb der Stra-
ßenbauverwaltung eine wachsende Zahl von Land-
·schaftspflegern tätig ist (vgl. Tab. 4). Sie sind in der 
Zahl der Bediensteten des Straßenbaues mit enthalten. 
Ihre Gesamtzahl von 28 ist höher als diejenige aller 
übrigen Landschaftspflege und Naturschutz betreiben-
den Stellen. Hierin zeigt sich ein traditionelles Inter-
esse des Straßenbaues an der Landschaftspflege, aber 
auch ein Mißverhältnis in der Ausstattung der übrigen 
Stellen, die ja die gesamte Fläche betreuen sollen. Die 
für die Bepflanzungen beim Straßenbau aufgewandten 
Mittel lassen sich im einzelnen nicht anführen, da si-e in 
den Gesamtbausummen enthalten sind. 

4. Das Personal, das sich mit Fragen der Aussiedlung und 
iändt.ich·en Siedlung befaßt, kann nicht erfaßt werden 
und blieb hier unberücksichtigt. 

5. Den Flurbereinlgungsbehörden und den Wasserwirt-
schaftsämtern leisten die angeführten Ämter für Landes-
pflege usw. Amtshilfe. 

Eine Zusammenfassung der betrachteten Dienststellen 
(ohne Naturschutz und Landschaftspflege) nach den von 
ihnen in der Landschaft investierten Mitteln ergfüt für 1956: 
716,5 Mill. DM, für 1965 bereits 2438,2 Mill. DM (Tab. 16). 
Das sind gewaltige Summen und Steigerungen von 340 % 
in 10 Jahren. Wir müssen also allein in Nordrhein-Westfalen 
(NRW) jährlich mit Investitionen vor rd. 2,5 Milliarden DM 
rechnen, ohne die weiteren, hier nicht erfaßten Eingriffe mit 
zu berücksichtigen. Es dürfte keinen Zweifel geben, daß 
dies Gefahren für den Natur- und Landschaftshaushalt 
einschließen muß. Wer prüft aber, ob, wo und in welchem 
Umfang Belastungen und Schäden zu erwarten sind, ein-
treten und uns eventuell Folgelasten entstehen, die mit 
neuen erheblichen und bei Vorausschau nicht erforder-
derlichen Mitteln wieder beseitigt werden müssen? 
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Die Stellen, die es tun sollten, standen 1965 mit 26 Per-
sonen Gesamtpersonal und einem Gesamtetat von rd. 
5 Mill. DM allein in diesem Sektor mehreren tausend Per-
sonen mit einem Gesamtetat von 2,4 Milliar-Oen DM gegen-
über, ein offensichtliches Mißverhältnis. 
Dies gilt nicht allein für Nordrhein-Westfalen. L an d -
g r e b e (1967) gibt für Bayern folgende Zahlen an: 
Haushaltsjahr 1965 
Straßenbau (Bund und Land) 
Wasserversorgung (Zuschüsse) 
Abwasserbeseitigung (Zuschüsse) 
Staatlicher Wasserbau 
(Bund und Land) 
Nichtstaatlicher Wasserbau 
(Bund und Land) 
Wirtschaftswegebau a. d. 
Flurbereinigung (Zuschüsse) 

zusammen 
Für Natur- und Landschaftsschutz 
(Ankauf von Naturschutzgebieten) 

779100 000,- DM 
173 100 000,- DM 
112 900 000,- DM 

24 OOÖ 000,- DM 

21 500 000,- DM 

50 000 000, - DM 

1160 600 000,- DM 

80000,- DM 

Der angegebene Betrag für Naturschutz kann durch wei-
tere Angaben über den Naturschutz und die Landschafts-
pflege ergänzt wer.den. Im Grundsatz ändert das wenig 11). 

Hier soll noch einmal ein Vergleich mit den benachbarten 
Niederlanden gezogen werden. Für Aufgaben der Land-
schaftspflege standen ·im Rechnungsjahr 1966 in den Nie-
d·erlanden 45,55 Mill. Gulden zur Verfügung oder etwa 
4,4 Gulden pro Einwohner, in NRW rd. 5,647 Mill. DM oder 
0,34 DM pro Einwohner. 
Die Ursach·en für dieses Mißverhältnis dürften bei uns u. a. 
darin liegen, daß der Naturschutz sich lange Zeit, auch noch 
nach 1945, von Planungen und Ausführungen ferngehalten 
hat. Den daraufh.in entstandenen Behörden, Ämtern für 
Landespflege oder Landschaftspflege fehlen aber die ge-
setzlichen Grundlagen. Ihre Arbeit hing und hängt viel-
fach vom Verständnis der Beteiligten ab, di·e alle Einzel-, 
aber keine Gesamtinteressen vertreten. Daher fehlt die 
Möglichkeit, sich entsprechend den durchaus erkannten 
Aufgaben zu entfalten. Die in Fachbehörden eingeglieder-
ten Stellen können aus ih-ren Fachbereich nicht hinaus. 

Von den erfaßten 2,658 Milliarden DM waren 1,893 Mil-
liarden DM Beihilfen, mit denen die verschiedenen Maß-
nahmen ganz oder teilweise finanziert werden. Blieb 1956 
noch der Anteil der Beihilfe kleiner als die Eigenleistungen, 
so war das 1965 umgekehrt. Den größeren Teil der Lasten 
trägt die A llgemeinheit. Zieht man den wachsenden Anteil 
der Beihilfen in die Überlegungen mit ein, so scheint eine 
Beziehung zwischen dem wachsenden Anteil öffentlicher 
Gelder und der Wahrnehmung Ö·ffentlicher Interessen, hier 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, zu fehlen. 
Während die Wirtschaft über die Frage einer Mitbestim-
mung frei diskutiert, wird für eine Mitbestimmung in der 
Landschaft noch nichts Ernsthaftes unternommen. Es ist 
wenig verständlich, daß bei der gegebenen Zusammen-
setzung der investierten Mittel der Vorstan<:I der Teilneh-
mergemeinschaft - also die Interessenten der Landwirt-
schaft - allein bestimmen, ob Maßnahmen von öffent-
l·ichem Interesse, wie sie z. T. ·in einem Landschaftsplan 
·dargestellt werden, zugelassen oder geduldet werden. In 
der Praxis führt dies zu folgenden Ergebnissen. 

In 300 bearbeiteten Flurbereinigungsverfahren in Rheinland-
Pfalz haben von den Teilnehmergemeinschaften 

15 % alle Vorschläge der Landschaftspflege angenommen, 
men, 

40 Ofo einen Teil der Vorschläge angenommen, ausgeführt 
oder zur Ausführung vorgesehen, 

45 % al.le Vorschläge abgelehnt (Pf 1 u g, 1966). 

11) Für diese Relationen hat Kr a u s bereits 1956 den Begriff geprägt 
. Millionen gegen Almosen• 



6. Hinweise auf die Entwicklung der Grünordnung Im 
Vergleich zu der von Naturschutz und Landschafts-
pflege 

ln dieser Arbeit kann nicht die Entwicklung der städtischen 
Grünpolitik aufgezeigt werden. Hier wird nur auf die Tat-
sache hingewiesen, daß die „Problemdichte" der verschie-
denen Fachbereiche zu Anerkennung der Grünordnung als 
einen unbestrittenen Bestandteil der städtebaulichen Ord-
nung geführt hat, der mit angemessenen personellen und 
finanziellen Mitteln ausgestattet ist. Unter solchen Voraus-
setzungen konnten sich auch organisatorisch beispielhafte 
Lösungen ·entwickeln. Die Grünordnung ist hier aus dem 
angesprochenen organisatorischen und ausstattungsmäßi-
gen Aspekt zu betrachten. Ein Einblick in die Tätigkeit der 
Stadtgartenämter zeigt, daß hier vielfach nicht mehr allein 
grünordnerische Aufgaben bewältigt werden, sondern auch 
solch~ des Naturschutzes, der Landschaftspflege und des 
Waldbaues. Im Haushalt einzelner Stadtgartenämter sind 
personell wie sachlich Mittel für Naturschutz und Land-
schaftspflege ausgewiesen. Eine Befragung von 102 Stadt-
gartenämtern ergab (s. Tab. 17), daß fast jedes zweite 
Stadtgartenamt Aufgaben des Naturschutzbeauftragten oder 
der Naturschutzbehörde wahrnimmt. 40 % der befragten 
Stadtgartenämter sind auch für die Betreuung der städti-
schen Waldflächen zuständig. Es haben sich hier also 
„Ämter für Landespflege" herausgebildet, deren Haupt-
tätigkeit d·ie Grünordnung ist und zu deren Aufgaben immer 
mehr die Entwicklung von „Freizeiteinrichtungen im Grü-
nen" wird. 

Aus den für Nordrhein-Westfalen ·ermittelten Daten über die 
Ausstattung des staatlichen Naturschutzes und die Einrich-
tungen für Landschaftspflege läßt sich ein Einblick gewin-
nen, was für die Grünpolitik Im ländlichen Raum aufgewandt 
wird. Es lag deshalb nahe, einmal nach Aufwendungen zu 
fragen, die dafür in den Städten erbracht werden. Zu die-
sem Zweck wurden an zwölf Stadtgartenämter in Nord-
rhein-Westfalen Fragebögen verteilt. Die freundlicherweise 
zur Verfügung gestellten Daten enthält Tabelle 19. Diese 12 
Stadtgartenämter repräsentieren 4,3 Mill. Einwohner (Stand 
1965), bei einer Gesamteinwohnerzahl In Nordrhein-West-
falen von rd. 16,7 Mill., von denen 8,2 Mill. in kreisfreien 
Städten leben. In diesen zwölf Stadtgartenämtern sind 27 
akademische Fachkräfte, 169 Techniker und Ingenieure 
und 4490 Gartenmeister, Gehilfen und Arbeiter tätig. lm 
Naturschutz und in der Landschaftspflege (vgl. Tab. 14 u. 
15) sind, um diese Daten einmal gegenüberzustellen, ins-
gesamt 48 Personen aller Grade tätig. Hierbei ist jedoch 
zu berücksichtigen, daß nur 50 % der kreisfreien Städte 
erfaßt wurden und die Gesamtzahl atwa doppelt so groß 
sein dürfte. Naturschutz und Landschaftspflege verfügen 
über einen Etat von rd. 5,4 Mill. DM. Dem steht ein Etat der 
untersuchten Stadtgartenämter (ohne Friedhofsämter) von 
84,3 Mill. DM gegenüber. Obwohl diese Zahlen nicht direkt 
vergleichbar sind, dürfte In ihnen wohl ein Mißverhältnis 
erkennbar sein, wenn man bedenkt, daß in Nordrhein-
Westfalen für Naturschutz und Landschaftspflege je Ein-
wohner außerhalb der kreisfreien Städte 0,67 DM ausge-
geben werden, im Durchschnitt der untersuchten Stadt-
gartenämter aber je Einwohner 16,- DM, wobei die Aus-
gaben pro Einwohner bis zu 30,- DM ansteigen können 1i). 
Zu den Aufgaben der städtischen Grünanlagen gehört es, 
die Gesundheit der Bevölkerung zu fördern. Es wäre aber 
nicht richtig, dafür Mittel fast nur in den Städten zu inve-
stieren. Damit wird der Aufwand der Stadtgartenämter In 
keiner Weise in Frage gestellt. Sicherlich wären noch 
höhere Beträge erforderlich. 
12) Nach Sc h i n d 1 er (1968) betrugen die Gesamtausgaben der Ge-

meinden und Gemeindeverbä nde 1965 für Park- und Gartenanlagen 
in der BRD 368 Mill. DM, was einem Betrog von 6,82 DM je Ein· 
wohner entspricht. Demgegen über wurden für Theater und Konzerte 
8,33 DM, für Krankenhöuser und dergl. 60,52 DM je Einwohner aus-
gegeben. 

Um der Abwanderung aus den ländlichen Räumen ent-
gegenzuwirken, ist der Freizeit- und Wohnwert als ein diese 
Entwicklung beeinflussender Faktor anzuerkennen. Der 
Wohnwert wird von der Grünordnung, der Freizeitwert von 
der Landschaftspflege mitbestimmt. Auf der anderen Seite 
·steigt die Bedeutung des ländlichen Raumes für die Er-
hokmg der städtischen Bevölkerung. Durch das verlängerte 
Wochenende ist heute jeder Städter theoretisch In der 
Lage, 104 Tage im Jahr neben seinem Urlaub außerhalb 
der Stadt zu verbringen. Diese freien Wochenenden werden 
sicher in noch steigendem Maße im ländlichen Raum ver-
bracht. Die zunehmende Freizeit und ein evtl. schulfreier 
Samstag beschleunigen diese Entwicklung zusätzlich. Die 
potentiellen Erholungsgebiete bleiben in immer geringerem 
Maße landwirtschaftHche - vermutlich auch forstwirtschaft-
liche - Produktionsbetriebe, deshalb erwachsen völlig neue 
Pflegeprobleme. 

Aus einer solchen Gegenüberstellung läßt sich entnehmen: 

1. wie hoch die Pflege- und Unterhaltungskosten für die 
Landschaft werden, wenn diese zum Minimumfaktor ge-
worden ist, 

2. wie verschwindend wenig demgegenüber vergleichs-
weise im ländlichen Raum für die Pflege der Landschaft 
ausgegeben wird (hier im Sinne der natürlichen Land-
schaftsfaktoren), 

3. daß diese Relationen bereits im Hinblick auf die Inan-
spruchnahme des ländlichen Raumes durch die städti-
sche Bevölkerung nicht sinnvoll bestehen bleiben kön-
nen, 

4. daß die Pflege der aus der bisherigen Landbewirt-
schaftung ausscheidenden Flächen mit erheblichen 
Kosten verbunden sein wird, 

5. daß die derzeitigen Organisationsformen nach den Er-
fahrungen in den Städten stärker koordiniert und besser 
ausgestattet werden müßten und 

6. daß auf Grund der Erfahrungen in den Stadtgarten-
ämtern, wie im städtischen Raum überhaupt, eine en-
gere Zusammenarbeit im Hinblick auf die Ziele bei der 
Entwicklung von Erholungsbereichen zwischen Land-
schaftspflege, Naturschutz und Grünordnung erforderlich 
ist. 

7. Gedanken zu einer zukünftigen Organisation von 
Naturschutz und l.andschaftsptlege 

Schon bald nach dem Erlaß des Reichsnaturschutzgesetzes 
wurden Gedankenmodelle für eine zu verbessernde Natur-
schutzorganisation entwickelt. Auch nach dem 2. Welt-
krieg wurden bis in die Gegenwart hinein neue Vorschläge 
unterbreitet. Darauf soll hier im einzelnen nicht einge-
gangen werden. 

7.1 Planungsebenen 

Die Ausführungen über die heutige Organisation von Na-
turschutz und Landschaftspflege im Bundesgebiet zeigen 
sowohl die von Land zu Land wechselnden Organisations-
formen als auch ihre unterschiedlichen Ausstattungen. Die 
verschiedenen Fachbehörden sind ebenfalls nicht in allen 
Ländern gleich organisiert. Wenn Gedanken zu neuen 
Organisationsformen von Naturschutz und Lan<lschafts-
pflege vorgetragen werden, so kann dies nur in einer 
allgemeinen Form geschehen, wobei hier die Besonder-
heiten der einzelnen Länder außer Betracht bleiben. Stets 
ist es aber wichtig, die Vielschichtigkeit der Landespflege 
mit zu bedenken, denn die einzelnen „ Schichten" lassen 
sich nur von bestimmten Verwaltungsebenen wahrnehmen. 
Weiter ist zu beachten, daß unterschiedliche Beiträge zu 
drei Bereichen zu liefern sind: 
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a} zur Raumordnung im weitesten Sinne, etwa bis Z!Ur 
Bauleitplanung, 

b} zur städtebaulichen Ordnung, 
c} zur Fachplanung. 

Dabei ist zwischen einer eigenen Fachplan·ung auf den 
Gebieten der Landschaftspflege, des Naturschutzes und der 
Grünordnung und den Fachplanungen zu unterscheiden, 
die direkt landschaftsverändernd wirken. 

Bei einer gewissen Schematisierung können drei Ebenen 
unterschieden werden. 

7.2 Die allgemeine Planungs- und Förderungsebene 

Die Landespflege ist hier als ein integrierender Bestandteil 
einer umfassenden Raumordnung zu verstehen, in dem die 
drei Teilbereiche Landschaftspflege, Naturschutz und Grün-
ordnung gemeinsam vertreten werden. Die Aufgaben sind 
Programmierung und Planung auf ökolog·i·scher Grundlage 
als hoheitliche Aufgabe, wobei gestalterische Fragen In den 
Hintergrund treten. Die Zielsetzungen sollten in der Regel 
keine Bindungen gegenüber Dritten enthalten. 

Im Bereich der Raumordnung wären die Grenzen, bis zu 
denen eine Belastung der Landschaft vertreten werden 
kann, und die besondere Eignung der Landschaft für be-
stimmte Nutzungen oder die Notwendigkeit für bestimmte 
Schutzmaßnahmen aufzuzeigen, um einem „räumlichen 
Disponieren" über angelegte Entwicklungsmöglichkeiten 
eine größere Sicherheit zu verleihen. Im Bereich der städte-
baulichen Ordnung wären landespflegerische Programme 
sowohl für die Ballungsgebiete als auch für dünnbesiedelte 
sog. ländliche Räume zu entw-ickeln. Daraus ergeben sich 
auch für die landschaftsverändernden Fachplanungen, so-
weit es ihre landespflegerischen Aufgaben betrifft, die 
allgemeinen Zielvorstellungen, wie es überhaupt die vor-
dringlichste Aufgabe dieser Ebene ist, die Ziele der Lan-
despflege zu erarbeiten und die Informationen darüber 
weiterzuleiten. Neben dieser planerischen Aufgabe besitzt 
die Landespflege - und dadurch unterscheidet sie sich 
wieder deutlich von der Raumordnung - eine struktur-
fördernde Aufgabe, indem sie über Mittel verfügt, um 
Flächen anzukaufen und zu pflegen, Landschaftsschäden zu 
beseitigen oder eine bestimmte Naturausstattung herzustel-
len. Der geringe Etat, der z. Z. dafür zur Verfügung steht, 
ist in dem hier zunächst zu betrachtenden Zusammenhang 
unerheblich. Das Brachfallen weiter, z. T. zusammen-
hängender Feldfluren bietet die Möglichkeit. -über Auffang-
gesellschaften - für die die Landespflegebehörden geeignet 
erscheinen - die Flächen zu sichern, die für eine biolo-
gisch reiche und vom Bild her gegl.iederte erholungswirk-
same Landschaft unerläßlich sind. 

Diese allgemeine Planungs- und Förderungsebene wäre 
das Aufgabengebiet der Bundesländer und, soweit es die 
Ver.flechtungen ·innerhalb der EWG und darüber hinaus be-
trifft, die Aufgabe des Bundes. 

7.3 Die Planungs- und Koordinierungsebene 

Landschaftspflege, Naturschutz, Grünordnung treten hier 
häufig als getrennte planerische oder hoheitliche Aufgaben 
auf mit stärkerer Betonung gestalterischer Belange. Die 
selbständig erarbeiteten Planungen auf den genannten 
drei Gebieten werden z. T. eigenverantwortlich durchge-
führt, aber auch erhaltende Maßnahmen wahrgenommen. 
Eine wesentliche Aufgabe ist die Koordinierung der landes-
pflegerischen Aufgaben von Fachverwaltungen und eine 
Kontrolle inwieweit diese hoheiUichen Aufgaben von den 
Fachverwaltungen wahrgenommen werden. Hinzu kommt 
die Weitergabe der Förderungsmittel. 
Für die Raumordnung sind Beiträge für die Reg·ionalpla-
nung zu erarbeiten, in deren räumlichem Bereich es auch 
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Teilaufgaben städtebaulicher Ordnung zu lösen g ilt, soweit 
sie nicht von bestehenden Stadtgartenämtern wahrgenom-
men werden können. Dabei gilt es vor allem, die Methodik 
der Landschaftsanalyse weiter zu entwickeln. Das Ziel ist 
eine Landschaftskarte, die der Landesplanung und allen 
Fachplanungen als eine Grundlage für ihre Entscheidungen 
dienen kann. Auf diesem Wege sollte eine Kommunikation 
der Ziele der Landespflege mit den Aufgaben der ver-
schiedenen Planungsträger herbeigeführt werden. 

Es ist hierbei zu beachten, daß der „ ökologische Beitrag 
zur Raumordnung" nur innerhalb der Grenzen möglich ist, 
die vom Raumordnungsgesetz und vor allem von den 
Landesplanungsgesetzen gezogen sind. Die Bezirksplanun-
gen können z. B. die Realisierung der Ziele der Raum-
ordnung nicht mehr koord inieren. Ein zusammenführen ver-
schiedener Fachverwaltungen zur praktischen Durchführung 
der Ziele der Raumordnung durch eine Landespflegebe-
hörde ist deshalb keineswegs überflüssig, sondern eine 
notwend1ige Ergänzung. Dadurch dürften sich die Möglich-
keiten eines Zusammenwirkens von Landespflege und 
Raumordnung noch erhöhen. 

7.4 Die spezielle Planungsebene 

Aufgaben des Landschaftsbaues werden im Rahmen der 
Landschaftspflege und der Grünordnung Im Bereich der 
verschiedensten selbständigen Fachplanungen geplant und 
ausgeführt. 

Auf dieser Ebene gilt es, die Ziele der Landespflege und 
die erreichten Absprachen mit den verschiedensten Fach-
verwaltungen durchzuführen. Weiter s ind die -in den Pla-
nungsebenen 1 und 2 nicht erfaßbaren Sonderprobleme 
lokaler Art zu lösen. Auf der Ebene der spez·iellen Fach-
planung liegt das Schwergewicht der gestalterischen Arbeit. 
Die notwendigen Maßnahmen sollen soweit wie möglich 
von den zuständigen Fachverwaltungen und müssen, wo 
keine besondere Zuständigkeit gegeben Ist, von der allge-
meinen Verwaltung (Kreisverwaltung, Zweckverband) durch-
geführt werden. Die Planungsaufgaben sind oft parzellen-
scharf abgrenzbar und liegen räumlich innerhalb der Gren-
zen, die der Bauleitplanung gesetzt sind. 

Auf allen drei Ebenen wird heute bereits landespflegerisch 
gearbeitet, wobei die erste Ebene noch am wenigsten 
entwickelt ist. In diesen drei Ebenen ist aber noch zwischen 
hoheitlichen und fachlichen Aufgaben zu unterscheiden, 
worauf bei der vorzuschlagenden organisatorischen Glie-
derung Rücksicht zu nehmen sein wird. Auf die unvoll-
ständigen rechtlichen Voraussetzungen wurde bereits hin-
gewiesen. 

Die drei genannten Ebenen lassen sich schlagwortartig wie 
folgt umreißen: 
1. Programmieren 
2. Analysieren, Koordinieren, Kontrollieren 
3. Realisieren. 

In den letzten 35 Jahren sind verschiedene Organisations-
formen empfohlen und erörtert worden. Ihre Vor- und 
Nachteile sollen hier kurz zusammengestellt werden. 

8. Verschiedene Organisationsmöglichkeiten 

8.2 Eine getrennte Organisation von Naturschutz und 
Landschaftspflege 

Eine getrennte Organisation von Naturschutz und Land-
schaftspflege ist vor allem vor, aber auch noch nach 1945 
gefordert worden. In den Niederlanden besteht eine solche 
Trennung, die sich bewährt hat, wobei Naturschutz und 
Landschaftspflege zwar zu versch iedenen Ministerien (Kul-
tus, Landwirtschaft} gehören, aber Innerhalb einer gemein-
samen Verwaltung (Staatsforstwesen} zwei getrennte eigen-
ständige Abteilungen bilden. 



Eine .getrennte Organ.isation hätte den Vorteil, ·daß gestal-
tende und erhaltende Maßnahmen vertreten werden könn-
ten, ohne sich durch getrennte Interessen evtl. gegen-
seitig zu belasten. 

Die Nachteile beständen in der Unmöglichkeit, Kompetenz-
streitigkeiten ganz au·s.zuschMeßen. Eine Erhaltung von 
Landschaftsteilen ohne ·ihre Pflege und, soweit sie für 
bestimmte Zwecke genutzt werden sollen, z. B. Erholung, 
ohne Gestaltung, ist unmöglich. Wenn die Landespflege 
einen Ausgleich zwischen dem natürlichen Potential eines 
Landes und den vielfältigen Ansprüchen der Gesellschaft 
herbeiführen soll, dann muß sie gleichzeitig In der Lage 
sein, Ordnungs-, Schutz- und Pflegemaßnahmen bestimmen 
zu können. Eine eigene Landschaftspflegeorganisation ist 
letztl ich nur als Fachorganisation denkbar. Als solche würde 
sie aber ihre hoheitlichen Zielsetzungen preisgeben und 
sich der beständigen Gefahr aussetzen, zum lnteressens-
konflikt rivalisierender Fachverwalturrgen zu werden. Ihre 
Existenz und Zugehörigkeit stände bei jeder Verwaltungs-
reform, jeder Sparmaßnahme neu auf der Tagesordnung. 
Unabhängig davon erscheint es fraglich , ob der Aufbau 
einer eigenständigen Landschaftspflegeorganisation in ab-
sehbarer Zeit politisch durchsetzbar wäre. Eine Trennung 
widerspricht auch den derzeitigen allgemeinen Auffassun-
gen eine·r erhöhten Wirksamkeit durch Konzentration. Eine 
Zusammenfassung würde schon den „Reibungswiderstand" 
verschiedener Kompetenzen aufheben und dürfte insge-
samt anregend auf alle Teile wirken. 

8.2 Die Übernahme der Landespflege durch eine Fach-
behörde 

Der Vortei l bestände darin, ·daß ein eingeführter flächen-
deckender Verwalturrgsapparat zur Verfügung stände. 
Über eine solche organisatorische Lösung liegen bereits 
Erfahrungen aus Rheinland-Pfalz vor, wo Landschaftspflege 
und Grünordnung von Sachgebieten der Wasserwirtschafts-
ämter wahrgenommen werden. Dazu sagt P f 1 u g 13) auf-
grund seiner Erfahrungen als früherer fachlicher Leiter von 
Landschaftspflege und Grünordnung im Ministerium für 
Landwirtschaft, Weinbau und Forsten: 

„Der Einfluß des Referates auf '<lie Planungen und Bauten 
anderer Behörden war ungleich größer und erfolgreicher 
als auf die Arbeiten der Wasserwirtschaftsverwaltung. Das 
zeigt deutlich jeder Jahresbericht der Wasserwirtschafts-
verwaltung des Landes Rheinland-Pfalz in der Zeitschrift 
„Wasser und Boden". Die Förderung des biologischen 
Uferschutzes und der Eingrün.ung wasserwirtschaftllcher 
Bauwerke kam trotz erheblicher Anstrengungen des Refe-
renten für Landschaftspflege ·Im Ministerium, der Sachbe-
arbeiter für Landschaftspflege bei den 6 Wasserwirtschafts-
ämtern und entsprechender Erlasse über Ansätze nicht 
hinaus . .. 

Grundsätzlich werden die landespflegerischen Belange und 
Forderungen den „übergeordneten" wasserwirtschaftlichen 
Aufgaben untergeordnet und damit zu Stückwerk, oft auch 
zur nachträglichen Dekoration. Eine Anpassung wasser-
wirtschaftlicher Planungen und Bauten an landespflege-
rische Forderungen bzw. die rechtzeitige Abstimmung bei-
der Aufgabengebiete aufeinander habe ich zu meiner Zeit 
nicht erlebt .. . 

... An der Ausarbeitung grundlegender Erlasse wurde 
die Landespflege, obwohl sie ein Referat der Abteilung 
Wasserwirtschaft war, mehr als einmal nicht beteiligt . .. " 
Für die Landespflege ergeben sich im Rahmen einer Fach-
verwaltung folgende Nachteile: Die Landespflege würde 
zwangsläufig zu einer Fachverwaltung reduziert werden. 
Ihre allgemeinen, schon von M ä d in g 1942 klar erkann-

13) Nach schriftlicher Mitteilung 

ten, hoheitlichen Aufgaben, nicht zuletzt im Rahmen der 
Raumordnung oder im alten Sinne einer allgemeinen 
Landeskultur, können ebensowenig von einer Fachver-
waltung wahrgenommen werden wie die Aufgaben der 
Landesplanung oder der Bezirksplanung. Interessenkon-
flikte zwischen den allgemeinen Zielsetzungen der Landes-
pflege und den speziellen der Fachverwaltungen wären 
unvermeidlich. Die Entwicklung der Landespflege würde 
in Abhängigkeit von der Entwicklung einer Fachverwaltung 
geraten. Der Hinweis, durch die Übernahme der Landes-
pflege ·in eine Fachverwaltung könnte der Aufbau einer 
neuen Organisation gespart werden, ist irreführend. Auch 
die Fachverwaltung müßte, wenn sie vor allem an der 
Organisation und weniger an Planstellen für eigene Ange-
hörige interessiert ist, eine neue Abteilung Landespflege 
aufbauen. Die Entwicklung im Naturschutz Ist Beweis ge-
nug, daß Landespflege nebenher nicht betrieben werden 

. kann. Die Tabelle 6 zeigt darüber hinaus, daß die Landes-
pflege heute hauptamtlich von den Angehörigen verschie-
denster wissenschaftlicher Diszipl·inen vertreten wird. So 
gesehen wird die Landespflege von einer „offenen Gesell-
schaft" wahrgenommen. 

Würde dies Prinzip bei einer Übernahme der Landespflege 
respektiert, dann wären die Möglichkeiten, eigene Kräfte 
in der Landespflege unterzubringen, relativ gering. Würden 
nicht nur die Organisation, sondern auch die Stellen über-
nommen, so würde die sich dabei herausbi ldende „ge-
schlossene Gesellschaft" einen Rückschritt zur bisherigen 
Entwicklung bedeuten. 

8.3 Aufteilung der Landespflege auf die verschiedenen 
Fachbehörden 

Jede Fachverwaltung könnte und sollte auch ihre Arbeiten 
so ausrichten, daß die Belange der Landespflege in ihrem 
Bereich mit wahrgenommen werden. Keine Fachverwaltung 
ist heute in ihren Aufgaben so konzipiert, daß sie in 
größerem Umfang weitergehende Aufgaben wahrnehmen 
kann, ohne Gefahr zu laufen, mit ihren Spezialaufgaben in 
Konflikt zu geraten. Die Raumordnung ist weitgehend auf 
ein Koord inieren der Träger von wirtschaftiichen lntc>resse'l 
ausgerichtet. Die Interessendichte, die letztlich auf die 
Landschaft und ihre natürlichen Hilfsquellen gerichtet ist, 
erfordert, in den lnteressensausgleich der Raumordnung 
zusätzl ich die Landschaft als einen wesenUichen und 
eigenständigen Faktor aufzunehmen. Die Landschaft ist 
dabei als ein Raum zu vertreten, in dem nicht nur die 
Spezialinteressen untereinander, son<lern auch gegenüber 
<len Interessen der Allgemeinheit, auszugleichen sind. Auch 
daraus ergibt sich eine Konfliktsituation, die sich am besten 
dadurch lösen läßt, daß die Landespflege, soweit dies im 
Rahmen der Raumordnung mögl ich ist. eiqenständiq ver-
treten wird. Landespflege als ein integrierender Bestand· 
teil einer umfassenden Raumordnung meint nicht den per-
sonellen Zusammenschluß. 

8.4 Die Zusammenfassung von Naturschutz und Land-
schaftspflege in einer gemeinsamen Organisation 

Doppelarbeit und Kompetenzstreitigkeiten würden entfal-
len. Bei einem Zusammenschluß müßte auch das dritte 
Teilgebiet der Lan<lespflege, die Grünordnung, einbe-
zogen werden. Eine solche Aufgabenbündelung könnte die 
Basis für den Aufbau einer leistungsfähigen Organisation 
abgeben. Dem Wesen der Landespflege, eine ganzheitliche 
Betrachtungsweise zu pflegen, wäre damit am besten 
entsprochen. Durch einen angemessenen Ausbau der 
Obersten, Höheren und Unteren Naturschutzbehörden wäre 
dieses Ziel zu erreichen, ohne eine neue Organisation 
einrichten zu müssen. Naturschutz, Landschaftspflege und 
Grünordnung könnten damit nicht mehr In den Streit der 
Fachverwaltungen geraten. Im Recht wird stets die Be-
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teiligung des Natur.schutzes gefO'rdert. Eine Zusammen-
führung von Naturschutz und Landschaftspflege bietet auch 
rechtliche Grundtagen für eine weitreichende, fachgerechte 
Mitarbeit. 

Eine naturgemäße Umwelt und eine pflegliche Nutzung der 
natürlichen HilfsqueHen läßt sich nur zusammen mit den 
Maßnahmen zur Reinhaltung von Luft und Wasser und 
Maßnahmen gegen Lärmbelästigungen und ungeordnete 
Ablagerungen aller Art erreichen. In diesem Sinne bedarf 
eine moderne Landespflege einer engen und bewußten 
Zusammenarbeit mit verschiedenen Fachdisziplinen, Fach-
behörden und Instituten. Die Regelung einer solchen i nter-
c:J.isziplinären und unbürokratischen Zusammenarbeit wäre 
eine wesentliche Aufgabe ·der Landespflege der Gegen-
wart für die Zukunft. Dieser dringend notwendige Schritt 
kann solange nicht vollzogen werden, wie es nicht zu 
einer Koordinierung aller Behörden und Dienststellen für 
Landschaftspflege, Naturschutz und Grünordnung gekom-
men ist. Wird dieser grundlegende erste Schrfü nicht ge-
tan - und hierfür dürfte zunächst die Hilfe der Verwaltun-
gen und die Einsicht aller Beteiligten genügen - so steht 
zu befürchten, daß sich Landschaftspflege und Naturschutz 
rückentwickeln und den Anschluß an die Forderungen der 
Zukunft völlig verlieren. 

9. Überlegungen zu einer gemeinsamen Organisation von 
(andschaftspflege und Naturschutz 

Die Überlegungen gehen davon aus, innerhalb der Be-
hör<len nur c:J.ie hoheitlichen Aufgaben wahrnehmen zu 
lassen und mögfichst viele Aufgaben an die Fachverwaltun-
gen zu delegieren, bei weitgehender Einbeziehung frei-
schaffender Landschaftsarchitekten. 

Es soll nicht die Aufgabe einer „Landespflegebehörde" 
sein, Teilaufgaben verschiedener Fachbehörden zu über-
nehmen, um sie in eigener Regie durchzusetzen. Die 
Landespflegebehörde kann gegenüber der Fachbehörde 
nur das leisten, was diese nicht zu bewältigen vermag, 
nämlich die Vertretung der gesamtlandschaftlichen Be-
lange .gegenüber den einzelnen Fachinteressen und die 
Teile, die von Fachbehörden nicht wahrgenommen werden. 
Voraussetzung dafür ist der Ausbau der Naturschutzbehör-
den mit qualifizierten Fachkräften zu eigenen Abteilungen 
für Landespflege, ohne die bisher noch übHchen Verbin-
dungen mit anderen Sachgebieten. Es geht also nicht um 
die Einrichtung einer neuen Behörde, sondern um die 
Konzentration verschiedener bestehender Sachgebiete in-
nerhalb einer Behörde, um sie damit angemessen leistungs-
fähig werden zu lassen. 

Folgende Gliederung erscheint erwägenswert: 

Auf Landesebene sollte die Oberste Naturschutzbehörde 
in eine Oberste Landespflegebehörde umgewandelt wer-
den. Ihr Aufbau könnte sich an der Landesplanungsbehörde 
orientieren. Zu den Aufgaben kämen in Zusammenarbeit 
mit der Landesplanungsbehörde die Entwicklung von Lan-
despflegeprogrammen hinzu, zumal die „Oberste Landes-
pflegebehörde" gleichzeitig strukturfördernde Aufgaben 
wahrzunehmen hat. Die speziellen und raumwirksamen 
Entwicklungen im Land, im Bundesgebiet und innerhalb 
der EWG sollten beachtet werden um:! aufgrund ihrer Aus-
wertung die Ausrichtung der nachgeordneten Landes-
pflegebehörden erfolgen. Gleichzeitig wäre von hier aus 
eine finanzielle Steuerung möglich. Personell würden auf 
diese Ebene planerisch ausgebildete Fachkräfte über-
wiegen. 

Die Oberste Landespflegebehörde wäre aufgrund ihrer 
Aufgabenstellung besser beim Innenminister als bei den 
Fachministern untergebracht, zumal über das Innenmini-
sterium eine Kontrolle hoheitlicher Belange direkt erreicht 

22 

werden kann. Vorteilhaft wäre es aber auch, wenn die 
Landespflege mit der Landesplanung zum selben Ministe-
rium gehören würde. 

Rück:blickend kann heute gesagt werden, daß der Natur-
schutz ohne das persönliche Eingreifen von G ö r i n g 
beim Reichserziehungsminister geblieben oder zum Reichs-
innenminister gekommen wäre. Zieht man die nach 1935 
von den versch iedenen Ministerien entwickelten Vorstel-
lungen und Initiativen in Betracht und prüft sie an den 
Aufgaben des Naturschutzes in der modernen Industrie-
gesellschaft, so k:ann wohl vermutet werden, daß die 
Übernahme des Naturschutzes durch den Innenminister für 
den Naturschutz eine vorteilhaftere Entwicklung gebracht 
hätte. 

Pf 1 u g forderte 1962 für jedes Land ein Landesamt für 
Landespflege. Ein solches Amt hätte die notwendige Zweck-
und soweit erforderlich, Grundlagenforschungen zu treiben. 
Dieser Forderung ist auch heute noch voll z,uz-ustimmen, 
wobei die Einrichtung von Landesanstalten vorteilhafter er-
scheint. Nach einer Verwaltungsreform der Bundesländer 
könnte es sinnvoll sein, die bestehenden Landesanstalten 
vielleicht zu 3 Stellen zusammenzufassen. Eine Beschrän-
kung auf 3 Stellen hätte den Vorteil der personell besse-
ren A·usstattung der Anstalten und der Zusammenfassung 
zahlreicher verschiedener Spezialisten. Dadurch ließe sich 
eine wirkungsvoll-ere Arbeit er·reichen und unnötige Doppel-
arbeit vermeiden. Diese Anstalten könnten verpflichtet wer-
den, mit Ämtern und Anstalten usw., z. B. für Immissions-
schutz, Gewässerkunde u. a., Arbeitsgemeinschaften zu bil-
den, um evtl. Forschungen gegenseitig abzustimmen, durch-
zuführen oder ausz;uwerten. Personell würde das Schwer-
gewicht bei den Landschaftsökologen Uegen. Die drei An-
stalten könnten ggf. auch später Außenstationen einrichten. 
Eine Anstalt könnte in Süddeutschland, eine in Nord-
deutschland und eine im Rheinisch-Westfälischen Indu-
striegebiet eingerichtet werden. 

Auf der Bez·i·rksebene würde sich die Landespflege mehr in 
ihren drei Teilbereichen Landschaftspflege, Naturschutz 
und Grünordnung darstellen. Die als Höhere Landes-
pflegebehörde weiterbestehende Höhere Naturschutzbe-
hörde hätte vielfältige Aufgaben zu lösen. Ihre staatliche 
Aufsicht über die landschaftspflegerischen Maßnahmen 
innerhalb der einzelnen Fachplanungen setzt voraus, daß 
diese mit einer ·ausreichenden Zahl von Landschaftspfle-
gern ausgestattet sind, bzw. daß sie freiberuniche Land-
schaftspfleger für Aufgaben in ihrem Bereich heranziehen. 
Die bisherigen Aufgaben des Naturschutzes blieben natür-
lich bestehen. Zusätzlich wären parall-el zur Regional-
planung Landschaftsanalysen und Landschaftsrahmenpläne 
zu erarbeiten, die auch als Grund~age für die Entwicklung 
von Fachplanungen dienen können. Die Aufgabe der Höhe-
ren Landespflegebehörde wäre es, bei grundsätzlichen 
Fragen ·in die Entscheidungen einbezogen zu werden, wo 
nötig zu koordinieren, die Lösung der Detailfragen aber 
den Fachbehörden zu überlassen. Z. B. sollte die höhere 
Behörde bei ·der Festlegung neuer Trassen Ihre Vorstel-
lungen in die Planung einfließen lassen, die Bepflanzungs-
pläne sollte sie aber nicht mitbestimmen. 

Neben den hoheitlichen Aufgaben könnten die fachplaneri-
schen Aufgaben, soweit sie nicht von Fachbehörden und 
freiberuflichen Büros wahrzunehmen sind, durch ein Amt 
für Landespflege ausgeübt werden. Dazu würde gehören: 
Die Pflege von Schutzgebieten, die Unterhaltung durchge-
führter landschattspflegerischer Maßnahmen, z. B. von 
Bodenschutzpflanzungen, die planerische Betreuung aller 
Gemeinden ohne Stadtgartenämter in Fragen der Grün-
ordnung. Die wachsende Siedlungstätigkeit, die zuneh-
mende Freizeit, die gesellschaftl iche Zusammensetzung 
der Bevölkerung kleiner Gemeinden, erfordern ein Tätig-
werden auf dem Sektor der Grünordnun9 für alle Ge-



meinden. Ganz besonders dringend ist es in den Gemein-
den, deren Umgebung geringe landschaftliche Reize auf-
weist. Hier stehen die Aufgaben der Grünordnung Im 
Vordergrund. Da es heute nicht mehr umstritten ist, daß im 
Rahmen der EWG in bestimmten Höhenlagen keine land-
wirtschafHiche Nutzung nach ökonomischen Gesichtspunk-
ten mehr betrieben werden kann, wird die öffentliche Ver-
waltung die Pflege, in welcher Form auch immer, minde-
stens von Teilflächen übernehmen müssen. Diese Aufgaben, 
soweit sie den Gemeinden nicht zugemutet werden können, 
sollten von den Ämtern für Landespflege übernommen, 
oder doch gesteuert werden. 

Hierzu könnten auch Aufgaben eines „wildlife manage-
ment" zä·hlen, die es für unsere Verhältnisse erst noch zu 
durchdenken und zu entwickeln gilt 14). 

Organisatorisch wäre zwischen Behörde und Amt eine 
'ähnliche Regelung denkbar, wie z. B. zwischen Wasserwirt-
schaftsbehörde und Wasserwirtschaftsamt. 

Sollte es im Verlauf der Verwaltungsreform zu erheblich 
größeren Landkreisen kommen, so erscheint es durchaus 
erwägenswert, die Aufgaben des vorgeschlagenen Amtes 
für Landespflege auf d·ie Landkreise zu delegieren, zumal 
viele Aufgaben in den Bereich der Selbstverwaltung ·ge-
hören. 

Vergleichsbeispiele bieten die vorhandenen Planungsver-
bände mit regional begrenzter Rechtsgrundlage wie der 
S iedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (seit 1920) und der 
Großraum Hannover (seit 1962). Innerhalb von Planungs-
behörden bieten sich für die Landespflege vielfältige Mög-
lichkeiten. 

Die Kreisebene ist eigentlich die geeignete Ebene für 
die Durchsetzung überörtlicher und örtlicher Planungen in 
einem überschaubaren Raum. Das zusammentreffen von 
Selbst- und Hoheitsverwaltung schafft weitere günstige 
Voraussetzungen. Nach dem Bundesbaugesetz besitzt die 
Gemeinde die Planungshoheit, doch dürfte die „moderne 
Gemeinde'', der Nahbereich, die günstigste Basis für das 
Gesetz sein. Die noch ausstehende Dorferneuerung bedarf 
einer weitgehenden planerischen Betreuung. In diesem 
Rahmen sollten die Belange von Landschaftspflege, Natur-
schutz und Grünordnung nicht unberücksichtigt bleiben. 
Eine Untere Landespflegebehörde könnte hier wertvolle 
Hilfe leisten. Oft lassen sich nur auf der Kreisebene viele 
kleine Details lösen, die die übergeordnete Planung nicht 
erfassen kann, die für die Gestaltung des Raumes aber von 
eminenter Bedeutung sind. Die Grundsätze für Naturschutz 
und Landschaftspflege im Bodenseegebiet und seinem 
Hinterland zeigen sehr deutlich, daß diesen Aufgaben auch 
von seiten der Verwaltung die gleiche Bedeutung beige-
messen wird, wie allen anderen Fachaufgaben. Nach die-
sen Grundsätzen sollte verfahren und nach den .anstehen-
den Aufgaben für einzelne oder mehrere Kreise haupt-
amtliche Kräfte eingestellt werden. Die praktische Arbeit 
sollte in Zukunft zunehmend bei den Stadt- und Land-
kreisen liegen. Die Einstellung von Diplomgärtnern der 
Fachrichtung Landespflege als Kreisplaner ·Ist eine erfreu-
liche Anerkennung landespflegerischer Aufgaben und ein 
Vertrauensbeweis in die planerischen Qualitäten dieses 
Berufsstandes. 

Eine Neuorganisation von Naturschutz und Landschafts-
pflege 15) führt zwangsläufig zur Frage nach dem Status der 
Naturschutzbeauftragten und der Stellen. Die berufliche 
und altersmäßige Zusammensetzung der Kreisbeauftragten 
wurde bereits dargestellt (vgl. S. 14 u. Tab. 9). Die Organi-
sationsform der ehrenamtlichen Beauftragten ist unter Co n -
w e n t z entstanden, als es lediglich galt, für den Schutz 
und die Erhaltung von Naturdenkmalen zu sorgen. Für 
eine Naturdenkmalpflege war eine ehrenamtliche Tätigkeit 
durchaus angemessen, für Landespflege ist sie es auf 

keinen Fall. Die Entwicklung zum hauptamtlichen Landes-
und Bezirksbeauftragten Ist dafür ein klarer Beweis (vgl. 
auch Tab. 8). Die Auswirkung der vielgerühmten Unab-
hängigke it ist nicht nur eine Frage der Persönlichkeit, 
sondern auch eine Funktion aus Information und finanziel-
ler Ausstattung. Die auf S. 15 ff. angeführten Beispiele 
dürften den begrenzten Wert dieser Unabhän·gigkeit auf-
zeigen. Der Naturschutz ·ist letztlich soviel wert, wie er be-
·hördlich vollzogen wird. Beim Umbau der Naturschutz-
behörden in Landespflegebehörden könnten die Beauf-
tragten - falls sie nicht in die Behörde eingegliedert wer-
den - so lange beibehalten werden, bis es zur Einrich-
tung eines entsprechenden Amtes für Landespflege kommt, 
in das sie, soweit sie hauptamUich tätig ·sind, übernommen 
würden. Ihre ehrenamtliche Tätigkeit würde sich zwangs-
läufig immer mehr auf Erhaltungsmaßnahmen des Natur-
schutzes beschränken. 

Die Naturschutzstellen sollten durch Beiräte ersetzt wer-
den, wie sie für die Planungsbehörden bestehen. Sie 
wären durch Vertreter des privaten Naturschutzes zu er-
gänzen. Durch eine solche Regelung lassen sich auch die 
Interessen der einzelnen Fachbereiche innerhalb der Lan-
despflege berücksichtigen. Die Vertreter des privaten Na-
turschutzes könnten die Interessen der Bürger an einem 
Schutz der Landschaft oder ihrer Teile übernehmen. Der 
dabei aufgegebene Status der Unabhängigkeit könnte 
wirkungsvoll ersetzt werden, wenn den führenden privaten 
Organisationen des Naturschutzes ein Widerspruchsrecht 
nach dem Muster des Schweizerischen Bundesgesetzes 
über Natur- und Heimatschutz vom 1. Juli 1966 eingeräumt 
würde. 

1 O. Planerbedarf 

Die Vorschläge erstreben nicht allein eine Umorganisation, 
sondern auch eine personelle und sachliche Erweiterung. 
Dabei kann die Frage gestellt werden, ob auch von anderer 
Seite ein Bedarf erkannt wird. Hier sei auf die Arbeit von 
Schön in g aus dem Jahre 1963 verwiesen, ·in der der 
Bedarf an Planern für Städtebau und Raumordnung im 
Bundesgebiet untersucht wird. Als potentielle Planer er-
faßt S c h ö n i n g Diplomingenieure des Hochbaus, des 
Bauingenieurwesens, der Geodäsie und Diplomgärtner. 
Dabei werden zunächst für den Bereich des Städtebaues 
Zahlen einer überschlägigen Schätzung des Fehlbedarfs an 
akademisch ausgebildeten technischen Fachkräften außer-
halb der Gemeinden angegeben. Für die Zeit von 1963 bis 
1970/80 ergibt sich u. a. nachstehender geschätzter Fehl-
bedarf an Diplomgärtnern: 

14) W i e p k i n g wies bereits 1940 darauf hin, daß das, was für den 
Bauern unwirtschaftlich ist, für die Nation in höherem Sinne wirt-
schaftlich und unentbehrlich fü r seine Lebensgrundlage sein kann. 

15) Oie Notwendigkeit einer g rundsätzl ichen Neuorganisieru ng von 
Naturschutz und Landschaftspflege spricht der Landesbeauftragte 
der freien und Hansestadt Hamburg, H o ff m a n n (1963) an, 
wenn er u. a. ausführt: .Die Tatsache, daß sich im Naturschutz d ie 
Praktiken über Jahrzehnte bis ouf den Tag erhalten haben, gibt 
keinerlei Anholt dofür, ob sie unter den heute vorliegenden Ver-
hältnissen noch vertretbar sind und geeignet, die immer dri ng-
licher und vielschichtiger gewordenen Aufgaben zu bewältigen, 
jo, - ob d ie geübten Methoden mit den allgemeinen Interessen 
vereinbar sind und ob sie gegenüber der Allgemeinheit über-
haupt noch verantwortet werden können.• 6 Jahre später kommt 
H o ff m a n n (1969) zum Schluß: .Der Naturschutz: ist unter den 
heute obwaltenden Verhältnissen nur dann voll leistungsfähig, 
wenn er als Behörde - straff organisiert - handelt. Seine Stärke 
liegt nicht in der Unabhängigkeit seiner Beauftragten, d ie es in 
der erforderlichen Unabhängigkeit überhaupt n icht gibt, sondern 
1. im Reichsnoturschutzgesetz - in e iner Vielzahl gerichtlicher 
Entscheidungen erhärtet und geschl iffen und 2. der B'ehörde, die 
es zu handhaben weiß und wagt. Nirgends ist festge legt, daß eine 
Naturschutzbehörde nicht selbst über d ie Sachkenntnis verfügen 
darf, die ihr hilfsweise durch die fü r sie tätigen Beauftragten zu-
wachsen soll.• 
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Bund 
8 Länder ohne Stadtstaaten 

33 Regierungs- und Verwaltungsbezirke, 
Planungsgemeinschaften 

425 Landkreise, interkom. Planungsverbände, 
staatl. Ämter verschiedener Fachrichtungen, 
Entwicklungsgesellschaften 

Siedlungsgesellschaften, Träger der 
Sanierung und Dorferneuerung 

20 
30 

30 

200 

90 

370 
Der Fehlbedarf •an Diplomgärtnern in den Gemeinden und 
Stadtstaaten wird überschlägig für die Zeit von 1963 bis 
1970/80 auf 313 geschätzt. Für die Raumordnung und Lan-
desplanung nimmt S c h ö n i n g für den gleichen Zeit-
raum einen zusätzlichen Bedarf von insgesamt 1000 Pla-
nern an. 
Dieser Personalbedarf entspricht einem erkannten Lei-
stungsbedarf. Der Ausbau einer Landespflegeorganisation 
trägt mit dazu bei , den von ihr erwarteten Beitrag zu den 
zu bewältigenden, wachsenden planerischen Aufgaben zu 
leisten. Es muß S c h ö n 1 n g zugestimmt werden, wenn er 
sagt: „Es wäre sträflicher Leichtsinn, wollten wir diese 
Zukunftsaufgaben unterschätzen." 

11. Folgen für die Hochschulausbildung 

Eine umfassende Umorganisation dürfte auch die Hoch-
schulen, die Landespfleger ausbilden, vor die Frage stel-
len, ob sie nicht auch ihre Ausbildung einer neuen Situation 
anpassen müssen. Von der Praxis her dürfte vornehmlich 
folgender Bedarf angemeldet werden: 
Planer 16) mit besonderen (landschafts-}gestalterischen 

Fähigkeiten 
Landschaftsökologen/ Fachökologen 
Fachleute des Landschaftsbaues. 
Der Bedarf an Landschafts- >Und Fachökologen wird sicher 
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auch weiterhin an den Universitäten gedeckt werden müs-
sen. Die Planerausbildung und die im Landschaftsbau er-
folgt bereits an den drei vorhandenen Ausbildungsstätten in 
Hannover, Berlin, Weihenstephan und kann dort auch noch 
weiter entwickelt werden. Z·usätzliche Ausbildungsstätten 
sind deshalb aber nicht erforderlich. 

Schluß 

Die moderne Industriegesellschaft nimmt anerkanntermaßen 
den Raum in einem solchen Umfang in Anspruch, daß sich 
allerorten die alten Strukturen landschaftlicher Ordnung 
auflösen. Demgegenüber lassen s·ich neue Forderungen der 
entstehenden Freizeitgesellschaft an den Raum erkennen, 
wobei die bisherige Nutzung der natürlichen Hilfsquellen 
weiter gesteigert wird. Die durch die Entwicklung der 
letzten hundert Jahre verursachten erkennbaren Schäden 
im Landschaftshaushalt erreichen bereits nicht mehr zu 
übersehende Größenordnungen. Die Annahme, Einsicht ·und 
das Verantwortungsbewußtsein aller den Naturhaushalt 
Nutzender reichten aus, Landschaftsschäden größeren Um-
fangs zu vermeiden, erwies sich, sieht man das Ganze, als 
Spekulation. Landesp·flege als eine ökologische, gestalte-
rische und koordi n.J-erende Aufgabe, die im Rahmen einer 
umfassenden Raumordnung einen „Ausgleich zwischen dem 
natürlichen Potential eines Landes und den vielfältigen 
Ansprüchen der Gesellschaft" herbeiführen soll, kann nicht 
länger ohne Schaden für die Gesellschaft als elne zu ver-
nachlässigende Größe behandelt werden. 

Eine Wohlstands- und Freizeitgesellschaft dürfte, worauf 
erste Beispiele hinweisen, eine Mißachtung der Gesetze des 
Naturhaushaltes als eine ihrer Existenzgrundlagen als 
immer bedrückender und unerträglicher 1'.lmpfinden, wo-
hingegen eine auf die Zukunft gerichtete Landespflege 
sicher zur Vermeidung gesellschaftlicher Spannungen bei-
t ragen könnte. 
") Zur Pla nerausbildung wurden von Fror i e p (1966) bemerken•· 
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Tab. 1 
Die Verteilung der Obersten Naturschutzbehörden auf die Ministerien bzw. Senatoren der Bundesländer 

Bayern Hessen Nordrh.- Nieder- Harn- Bremen Berlin 
Württ. land Pfalz Westf. sachsen burg 

Ministerium f. Landwirtschaft 
u. Forsten, Ab t. Forst - und + + 

bzw. Landes-
forstverwaltung 

Kultusministerium + + + + + 

Staatsministerium des 
+ + 

Ministerium f. Wohnungsbau 
u. Arbeiten + + 

Stand: 1968 
In Ländern ohne Mittelbehörde übernimmt das gleiche Min isterium die Aufgaben der Obersten und höheren Naturschutzbehörde. 

Tab.3 
Die Einrichtung des jeweils ersten Referates oder Sachgebietes für Landschaftspflege, Landschaftsbau usw. in den einzelnen Län· 
dern (ohne Stadtstaaten und Saarland) nach 1945 außerhalb des staatlichen Naturschutzes (ohne Autobahnämter Frankfurt, 
Nürnberg und Münster) 

Niedersachen 

Nordrhein-Westfalen 
Bayern 
Schleswig-Holstein 
Baden-Württemberg 
Rheinland-Pfalz 

Hessen 

1945 46 47 48 49 51 52 53 54 55 56 57 58 59 61 62 63 64 65 66 1967 
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Tab.2 
Die Entwicklung von Referaten und Sachgebieten für Landschaftspflege, Landschaftsbau usw. in Nordrhein-Westfalen nach 
1945 außerhalb des staatlichen Naturschutzes. 

Landschaftsverband Westfalen-Lippe. 
Autobahnamt, Sachgebiet Landschaftsbau. 
seit 1935 
Landschaftsverband Westfalen -Lippe, 
Amt für Landespflege 
Siedlungsverband Ruhrkoh lenbezirk. Abt. 
Forsten und Landespflege 

1945 46 47 48 49 51 52 53 54 55 56 57 58 59 61 62 63 64 65 66 1967 

Straßenverwaltung des Landschaftsverbandes 
Westfa len-Lippe, Referat : Landschaftsbau 
Autobahnneubauamt 
verbandes Referat Landschaftsbau 
Siedlungsverband Ruhrkoh lenbezirk, 
Landesplanung mit 

besetzt. 
Straßenneubauämter beim 
band Sachgebiet 
schaftsbau 
Autobahnamt des Landschaftsverban-
des Sachgebiet: Landschaftsbau 
Fernstraßenneubauamt des 
schaftsverbandes Sachgebiet: 
Landschaftsbau 
Straßenverwaltung des Landschaftsverban-
des Referat: Landschaftsbau 
Fernstraßenneubauamt des 
schaftsverbandes Rheinland . Sachgebiet: 
Landschaftsbau 
Oberfinanzdirektion Münster. Hilfsreferat 

landschaftsgärtnerische Arbeiten 
Landschaftsverband R hei nd. 

Landschaftspflege 
Landesstraßenbauamt Aachen beim 
schaftsverband Sachgebiet: 
Landschaftsbau 
Landesstraßenbauamt Bonn beim 
schaftsverband Sachgebiet: 
Landschaftsbau 
Landesstraßenbauamt Düsseldorf beim 
schaftsverband Sachgebiet : 
Landschaftsbau 
Landesstraßenbauamt des 
verbandes Sachgebiet: 
schaftsbau 
Staatshochbauverwaltung für das Land 
NRW Fachgebiet: Garten- und 
schaftsgestaltung, Bez.Reg. Düsseldorf 
Staatshochbauamt für die Universität 
Bochum, Fachgebiet : Garten- und 
schaftsgestaltung 
Landesstraßenbauamt des 
schaftsverbandes Sachgebiet : 
Landschaftsbau 
Landesstraßenbauamt Essen des 
schaftsverbandes Sachgebiet : 
Landschaftsbau 
Landwirtschaftskammer Referat 
Strukturverbesserung und Naturschutz, 
gabengebiet Landespflege. Referat erst 1965 
eingerichtet, Landschaftspflegerische 
nahmen (Pflanzungen) w erden von 
Forstämtern seit 1949 durchgeführt 
Landesstraßenbauamt des 
schaftsverbandes Sachgebiet: 
Landschaftsbau 
Fernstraßenneubauamt des 
schaftsverbandes Sachgebiet : 
Landschaftsbau 
Staatshochbauamt für die Universität 

Fachgebiet: Garten- u. 
gestaltung 

Fernstraßenneubauamt Gummersbach des 
Landschaftsverbandes Sachgebiet : 
Landschaftsbau 



Tab.4 
Die Organisation von Naturschutz und Landschaf tspflege in Bayern (Stand 1966) 

Rang u. 
stattung mit Bes.Gr. 

Bez eich nu ng Aufgaben und d. 
der Akademikern Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

DG DL DF N J T 
Bayer.Staats- Sachgebiet Na- 1+ Erlaß v. Rechtsver- Min.-Rat 
ministerium tur- u. Landsch. - ordnungen u. Verwal-
d. Schutz tungsvorschri ften u.a. 
Oberste 
schutzbehörde 

Bayer. Staats- Oberste Baube- 1 1 1 Landschaftspfl. im Min.-Rat Sachgeb. besteht 
ministerium behörde. Sachgeb. - Benehmen m.d. Grup- s. April 1964, 
d . Landschaftspfl . pen Hochbau. d. Abt. Leiter 

u. u.Bauordng., Siedlg.- direkt unterst. 
staltg. u. Wohnungsbau,St ra- Leiter : Lehrbe-

ßen- u. Brückenbau; auftr. f. Land-
Wasserbau u. Wasser- schaftspfl . a.d. 
wirtsch. d. Obersten TH München 
Baubeh. i. ganz Bayern 

Dem Ministe- Landesstel Je für 1 1 1 Beratg .. d. Obersten 13 Für Veröffent-
rium unmittel- Naturschutz - NSchBehörde (i .allen lichungen und 
bar nachge- NSchAngel.); gleich- Reg. - Untersuchungen 
ordnet gerichtete Direktor i. Gelände keine 

keit d.nachgeordn. Mittel 
Nautrsch.Stellen usw. 

Bayer. Landesan-
stalt f . Gewäs-
serkunde: 
1. Ref. Land- 1 1 1 5 Landsch.Pflege u. 15 Nachgeordn. Beh. 

schaftspfl. - Vegetationsknd. ohne A 14 d. Oberst. Baubeh. 
i. Ber.d.bayer.Was- Kosten Ref. besteht seit 
serwi rtschaft 1959 

Leiter: Doz. 
a.d.Univ.München 

2. Ref. Jngen.- 1 1 Grundlagenunters .. Ref.besteh t seit 
Biologie im - Beratg. staatl. ohne A 14 1962 
Gebirge und Dienstst .. kosten 
Bodenerosion v. Gutachten 

2 Autobahnämter, 3 1 6 Straßenbegrünung u . d. Bau- b/ 1935 beim 
Sachgeb. Land- - Landschaftsbau, maßnahm. a Autobahnamt 
schaftspflege .. Ausschreibg., enthalten Nürnberg, s.1966 

Aufsicht. 
München. M itbe-
ratg. v. Straßen-
bauämtern 

Nachgeordn. 7 Höhere Natur- 7+ Bekanntgabe. Löschg., 
Behörden b.d. schutzbehörden Erhaltg.v .Natursch .-
Reg.-Präsidien Geb.,Erlaß v.Rechts-

verordn.z.Schutz von 
sonst. Landschafts-
teilen; Mitarb.b.ver-
schied.Fachplanungen 
u.a. 

7 Bezirksstellen 1 1 2* Beratg. d. höheren schwankt 1 Beauf- Hier: T =Lehrer 
f.Naturschutz u. Behörde; wiss. For- zwischen tragter 
Landschaftspfl. schung;§ RNG,Mit- 8 1968: 

arbeit b. verschied. 2 amtlich 3 Bez. Beau ftr . 
Fachplanungen u .a. A 12 hauptamtlich. 

m.Z. 
Ortsplanungsstelle 1 

l_ 
Beratende u. begut- kein spez. Landsch. Landschaftspf l. 

f . d . Oberpfalz, achtende Tät igkeit Etat i.d.Ortsplanungs-
Regensburg innerh. d . Reg.-Bez. im An- stelle s. 1961 

vornehm! . b. Maßn. i. gest .-
Zusammenh.m.d. Verh. 
BBauG 

Auf Kreis- Natur- Verwaltungsfach- Naturdenkmalbuch; von Kreis 
ebene schutzbehörde in kräfte + § RNG;Mitwirken zu Kreis 

Land- u . b. u.a. 
kreisen 

Kreisstellen Beratg.d.unt. Natur- nur Auf- ehrenamt ich 
(Kreisbeauf- schutzbeh.;§20 RNG ; wandsent- tätig 
trage für N. beratd.Mi twi rkg .b. schädigung 

L. and. Fachplanungen 
u.a. 



noch 4 

Aus- Rang u. 

Bezeichnung stattung mit Bes.Gr. 
Akademikern ** Aufgaben und der Etat Leiters Bemerkungen Dienststellen DG DL DF N J T 

Ge- Straßenbau- 1 3 Landschaftsbau, in d.Bau- BAT Für versch ied. 
schäftsber. ämter Straßenbegrünung, maßnahm. Straßenbau ämter 
d. Reg.- ,Ausschreibg. tätig. 
Präsidien Aufsicht, Gru nder- 1959; 1966 zwei 

werbsangelegenheiten neue Gartenbau-
ingenieure. 

23 Wasserwirt- 3 Lan- in d . Bau- bei verschied. 
schaftsämter desanst. ! .Gewässer- maßnahm. Wasserwirtsch.Ä. 

kunde, Ref.Landsch.- tätig. Gehören 
Pflege z.Bay. Landesan-

stalt f . 
serkunde 

Ge-
schäftsber. 
d. Finanz-
ministeriums 
Oberfinanz- 1. Sachgebiet 1 u.Land- wechselnd OReg.- Landsch.Pflege 
di rektion Landschafts- - schaftspflege f.Bau- je nach Baud ir. w ird b.d. 
München maßn.d.Bundes; Bau- München d.eine 

2 . 6 Finanzbau- 4 2 Sportplatzbau umfang 
ämter , - arb. b.d.FBauÄ 
Arbeitsgeb. BAT a bearb. 
Grünwesen vertreten. 

wi rd b.FBA Mün-
chen s.1955, b .d. 
and. FBÄ s.1959, 
b.FBA Rosenheim 
s. 1966 wahrgen. 
2 
nicht besetzt. 

Oberfinanz- 1. Finanzbauamt 1 1 rd . Reg.- Arbeitsgeb.Grün-
direktion Nürnberg, Baumaßn. Baudi r . wesen seit 1959 

Arbeitsgebiet 
Grünwesen Überwachg., arbeiter 

Abrechnung) BAT a 
Finanzbauamt 1 dto. OReg.- Arbeitsgeb.Grün-
Regensburg, ohne Baurat wesen seit 
Arbeitsgebiet gen über ha Sachb. 
Grünwesen Angest. 

Bayer. 
min . f. Ernährg. 
Landwi rtsch. 
u. Forsten 
Nachgeordn. 1. Ref. Land- 1 2 Flurbereinig. ,Grüner A 14 Ref . seit 1953. 
Behörde: Bay. schaftspflege - Meliorationen, % Maßn. 
Landesanst . f . Kiesgruben Bei-
Bodenkult ur. ohne wasserrechtl . d. Bundes 
Pflanzenbau Verfassu ng (Förderg. forstl. 
u. Vorhaben z.Ver-
schutz besserg.d.Agrar-

strukt ur) f inanz. 
2. 6 Bodenkultur- 6 kein spez. A 13 zu 1/3 t.d.Land-

u. Etat schaftspflege 
Durch füh ru ngen tätig 

138 Landwirt- 138+ Ausführg. kein spez. stehen i. Herbst 
schaftsämter pfleger .Maßnahmen Etat u. Frühjahr kurz-

Pflanzüberwachung fristig Mit-
arb. z. Verfügung 

4. Vogel- 4 Angewandte A 13 1943 
schutzwarte kunde 
Garmisch-Par-
tenki rchen 

Bayerische Land- 1 Neu ein rich tg. v .Gärt- Ref. seit 1947. 
außerhalb Ref. nereien bzw. deren m . 
d. Gartenbau agrarstrukt. Verbes- Bodenkulturstel-

Aufgaben d. len. Es besteht 
Landschaftspflege zwingd. d .Ge-

schäftsführg. , ein 
Verfahren erst 
dann abge-

zu be-
trachten. wenn 
Ei ngrüng.Maßn. 
durchgef. sind. 

**) Die Berufsgruppe des jeweiligen ist unterstrichen 
DG Diplomgärtner DF Diplomforstwi rt = Diplomingenieur 
DL N Naturwissenschaftler J Jurist 

T = Techniker oder 
ehrenamtlich tätig 

+ nur teilweise mit Naturschutz oder Landschaftspflege befaßt 



Tab. 4 b 
Die Organisation vo n und Naturschutz in Baden-Württemberg (Stand 1966 ) 

Personelle Aus- Rang bzw. 

stattg. mit Aka- Bes.Gr. 
Bezeichnung d. Aufgaben und d.DSt-
einz. Dienstst. demikern * *) Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

DG DL DF N J T 

Kult us- Abt. Rechtsangel. 2+ Erlaß F.lecht sver-
minister Naturschut z - ordngn, Erlaß von 
Oberste Na- VerwaltgVorschr. gent 
turschutzbeh. u.a. 

Dem Ministe- Landesste lle f. 1 4 1 Beratg. d. Obersten Direktor hauptamtlich 
rium unmit- Naturschutz und - Natursch.-Beh.; Wiss. 
telbar nach- Landschaf tspfl. Erforschg.geschützter Et at : Personal-
geordnet Ludwigsburg Teile d. heim. Natur; u. Sachkosten 

einschließ!. Regelg. d. Obl iegenh. 
VogelschutzwartE d. Lt. d. Bez.- u. 

Kreisstellen u.a. 
Außenst elle d. 1 LandschPflege, im Titel A 14 

in - nung u. Ausführung Landesst. seit 1. 
Sigmaringen enthalten vorher : s. 1949 

Sachgeb. b . d. 
Wasserwirt. 
ngStelle Sigma-
ri ngen; s. 
Sachgeb.d. Wasser 
wirtschaftsamtes 

Finanz- Ref. Koordinierg. 1+ A 14 
ministerium d. Baumaßnahm. 

i.Bereich v.Groß-
Stuttgart , Denk-
malpflege und 
Naturschutz 

Nachgeordne- 4 Höhere Natu r- 4+ Anordng. über bes. 
te Behörden schutzbehörden - Schutz- u. Erhaltg.- RDir. 
b. d . Reg.- Maßn. f. Nat Sch.-Ge-
Präsidenten biete u.z. einstw. 

Sicherste! lg., Mit-
wi rkg. n. § RNG 
u.a. 

4 Bezirksstellen 1. 2 6 1 2 Beratg. d, Behörden; Etat schließt 
f . u. wiss.Forschg. ; Fest- 75 Kreisstellen 
Landschaftspf d. ein; 

maßn.; Mitwi rkg, b.d. Haupt- u. Sachkosten 
v. Bauleit- konser-

plänen u.a. vator hauptamtlich 

Auf Kreis- 72 Nat ur- Führung Naturdenkm. RDir. 
ebene schutzbehörden Buch , Anordng. über 

in Land- u. LandschTeile zur RR 
Stadtkreisen einstw.Sicherstel lg. 

u.a. 

75 Kreisstellen 1' 3' 33' 15 ' 5* 5 * 13* Beratg. d. Natursch.- s. Bezirks- s. 
( Kreisbeauftr. Behörde; w issensch. stellen neben-
für N und L) Forschg.; Mitwirkg. stehd. 

b.d. von 
gl iede-
rung 

Zum Ge- Autobahnamt 2 Landschaftsbau und i. Rahmen BAT seit 1958 
Stuttgart, Ref. - Grünplanung d. Gesamt- a weiter ein 

bereich d. Landschaftsbau etat s Gärtnermeistr. 
Innen-
ministeriums w ie oben 1 Bau leitg., land- i. Rahmen BAT seit 1954; b.d. 
Fachauf- Neu bau schaftsgärtner. d. Gesamt- Neu bau leitu ngen 
sieht Freiburg Arbeiten, Grunder- etats Heilbronn u. 

werb Wiesloch ein 
Gärtnermstr. bzw. 
Landwirt 

Bei d. Reg.- Reg.-Präs. 1 1 G rundlagenforschg. ; i. Rahmen Angest. Sachbearbeiter 
baden, Abt. - Vergabe u. d. Gesamt seit 1963, Grund-

Fachauf sicht Wasserwirtsch. Überwachg. v. etats lagenarbeit seit 
d. zuständ. Ref. Ingenieur- maßn. b.d. Wasser- 1949 
Ministerien w irtsch. u. d. Stras-

.senbau. Aufgestellte 
Süd- müssen den keine selbständ. 

württ.-Hohenzol Bez.-Stel len f. NuL Ref., sond. nur 
Referate ngen.- z.Genehm ig. vorgelegt i. Rahmen Sach bearb. seit 
Biologie in Abtgn werden d. Gesamt 1952, Straßen-
Straßenbau 2 etats Angest. wärter tät ig, Na-
Wasserwirtschaf t 1 1+ turwiss. s. 1.1.68 

z. Bez.-Stelle f. 
' Nu L versetzt 



noch 4b 

Personelle Aus- Rang bzw. 

stattg. mit Aka- Bes.Gr. 
Bezeichnung d. demikern Aufgaben und d.DSt-
einz. Dienstst. Zuständigkeit Leiters Bemerkungen 

DG DL DF N J T 

Reg.-Präs. Nord- 1+ Rahmend. LdPlg. kein BAT Mitarbeiter b. 
Abt. Flurbereinig.; Bau- spez. a Landesplanungs-

Landesplanung leitp lng. ; Natursch. Etat referenten seit 
u. LandschPfl.; 1961 
Land- Forstwirt-
schaft 

Ministerium Ministerial- 1+ Landespfl. i.w. Sinne Forst-
für Ernäh- forstabteilg. - insbes. Gesetzgebung präsi-

Wein- Ref. Forstpoli- forstl. Vorhaben zur dent 
und t ik Verbesserung der 

Forsten Aorarstruk tur 

Dieselbe Abt .. 1+ Fragend. Natursch. 
Ref. Waldarbeit - u. Erholungsmaßn. forst-
und Jagd d irektor 

Ge- 4 Forstd irek- 4+ F Als Sachgebiet 
schäftsber. t ionen - Bewillig. u. Auszah- Natursch. u. Land 
d. Minist. f . lung v. Mitteln aus schaftspfl. inner-
Ernährung, Grünen Plan für halb e. Referats. 

Wein- Schutzpflanzungen Ref. w. dabei teilw. 
bau u. Forst. d. akad. Mitarb. 

unterstützt 

Direkt der Baden-Württemb. 3 1 Forschung, z.B. DM A 14 Gegr. 1958; 1963 
Forstabteilg. Forst!. Vers.- u. - Wald-. Wasser-, (schwankt) Aufgabengeb. 
d. MELWF Forschg.-Anstalt lmmiss.Schutz weitert auf 
terstellt ·Abt. Landespfl.-

1 

Erholung u. Wald. Verflechtungsfra· 
Wald u. Raumordnung gen zw. Forstwirt 
Beratung Lehre u. sch., LaPflege u. 
Fortb ildung LaPlanung 

Fachaufsicht Württembergische 3 Flächen- u. Bebau- als GmbH Z.Zt. Abbau d. 
Landesamt f. Landsiedlung ungspläne, Gehöftein- nicht ver- Personalbestd. 
Flurberein ig. GmbH, Sachgebiet bindg. u. Grünplang.an öffent l. durch Streichg. d. 
und Siedlung LandschPflege Nebenerwerbssiedl .. Beih ilfen f. Agrar-

Kleinsiedl. u. Land- stru k tu rverbess. 
u. Forstarbeiterstel- Sachgeb. besteht 
len seit 1950 

Bad. Landsiedlung 2 Gehöfteinbi ndu ng als GmbH Sachgebiet seit 
GmbH Karlsruhe nicht ver- 1957 
Sachgebiete: öffentl. 
Bauleitplanung, 
Landschafts- u. 
Gartengestaltung 

Zum Ge- Oberfinanzdirek· 1 Gärtnerische Ange- Nach Um- Fachar- Angestellter 
schäftsber. t ion Karlsruhe, legenheiten, Land- fang d. beiter Stel le seit 1962: 
d. Finanz- weder Referat schaftsgestaltung Bauvorha- au f StPlan bau-
ministeriums noch Sachgebiet ben techn. Angest., 

Dipl. Gärtner vor-
nehml. f . histor. 
Gärten usw. vor-
gesehen 

Oberfinanzd irek- 1 Grunderwerb auf A 14 Seit 1.4. 1965 
tion Stuttgart, Antrag d.Reg.Präs. 
Unterref. Nat ur- als Höhere Natur-
u. Landschafts· schutzbehörden 
schutz 
Oberi inanzdirek-
tion Freiburg 
1. Unterreferat 1+ Grunderwerb auf A 14 
Natur- u. Land- Antrag der Reg.-
schaftsschutz Präs. als Höhere 

Naturschutzbehörde 
2. Universitäts- 3 Planung u. Unter- Angest. Seit 1954. größe-
bauamt, Sachgeb. haltung v. Außen- b.d. re Bauvorh.i.d.R. 
b. Ref. Planung u. anlagen Staat!. d. freischaffende 
Hochschulbau Hochbau- Büros 

verw. 
Baden-W. 

Stellen Kommunale Arb.· 1+ Aufstellen von Grün- als GmbH Angest, Seit Okt. 1965 
außerhalb d. Gern. Rhein- zonenplänen u. Ein- nicht ver- BAT lla gleichztg. b. Was-
staatlichen Neckar GmbH, leitung ih rer Ver- öffentl. serwirtschAmt 
Verwaltung Planungsgem. wirklichung u.a. Neustadt, ab 1.9. 

Vorderpfalz 
1967 allein im 
Dienst d. Kommun. 
Arbeitsgem. 



noch Ta bei le 4b 

Personelle Aus- Rang bzw 
stattg. mit Aka- Bes.Gr. 

Bezeichn. d. Aufgaben und d. DSt-
einz. Di~nstst. demikern ••) Zuständigkeit Etat Leiters 

DG DL DF N DI J T 
Regiona le Pla- 1+ Landespfleger. Unter- kein eige- Angest. 
nungsgemeinsch. suchungen i.d. Regie- ner Etat BAT lla 
Breisgau nalplanung 

Regionale Pla- 1+ Bei der Regionalpla- als E.V. Angest. 
nungsgemeinsch. nung anfallende Fra- nicht ver-
Württemberg. gen d. Landschaft, öffentl. 
Unterland Landwirtschaft usw. 

**)Die Berufsgruppe des jeweiligen Leiters ist unterstrichen 
DG Diplomgärtner DF Diplomforstwirt 
DL = Diplomlandwirt N = Nat urwissenschaftler 

DI = Dip lomingenieur 
J = Jurist 

* ehrenamtlich tätig 
+ nur teilweise mit Naturschutz oder Landschaftspflege befaßt 

Tab. 4 c 

T = Techniker oder Ingenieu r 
V = Verwalt ungsbeamter 

Die Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege in Rheinland-Pfalz (Stand 1966) 

Personel le Aus- Rang bzw. 
stattg. mit Aka- Bes.Gr. 

Bezeichnung d. Aufgaben u nd d.C'St· 
ei nz. D ienstst. demikern **) Zuständ igkeit Etat Leiters 

DG DL DF N DI J T 

Minister Abt. 111 Kunst 3+ Au fsicht über d. Na- 494 000DM Lt. Min.-
f. Unterr. u. u. Volksbildg„ tursch.-Beh. u.-Stel- 1967: Rat 
Kultus Heimat u nd Jen; Grundsatzfragen; 434000DM 

Denkmalpflege Landesnatu rsch.Buch 
Oberste Na- Fachaufsicht, § 20 
turschutz- RNG . Durchführg.d. 
behörde NaturschutzVO 
Dem M inist . Landesstelle f. 1 1 * Beratg. d . Obersten Landes-
unmittelbar Naturschutz und - Naturschutzbeh. so- beauf-
nachgeordnet Landschaftspfl . wie d. H öh_u. U nt. Be- t ragter 

hörden u. Stel len,§ 20 
RNG, Informationen 
u.a. 

Nachgeordnete 5 Höhere Natur- 1+ 1+ ,3+ Bekanntgabe, Löschg. Reg.-
Behörden b.d. schutzbehörden u.Erhaltg.v. Natur- Baudir. 
Reg_ Präsid. schutzgeb.; Erlaß v. 

Rechtsverordn. zum 
Schutz v. sonstigen 
LandschTeilen; Mit-
arbeit b. versch ied. 
Fachplanungen u.a. 

5 Bezirksbeau f- 2* 3* Beratg.d_ höheren Be-
!ragte für N. u. hörde;wiss. Forschg. ; 
L. § 20 RNG, Mitarbeit 

b.versch.Fachpla-
nungen u.a. 

Auf Kreis- 51 Untere Natur- mittlere Verwal- Naturd enkmalbuch; 
ebene schutzbehörden t ungsbeamte + § 20 RNG ; Mitwirk en 

b. Fachplanungen u.a. 

49 Kreisbeauf-
1 1 

Beratg. d. unt. Natur-
t ragte für N. u. 

1 

schutzbeh.;§ 20 RNG 
L. beratende Mitwirkg. 

1 
b. and. Fachplanunger 

1 
u.a. 

Bemerkungen 

Auch mit Aufga-
ben außerh. d. 
Landespfl. be-
traut. Bei d. 
Planungsgem. 
keine Planst elle 
f. Dipl.-Gärtner 

Bemerkungen 

eines von sechs 
Sachgebieten 

Vogelschutzwarte 
f.H essen, Rhein!.· 
Pfalz u. Saarland ; 
Jnst.f. angewandte 
Vogelkunde. Sitz 
Frankf.s. Hessen 
zus. m. weit eren 
sachfremden 
Fachgeb. betraut, 
rascher Wechsel 

1 N = Apo theker 

al le Kreisbe-
auftragten arb . 
ehrenamtlich 
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noch Tabelle 4c 

Personelle Aus- Rang bzw. 
stattg. mit Aka· Bes.Gr. 

Bezeichnung d. demikern ••) Aufgaben und d.DSt-
einz. Dienstst. DG DL DF N D I J T Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

Ministerium 
f. Landwirt-
schaft, 
Weinbau und 
Forsten 
Abt. Wasser· 1. Ref. Land- Landsch.- u. Grün~ etwa BAT l la Referate 1 u. 2 
wirtschaft schafts- ordn.-Plang. f .d. 500000DM seit 1954, seit 

planung Raumordng.; Natur- 1963 Ref. Grün-
1 parke; Flurbereinig.; ordnung 

2 Ref. Land- Straßenbau, Wasser-
schafts- wirtsch.; Siedlungs-
pflege u. wesen, lndustrie;Aus-
-gestaltg. führg. v. Pflanzungen 

i.d. Landsch., Lebend-
3. Ref. Grünord- 1 bau, Gestaltg. v. Er-

nung holungsgebieten 

Zum Ge- 6 Wasserwirt- 3 6 7 4xA 14 Sachgeb. seit 
schäftsber. schaftsämter mit 1xA13 1956 b.4, seit 
d. Minister. je einem Sach- 1 xBAT 1958 b. allen 
auf d. Ebene gebiet Landsch.- II a Wasserw.Amtern 
d. Bez. Reg. Pflege u. Grün- Leiter sind 

ordnung Sachbearbeiter. 
2 DG befristet 
angestellt 

Zum Ge-
schäftsber. d. 
Minister. f. 
Finanzen u. 
Wiederaufbau in Bau-
Oberfinanz- Landesvermögens- 1 Grünplang. u. Land- maßn. BAT lla Seit 1961 
d irektion u. Bauabteilung, schaftsrekultivierg. enthalten 
Koblenz Ref. f. Grünplang. Ausschreibg., Prüfg. (1 -1,3%) 

Landsch.-Rekul- u. Kontrolle v. ein- ca. 
tivierung u. schläg. Baumaßn. d. 2491 000 
-Pf leoe OFD DM 

Fachaufsicht Landsiedlung 6 Betreuung i. Rahmen wird je· Referent Landschaftspfl.· 
durch d.Lan- Rheinland-Pfalz, d. ländl. Siedlg. i. weils d.d. Ober- Ref. seit 1954; 
deskulturver- Ref. Landschafts- lande anfallender LdKultur- förster 3 Forstbeamte, 
waltg. f .d. pflege Projekte einschl. Abt.b. 1 Gartentechn.; 
Landwirtsch.· f.d .Ges.f.Landent- Land- weiter 1 Garten· 
Ministerium wickl. Bad Kreuz- wi rtsch .· meister 

nach Min ist.aus-
geglichen-
(ldMittel rd. 
200000DM 

Deutsche Gesell- 2 Landschaftspläne u. arbeitet a. Angest. 
schaft f . Land- Grünplanungen Honorar-
entwicklg.GmbH; (freiberuflich, basis 
früher : Ges. zur keine Kompetenzen) 
Förderg.d.inner-
Kolonisation 
(GFK) 

••) Die Berufsgruppe des jeweiligen Leiters ist unterstrichen 
DG Diplomgärtner DF Diplomforstwirt DI = Diplomingenieur 
DL = Diplomlandwirt N = Naturwissenschaftler J Jurist 

T = Techni ker oder Ingenieur 

* ehrenamtlich tätig 
+ nur teilweise mit Naturschutz oder Landschaftspflege befaßt 
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Tab. 4 d 
Oie Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege im Saarland (Stand 1966) 

Personel le Aus· Rang u. 
Bes.Gr. 

Bezeichnung d . stattung mit Aufgaben und d. DSt· 
einz.Dienstst. Akademikern **J Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

DG DL DF N DI J T 

Minister f. 
Kultus, Unter· 
richt u. 
Volksbildung 
Oberste Na· Abt. IV 1 Er laß v. Rechtsver - A 13 Da höhere NSch-
turschutz· Volksb ildung - ordnungen u.Verwal· Forst- Beh. f ehlen, 
behörde tungsvorschriften assess. werden derart. 

Aufg. vielfach 
125000DM mit erledigt 

Minister f. Landesstelle für 1 Beratg.d.Obersten BATlb Da Bezirksstel-
Kultus, Unter- Naturschutz und - Naturschutzbehörde len fehlen . 
richt und Landschaftspfl. * werden derart. 
Volksbildung (Vogelschutz- Aufg.vielf.v.d. 

warte s. Landesst. mit 
Hessen) wahrgenommen 

A uf Kreis- Untere Natur- Verwaltungsfach- ;: .turdenkmalbuch. unbekannt 
ebene schutzbehörden kräfte + .l'.nurdnungen z.ei nst. von Kreis 

••ti lg.Sicherstllg. zu Kreis 
v .l.a;1dschaftsteilen schwan· 

kend 
8 Kreisstellen ! , •ratung d . Natur- ca. Lehrer, ehrenamtlich 
f. Naturschutz u. schutzbehörden u.a. 60000DM Forstw., tätig 
Landschaftspfl. insges. Verwalt.· 

Fachkr. 

Tab. 4 e 
Oie Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege in Hessen (Stand 1966) 

Personel le Aus- Rang u. 
Bes.G r. 

Bezeichnung d . stattung mit Aufgaben und d. DSt-
einz. Diensts!. Akadem ikern **) Zuständigkeit Eta t L eiters Bemerk ungen 

DG DL DF N D I J T 

Minister für Landesf orstver- 1 Erlaß v. Rechtver- 687000DM Ober - Ref .f.Natursch. 
Landwirtsch. waltung, Ref. - ordnungen. Er laß v. forst- Landsch.Pfl.u. 
und Forsten Naturschutz, Verwaltungsvorschr. meister Raumordn.s.1965 

Landschaftspfl. A 14 Im Etat sind 
Oberste Na- u. Raumordnung 453 000 DM Na· 
turschutz- turparkmi ttel 
behörde enthalten 

1 m Auftrage der 3 Planungen und Aus Abhängig Forst- Seit 1962 
Landesforstverw. führungen innerhalb v.d.jährl. meister 
Geschäftsführg.i. Naturparke neu fest oder 
d. Naturparken ges.Bd.-u. -Ass. 

Landes- A13 
tnittel 

Dem Ministe- Landesstelle für 2 1 u.a.Beratg.d. Oberst. A 14 Eingegliedert in 
rium nachge- Naturschutz und - Naturschutzbeh.; Er- Hess.Forstein-
o rdnet Landschaftpfl. 1 haltg„Pflege u.Ge- richtg.-u . Vers.-

in Darmstadt, staltg.d. Landschaft Anstalt 
seit 1960 in 
Arbeitsgem .m.d. 
Institut f.Natur- 3 1 Grundlagenunters. A 13 Hier : T=Mikro-
schutz i.Darmst. - biologe (Gesund-

heitsingenieurl 
Vogelschutzwar- 2 1 Amtliche Stelle f. Angest. Vogelschutzwar. 
te f . Hessen. Maßnahmen d .Vogel· te ist f .d. drei 
Rheinland-Pfalz schutzes u.der Ab· genannten Bundes 
u. Saarland - wehr schadensver- länder zuständ ig 
Institut f .ange- ursachender Vo- aber keinem Lan-
wandte Vogel- gelarten. Ange- desministerium 
kunde - Sitz wandte Grundla- direkt unter-
Frankfurt/M. genforschung, Of. stellt. Die drei 

fentlichkeitsar- Landesforstver-
1 beit . wa ltungen stel· 

len abwechse lnd 
einen Forstbe· 
triebsbeam ten 
in der Zeit v.1.4.· 
31.7 .für d .Außen-
d ienst ab. Die 
Vogelschutzwarte 
besteht s. 1937. 



noch Tabelle 4 e 

Personelle Aus- Rang u. 
stattu ng mit Bes.Gr. 

Bezeichnung d. Akademikern•*) Aufgaben und d . DSt-
ei nz. Dienstst. Zuständigkei t Etat L eiters Bemerkungen 

DG DL DF N DI J T 

Nachgeordne- 3 Höhere Natur- 3+ Anordn. üb. bes. 
te Behörden schutzbehörden Schutz- u.Erhaltg.-
b.d. Reg. Maßn.f.NSch-Geb.u. 
Präsid. z.ei nstweil .Sicher-

i stellg.; § 20 RNG 
3 Bezi rksbeauf- 1. :1 * 1. Beratg.d.Behörde; 
tragte für N.u.L. ! § 20 RNG u.a. 

Auf Kreis- 47 Untere Nat ur - Verwaltungsfach- Naturdenkmalbuch ; von Kreis 
ebene schutzbehörd.:n kräfte + § 20 RNG u .a. zu Kreis 

versch. 
47 Kreisbeau f- Beratg.d. Behörde; Aufwands- ehrenamtlich 
tragte für N. § 20 RNG u.a. entschädg, tätig 
U . L. 

Zum Ge-
schäftsber. 
d.Minister.f. 
Landwirtsch. 
u. Forsten 
Landeskul- Dezernat f. Bo- 2 3 Plang. u.Durchführg .. Flurber.- Dezernat best. 
turamt denkunde u. Land v.Landschaftspfl.- u.Siedl.- ORR seit 1957 

schaftspfl. mit Maßn.i .Flurber.- u. Mittel im (Dez.) 
Außenstelle in Siedl.-Verfahren Rahmend. A 14 
Bad Hersfeld Ges.Etats 

Landesamt f. Dezerna t Wasser- 1 Gutachten ,Stellung- Reg.- Seit 1.1.1 965, 
Gewässerkde wirtschaftl. nahme u.Beratg., ge- Biologe erst i. Aufbau 
u.Wasser- Landsch .-Schutz wässerkdl.Meßdien- A 13 
wirtschaftl. u .biolog. ste.wasserw.Grund-
Planung Wasserbau lagen-u .Zweck forschg. 

Dem Minister. Hess. Landesamt 1 Prüfg.v.Plang.- u . rd.2,5% A 9 Seit 1960. 
f. Wirtschaft f .Straßenbau. Ausschreibg.-U nterl. . d.Bau- S.1964 alle 
u. Verkehr Ref. Landschafts- Bearbeitg.v.Grund· summe Stellen b.d. 
nachgeordnet bau satzangelegenh .u .a. ohne Hess. Straßen-

1 

Kunstbaut bauverwaltgn. 
als Sachgeb. 
anerkannt 

Zum Ge- 4 Straßenneu- 4 1 8 Aufstellg. v. Aus- rd. 2,5% BATll a 4 Neubauämter s. 
schäftsber. bauämter 1 schreibg.-Unterl.u. d.Bau- 1959, 61,61,64. 
d.Minister. Sachgeb. Land- 1 Bepflanzg.-Plänen; summe Wei tcres Pers. : 1 f . Wirtschaft schaftsbau 

1 
fachtechn. Bauaufs. ohne 8 Gartenmeist. 

u. Verkehr Kunstbaut. 3 Gehilfen 1 
5 techn.Zeichn. 

1 Autobahnamt 1 wie Straßenneubau- rd .2,5% BAT 11 a Seit 1936. zeitw. 
Sachgeb. Land- ämter d. Bau- unterbrochen. 
schaftsbau ohne Weiteres Pers.: 

1 
Kunstbaut. 3 Gartenmeist. 

13 Gärtnergeh. 
Außerhalb d . Arbeitsgemein- 2 Agrarstruk turverbes- Vors.d . Vorst. : 
staatlichen schaft z.Verbes- serg.u. Landentwickl . Staatsmin. Dr. 
Verwaltung serg.d.Agrar- Dr. Tröscher 

struktur (AVA) Geschäftsf.: DL. 
Seit 1962 

**) Die Berufsgruppe des jeweiligen Leiters ist unterstrichen 
DG Diplomgärtner DF Diplomforstwirt 
DL = Diplomlandwirt N = Naturwissenschaftler 

DJ = Diplomingenieur 
J Jurist 
T = Techniker oder Ingenieur 

• ehrenamtlich tätig 
+ nur teilweise mit Naturschutz oder Landschaftspflege befaßt 
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Tab. 4 f 
Die Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege in Nordrhein-Westfalen (Stand 1966) 

Personelle Aus-
Rang u. 

stattung mit Bes.Gr. 
Bezeichnung d. Aufgaben und d. DSt· 
einz. Dienstst. Akademikern **) Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

DG D L DF N DI J T 

Minister 2 Aufsicht über d.Na- 2,255 Mill Min.Rat Ausführliche Dar-
für Woh- - t ur sch .·Beh. u .·Stet- DM stellg.d.Aufgaben 
nungsbau u. len; Grundsatzfra- s.„Natur u. Land-
öffentl. gen; Landesnatursch.· schalt" H.5, 1967 
Arbeiten Buch , Fachaufsicht, 
Oberste Na- § 20 RNG, Durchfüh-
tu rschutzbeh. rung d.NaturschVO 

Dem Ministe- Landesstelle für 1 1 Beratg. d. Obersten deckt nur OStudRat Aufsführl iche Dar-
tium unmit· Naturschutz und - Naturschutzbeh. so- eigene stel lg.d .Aufgaben 
tel bar nach- Landschaftspfl. wie d.Höh. u.Unt. Betriebs- A 14 s. „Natu r u . Land-
geordnet Behörden u.Stellen, kosten schalt" H.5, 1967 

§ 20 RNG, lnforma-
tionen u.a. Seit 1947 

Staatl. Vogel- 3 133500DM A 13/14 
schutzwarte d . - +55000DIV 
Landes NRW. Inst . Sachetat 
f . angew. V ogel-
kunde, in Essen 

Forschungsstelle 1 

1 

Grundlagenforschg. kein eige- Real- Nochmals als Be-
d. Landesstelle ner Etat, schu l- zirksbeauf tr. auf-
f . Natursch. und a.Mitteln direk tor geführt. 
Landschaftspf l. d.Landes· Seit 1957 Geobo· 

stelle fi - tan. l nst. ,s.1963 
nanziert Forschungsst. 

(als solche Teil 
d. Landesstelle) 

Nachgeordnete 6 Höhere Natur- 5+ Bekanntgabe,Löschg. 
Behörden b.d. schu tzbehörden u. Erhaltg.v.Natur-
6 . Reg.Präsid. schutzgeb.; Erlaß v. 

Rechtsverordn. z. 
Schutz v. sonstig. 
LandschTeilen ; M it-
arbeit b. verschied. 
Fachplanungen u .a. 

Baubehörde Höhere Natur- 1+ Wie oben 
Ruhr schutzbeh.f.d. 

Ruhrkoh lenbez. 
Nachgeordne- 7 Bezirksbeauf- 1 2 4 Beratg.d.höheren Be- deckt nur A 13 u. hau ptamt l . tätig. 
te Stellen t ragte f.N.u .L., hörde;wiss. Forschg.; eigene A 14 3 OStudR. , 2 
f . Natursch. einschl. f .d.Be- § 20 RNG, Mitarbeit Betriebs- Forstmstr. , 1 
und Landsch.- reich d.Baubeh. b. verschied.Fachpla- kosten Realschu ldir., 
Pflege Ruhr nungen u.a. 1 Landwirtsch.· 

Ass. 

Auf Kreis- 57 Untere Natu r- V erwa lt ungsfach- Naturdenkmalbuch; von Kreis Nur teilweise 
ebene schutzbehörden kräf te + § 20 RNG; Mitwirken zu Kreis mit Naturschutz-

b.Fachplanungen u.a. ver - fragen befaßt 
schieden 

Kreisbeauftragte Beratg.d .u nt. Natur- nur Auf- ehrenamtlich 
für Naturschutz schutzbeh.;§ 20 RNG; wandsent- tätig 
u. Landschaftspf 1. beratende Mitwirkg. schädig. 

b.anderen Fachpla· 
nungen u.a. 

M inisterium Abt. 1 1+ Fragen d. Natursch. A 13 
für Ernährung, Referat 4 u.d. Landschaftspfl. 
Landwi rtsch. i.Zuständigkeits· 
u, Forsten bereich d.Minister. 

Abt. IV 1+ Mi twirkg. b. Angele- A 12 
Ref erat 5 genh.d. Landesplang., 

d . L andbeschaffung, 
d. Natursch., d. 
Natu rparkangelegenh. 



noch Tabelle 4 f 

Personelle A us-
Rang u. 
Bes.Gr. 

Bezeichnung d. stattung mit Aufgaben und d. DSt-
einz. Dienstst. A kademikern **) Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

DG D L DF N D I J T 

Zum Auf- Landwirtschafts- l 1 Bodenschutzpflanzun- Referats- Für örtl. Aufga-
sichtsber. kammer Rhein- gen, Ödlandauffor- leiter ben Unterstützg. 
d. Minist. f. land Ref. Struk- stg„ Flurholzanbau, A 14 d. Kreisstellen; 
Ernährg., turverbesseru ng Uferbepflanzg.inner- Sachbe- Natursch.- u. 
Landw. und u. Naturschutz halb u. außerh . d. arbeiter LandschPflege-
Forsten Flurbereinigung A 13 angel.werden v. 

Sachbearb. be-
arb„ Pflanzun-
gen d.d . ForstA, 
seit 1953 Fach-
beirat f. Land-
schPf l. ; seit 
1950 nimmt d. 
Landw. Ka.land-
schaftspfl. Auf -
gaben war. 
Ref. sei t 1965 

Außerhalb d. 
staatl. Ver-
waltung z. 
Aufsichtsber. 
d. Innen· 
ministeriums 
Landschaft s- Amt für Landes- 3 2 Aufstellg. v.Land- 829550DM Landes- Seit Febr. 1947. 
verband pflege schaftspl.; Planung ober- S. RechnJahr 
Westf.-Lippe Anl„ Unterhaltg. v. bau rat 1949 Landesmit· 

Schutzpflanzungen; A 14 tel. Der 3. DG 
Mitwirkg. b. Flurbe- arb. nicht als 
reinig. u. Aussiedlg. Angest „ sondern 
z. Verbess. d. Agrar- i.ständ. Honorar-
struktur; Aufstellg. ver trag 
v. LandschPI. z. F lä-
chennutzungspl. u.z. 
Raumordn.-PI.; Pla-
nung u. Förderg. v. 
Natu rparken 

Straßenverwaltg. , 6 Prüfg. v. Plan- und Nur Ges.· Landes- Besteht seit 
Ref. Landschafts- Ausschreibgs-U nter · Etat d . ober- 1956 
bau lagen; Bearbeitg. v. St raßen- bauamt-

Grundsatzangel. f. verwaltg. mann 
landschaftsbaul. u. 
ing.-biol. Maßn. i. 
Straßensektor ein-
schl. Autobahnen. Auf 
stellg. v. Plan- u. 
Ausschreibg.-Unter-
lagen, fachtechn. Bau-
aufsieht f .d.LdSt ra-
ßenbauA. u.Neubauä. , 
sow eit e. Fachkraft 
noch nicht vo rhan-
den ist. 

Straßenneubau- 6 Aufstel lg. v. A us- Angest. Personal: Soll-
ämter schreibg. -Unter!. u . bestand 11 T. 

Bepflanzg. -Plänen außerdem sind 
fachtechn. Bauaufs. 9 Gärtnermst r . 

beschäft igt 
Autobahnamt wie unter Straßen- Angest . 1 Gartenmstr . 

neubauämt er w ird beschäft.; 
Sollbestand 
1 T echn. 

Landschaf ts- Ref. Landschaf ts· 1 1 2 LandschPlan?.f.Ge- 150000DM Referent Seit 1962. 
verband pflege - bietsentw. -P „ Bau- Land es- Nur Sachkosten, 
Rheinland leitplang., Flurbe- ober- Landesmittel 

reinig„ Nat urparke verwalt. gehen a.d. Forst-
u. Erholungsgebiete, Rat abt. d. Landwirt-
Förderg.d. LandschPf 1. A 14 schaftskammer 
Naturdenk mal pflege 



noch Tabelle 4 f 

Personelle Aus-
Rang u . 

stattung mit Bes.Gr. 
Bezeichnung d. Aufgaben und d. DSt-
einz. Dienstst. Akademikern **) Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

DG DL DF N DI J T 

Straßenverwaltg. 3 wie bei der Straßen- im Gesamt- etwa zu Seit 1959. 
Ref. Landschafts- verwaltung und den etat der gleichen 3 offenen Stellen 
bau Straßenneubauämtern Straßen- Teilen sind noch zu 

in Westfalen-Lippe verwaltung Beamte besetzen (April 
enthalten u_ Ange- 1967) 

stellte 
7 Straßenneubau- 7 Sei t 1961, 1963, 
ämter, Sachgeb. 1964, 1965 
Landschaftsbau 
2 Autobahnämter 2 Seit 1956, 1957. 
Sachgeb. Land- Weiter werden 
schaftsbau 3 Gartenmstr. 

beschäftigt 

7 Fernstraßenneu- 4 Seit 1958, 1959, 
bauämter, Sachg. 1965, 1966. 
Landschaft sbau We iter wird 1 

Gartenmstr. be-
schäftigt 

Siedlungsverband 
Ruhrkohlenbezirk 
1. Abt. Forsten 3 2 5 Mitwirkg. b.d.Auf- rd. Land- Seit 1951 tätig, 
u. Landespflege stellg. d . Gebiets- 800DOODM forst- ab 1955 mit d. 

ent wPI. gern. LdPlan.- zuzüglich meister Gruppe Wald-
Gesetz; Erhaltg_ u. Personal- A 15 schutz u. Forst-
Schaffg. größerer v. kosten wirtschaft zus. 
d. Bebauung freizu- gefaßt 
haltd. Flächen (Wald-
u.Heidefl.. Uferzo-
nen); Erhaltg.d.Baum-
bestd .u .Grünflächen 
i.Großstädten od.i. 
d . Nähe;Sicherg„ Er-
haltg., Erweiterg. u. 
Verbess. d. Wa ldes z. 

! Steigerg. s. Wohl -
fahrtswirkgn.; Be-
ratg. aller Beh. u.d. 
Wirtsch_ i. Fragen d. 
LandschPfl. u. Grün-
planung 

2. Abt. Landes- 1 Seit 1956 
planung 

Staatskanz- Landesplanu ngs- 1+ M itarbeit b.Gebiets- --- BAT l!a 
lei gemeinschaft entwicklungsplan 
(Fachauf- Rheinland 
sieht) 

Zum Ge- 2 Kreisplanungs- 2+ Wanrnehmung d.Auf- weitgehd. BATIJa LKr. Lüdinghau-
schäftsber. stellen gaben v.Kreisplanungs- v.Maßn. sen s. 1964,kein 
d. Innen- stellen außerh.v_ besond.Titel f. 
ministeriums Landsch- 1 Maßn. d . Landes-

Pfl. u. Na- pflege 
t urschutz 

Zum Ge- Oberfinanzdirek- 1 Gärtner .Angelegenh., nach Um- Bei den OFD Köln 
schäftsber. tion Münster Landschaftsgestal tg. fang d. u.Düsseldorf ist 
d. Finanz- Bau vor- kein spez. Fach-
ministeriums haben BAT l la mann tätig 

Staatshochbau-
verwaltg. f.d . 
Land NRW. 
Sachgeb. „ Garten-
u. Landschafts- 1 
gestaltung" 
1. Bezi rksreg. 1 Grünordng.im Rah- im Rah- Dezer- Seit 1962 
Düsseldorf men staatl. Baumaß- men d . nent 

nahmen einzeln. BAT I I b 
Baumaßn. 

2. Staatsh ach- 1 Grünordn.-Aufgaben „ BAT IVa Seit 1962 
bauamt f.d. b.Bau d .Universität 
Univ.Bochum 
3. Staatshoch- 1 Grünordnung b . Bau „ BAT II a Seit 1965 
bauamt f.d . d. Universität 
Univ. Dortmu nd 

**) Die Berufsgruppe des jeweiligen Leiters ist unterstrichen 
DG Diplomgärtner DF Diplomforstwirt DI = Diplomingenieur 
DL = Diplomlandwirt N = Natu rwissenschaftler J Jurist 

T = Techniker oder Ingenieur 

* ehrenamtlich tätig 
+ nur tei lweise mit Naturschutz oder Landschaftspflege befaßt 



Tab. 4 g 
Oie Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege in Niedersachsen (Stand 1966) 

Personelle Aus- Rang u. 

stattung mit Bes.Gr. 
Bezeichnung d . Akademikern**) Aufgaben und d. DSt-
einz. Dienstst. Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

DG DL DF N DI J T 

Kultus- 1+ Erlaß v. Rechtsver- 545000DM 
minister ordnungen, Verwa l- davon 
Oberste Na- tungsvorschr_ u .a. 306000DM 
turschutz- f . Pers. 
behörde einschl. 

2DGausd. 
Dem Ministe- N ieders. Landes- 5 5 Funktion e.Landes- höh.NSch- A 15 Landesstelle seit 
rium unmit- verwaltungsamt - stelle f. Natursch. Behörden 1958 b. Landes-
telbar nach- Dez.Nat urschutz u. LandschPflege: verwA.davor ober-
geordnet u. Landschaftspfl. Grundlagenforsch., Etat z.T. ste Landesbeh. 

Plang . . Fachberatg .. aus Mit- Zusätzl. zu 5 DG 
Ausbildg.i lnventa- teln d. 1-5 wiss. H il fs-
risation , Öffentlich- Ku ltusmin kräfte a. Zeit. 
keitsarbeit u.d.lnnen- 5 T = 2 Ing_ f. 

min ist. Gartenbau u. 3 
Kartographen 

Ministerium Abt. Straßenbau 1 1 Straßenbegrünung u . Im Ges.- Sachge- Seit 1950 
f. Wirtschaft i. Landesverwal , Landschaftsbau: etat ent- beits-
und Verkehr tungsamt Planung,Ausschreibg. halten dezern. 

Überprüfung BAT II a 

Nachgeordne- 8 Höhere Natur- 2 1+ 
1 

5+ Fachberatg., Plang. Zuschüsse A 13 DG i.LdVerwA 
te Behörden schu tzbehörden i usw. soweit m. DG a.Haush.d. 2 Jahre einge-
i.d. 8 Reg.- besetzt Kult.Min. arbeitet, Fach-
Präsid. bzw. 

1 1 u.LdVA dezernenten. 
Verw.Bezirk. 
Nachgeordn. 8 Bezirksbeauf- 1. 1 • J 1 • 3* 1 * 1 Fachberatg., Beob. 20 OOODM Alle Bezirks-
Stellen f . tragte f. Natur-

(1 Sort.) 
achtg.v.Schutzgeb. Zuschüsse beauftr. bleiben 

Naturschutz schutz u. Land- u. -obj ekten, 1 nven- a.Haush.d. ehrenamtl. tätig. 
u. Landsch.- schaftspflege tarisation. Offent- Kult.Min. DG jetzt i.NSch-
Pflege lieh keitsarbeit u.LdVA behörde 

Auf Kreis- Behörden: Für Verwa 1 tu ngsfach- Naturdenkmalbuch , Untersch. 
ebene insges. 60 LdKrst? kräfte + § 20 RNG, Mitwirken Auf wen-

u.16 Stadtkreise b.Fachplanungen gen a.d. 
je K rs. 1 Sachbe- u.a. Kreishaus-
arb. aus Verw.- halten. 
ad. techn. Abt., Höhe un-
davon 6 DG als bek. 
Kreisplaner 

Je Kreis eine 1 

1 1 
Fachberatg., Beob- Mittel a.d. Alle Kreisbeauf-

Kreisstelle f. achtg. u. Feststel- Kreishaus- tragten sind 
N.u.L. m it je 1 lung v. Schutzob- h.ca.600 ehrenamtl ich 
1 Kreisbeauftr. jekten, Öffentlich- DM je tätig 
(u. Stellenmit- keitsarbeit Beauftr. 
gl.) u. Jahr 

Zum Ge- Verband Groß- 1 2 Landespfl. i. Rahmen 465000DM Verbl.- Verb. besteht s. 
schäftsber. raum Hannover- d. Regionalplang., Oberbau- 1962, auch als 
d. Kultus- Öff.rechtt.Körp.- Beratg. d. Verb. - rat unt. Natursch.-
minister. zugl. unt.Natur- Mitglieder A 14 Beh .. seit 1966 

schutzbeh. f.s. (n.Stel- auch höh. u . unt. 
Bereich. Abt. lenplan) Planungsbehörde 
Landespfl. zu-
gleich e. Fach-
stelle 

Zum Ge- 8 Lande~pla- 2+ Aufgaben i. Rahmen A 13 Dezernent i.d. 
schäftsber. nungsbehörden. d. Landesplanung höher. Planungs-
d. Innen- bei 2 davon je behörde 
minister. 1 DG 

60 Kreispla- 5+ Aufgaben i. Rahmen A 13 
nungsämter. - d. Kreisplanung 
davon 6 Lei ter 
Dipl. Gärtner 



noch Tabelle 4 g 

Personelle Aus-
stattu ng mit Bezeichnung d. Akademikern •*) Aufgaben und 

einz. Dienstst. Zuständigkeit Etat 
DG DL DF N DI J T 

Stellen Landwi rtschafts-
außerhalb d. kammer Hanno-
staatl. Ver- ver 
waltung 1. Ref. Landes- 1 1 Aufstellung v. Land- kein be-

planung, Raum- schaftsplänen. sonder er 
ordng. u_ Land- Windschutz u. Ge- Etat 
schaftspfl. . höftei nbindu ng. 
Sachgeb. Wind- Lebendverbauung an 
schutz Böschungen und Was-

serläufen. Mitwirkg. 
bei d.Ausweisung von 

2. 8 Landbau- 8 Landschaftsschutz-
außenstellen u. Naturschutzgebie-

Landwirtschafts-
ten 

kammer Weser-
Ems 
1. Ref.Windschut2 1 1 Bauvolu-
u. LandschPflege men 
(d .Ref. Landes- 1,2 Mill 
kultur angeglie- DM 
dert) 
2. 5 Landbau-
außenstel len 

Niedersächs. 2 Im Rlhmen agrar- als GmbH 
Landgesellschaft stru ktur.Vorplanun- nicht 
mbH .• Hannover gen Mitarb.b.Geb.- veröffentl. 

Entwickl . Plänen. 
Grünp!ang. i.Rahmen 
d. Dorferneuerung 

Gesellschaft für 
Landeskultur 
GmbH (GfL) 

1. Ref.1. Flurbe- 3+ LandschPflege u. Auftrags-
reinigung - LandschPläne i.d. arbeiten 

Flurbereinigung 

2_ Ref.3, Raum- 1 LandschPflege all- (frei-
ordnung - gern. u. insbes. b.d. wirt-

agrarstruktur. Vor- schaftl.) 
plang. u. Dorferneue-
rung 

Staatl.anerkannte 1 Amtl.Stel le d. Landes 40000DM 
Vogelschutzwarte f. Maßn.d.Vogelsch. (Zuschüsse 
Niedersachsen - u.d.Abwehr schaden- v.Land u.d 
1 nstitut f. ange- verursachender Vogel- Körpersch 
wandte Vogel- arten. Grund lagen- z.B. Land-
kunde - Stiftung forschg .. Lehre, Sera- wirtsch .-

1 

tung. Kammer) 

i 
1 

**) Die Berufsgruppe des jeweil igen Leiters ist unterstrichen 
DG Diplomgärtner DF Diplomforstwirt DI D iplomingenieur 

Jurist 

Rang u. 
Bes. Gr. 
d . DSt-
Leiters 

BAT 11 a 

Sachbe-
arbei-
ter 
Angest. 

Angest. 

Angest. 

BAT 11 a 

DL = Diplomlandwirt N = Naturwissenschaftler J 
T Techniker oder Ingenieur 

• ehrenamtlich tätig 
+ nur teilweise mit Naturschutz oder Landschaftspflege befaßt 

Bemerkungen 

Sei t 1946 Sach-
geb. "Windschutz" 
i.Ref.„Landes-
plang .. Raumord-
nung u. Landsch.-
pflege" 
s.u. 

Seit 1953 

Die Landbau-
außenstellen 
führen i.Rahmen 
ihrer Tätigk. u. 
m_ ihrem Personal 
Maßn.d. Landsch. -
Pfleae durch 

Seit 1966. 
In d.Abt.Raumpla-
nung tät ig. 

Beide Referate er-
gänzen sich fac h-
lieh u. personell, 
unterstützt durch 
Ref.2, Wasser-
wirtschaft. und 
Ref.4 , Bodenkde. 

Sei t 1959 (Grün-
dung d. Gfl) 

Zur Vogelschutzw. 
gehören 2 Außen-
stellen in Braun-
schweig u.Lünebg.-
Zusätzl.sind meh-
rere Mitarb. mit 
z.T. langfristig. 
Werkverträgen be-
schäftigt 



Tab. 4 h 
Die Organisation von Landschaftspflege und Naturschutz in Schleswig-Holstein (Stand 1966) 

Personelle Aus-
Rang u. 

stattung mit Bes. Gr. 
Bezeichnung d. Aufgaben und d . DSt. 
einz. Dienstst. Akademikern **) Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

DG DL DF N DI J T 

Staatskanzlei Oberste Planungs- 1 Bearbeitg.v.Fragen d . keine Referent Seit 1950 
b. Minister- behörde Landsch.-Gestaltung eigenen BAT 11 a 
präsidenten u.d. Landsch.-Pflege 

sowie v.Planungen i. 
Etatmittel 

länd l. Bereich; M itw. 
b.d. Aufstel lg.v. 
Raumordn.-PI.; Plang. 
ländl.Raum. 

Minister für Abt. Forst- und 1 
Ernährung, Holzwirtschaft - Grunds.-Fragen und 62000 DM BAT II a DL gleichzeitig 
Landwirtsch. Richtlin ien;Weisung f.d.Ref . Land-
u. Forsten u. Überwachg. d . un t . si:haftspfl. zu-

Oberste und NSB; Plang. u.Koordi- ständ.; seit 

Höhere Natur- nierg.i.minist . Raum; 1946 i.Minist., 

schutzbeh. Rechtshandhabg. le- seit 1948 i.d. 
gislat. Beteiligg.; Abt . Forst- u. 
Bes.gesetzl. Zustän- Holzwirtsch. 
digktn.; Zus. Arb.m.d. 
Landesbeauftr.; Ver-
tretg.d. amtl. NSch. 
gern. §20 RNG u.lnte-
gr. b . Plang.-Vorh. 

Ref.: Landsch.- 1 Planung ,F i nanzierg. keine eig. Ref. seit 1948; 
Pf lege u. Land- - Planprüfg., Grunds.- Etatmittel DL i. Personal-
schaftsgestalt. Fragend. Landsch.- jedoch f. union Lt. d . 
Boden- u. Klima- Gestaltg. insbes. i. RJ 1967 oberst. NSch.-
schutzpflanzgn. länd l. Raum veranschl. Beh. s.1.10.1966 
einschl. d. Bin- 1.36Mi ll (Stelten inh . 
nendünenbefest. DM f. somit 2x be-

Windsch., nannt) 
280000DM 
f . Binnen-
dünen-
schu tz, zu-
sätzl.M ittel 
a. Grünen 
Plan 

Dem Ministe- Landesbeauftrag- 1 * Beratung d.Behörde Nur Un- Ober- An 2 Tagen v. 
rium nachge- ter f . Natu rsch . u .a. kosten- Stud .- Schuld ienst 
ordnet u.Landsch .-Pfl. erstattg. Rat befrei t . -

6 800 DM A14 Es gibt keine 
einsch l. Bezirksstel len 
Kreisst . 

3 Kulturämter 6 Landschaftsp lang. kein eig. Flensbg. s. 
Flensburg.Heide i. Rahmen d. Flur- Etat , Bd.- 1957. Heide s. 
Itzehoe bereinig. u.Landes- 1961 , Itzehoe 

1 

mittel s. 1965. 
Sachbflarbeiter; 
V. d . 6 T: 
1 Gartenmstr. 

1 
1 Gärtner, 1 
s taa tl .geprüft. 
Landwirt . 
Ku lturÄ Kiel u. 
Lübeck nicht m. 
e. Landschafts-
pf leger ausge-
stattet 

Staatl. Vogel- 1 Amtliche Stel le des Lei ter M it Erlaß d. 
schutzwarte Landes f.M aßnahmen d . lnst . Kultursmin . al s 
Schlew.-Hol - d.Vogelschutzes u.d. f.Haust. Oberste Natur-
stein i. lnst i- Abwehr schadensver- kunde, schutzbehö rde 
t ut f .Haustier- ursachender Vogel- sonst u .d.Min.f.Ern., 
kunde d . Uni - arten; angewandte Fachre- Landw. u . Forsten 
versität Kiel Gru ndlagenforschung. referent ; bei von 

pritat. 1947; d . lnst . 
Dienst - f . Vogel forschg. 
vertrag Wi lhelmshaven 

ist 1947 mitd. 
Funktionen ei-
ner „ Zentral-
stel le f .d. 
Seevogelschutz" 
versehen wor-
den. 



noch Tabelle 4 h 

Personelle Aus- Rang u. 
Bes. Gr. 

Bezeichnung d. stattung mit Aufgaben und d. DSt. 
einz. Dienstst. Akademikern+) Zuständigkeit Etat Leiters Bemerkungen 

DG DL DF N DI J T 

Auf Kreis- Untere Natur- Verwaltungsfach- Ausführungen z.Auf-
ebene schutzbehörden kräfte + gabengeb. d. ONsch.· 

in 17 Landkrs. Beh . finden entspr. 
u. 4 kreisfreien auf Kreisebene An-
Städten wendg. a. unt.NSch. 

Beh. 

21 Kreisstellen Erm i ttlg .. E rforschg. Nur Un- ehrenamtl ich 
(Kreisbeauftr.) u.Überwachg.d.Natur- kostener- tätig 
für N. u. L. denkmäler u.Nat ur- stattung 

sch.Geb.;Anregg. zu (s.Lan-
Sicherungsmaßn. desbeauft,) 

Nac hgeord ne- Oberfinanzdirek- 1 2 Grünplang. im Zusam- Im Zu- Referent Seit 1956. 
Dienst- tion Kiel, menhang m.Bauvorh. sammen- BAT 11 a 7 weit ere 
stelle d. Finanzbauamt, d.Bundes u .d .Landes hang m.d. Techn.-Stellen 
Finanz- Kiel Schleswig-Holstein Baumaßn. sind vorges. 
ministeriums 

** ) Die Berufsgruppe des jeweil igen Leiters ist unterstrichen 

DG Diplomgärtner D F D ip lom forstwirt 
DL = Diplomlandw irt N = Naturwissenschaftler 

DI = Diplomingenieur 
J Jurist 
T Techniker oder Ingenieur 

* ehrenamtlich tät ig 
+ nur teilweise mit Naturschutz oder Landschaftspflege befaßt 

Tab. 4 i 
Oie Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege in Hamburg (Stand 1966) 

Personelle Aus- Rang u. 
stattLJ ng mit Bes. Gr. 

Bezeichnung d . Akademikern •*) Aufgaben und d . DSt.-
einz. Diensts!. Zuständigkeit Etat Leiters Bemerk unger. 

DG DL DF N DI J T 

Senat der 1+ Erörterung v. Grund- Staats- Senatsreferent 
freien und - satzfragen, Rechts- rat f .d. Oberste 
Hansestadt setzung. - Natu rschutzbeh. 
Hamburg Alle wei teren Aufg. Mit Anordnung v. 

a.d. Naturschutzamt 11. Juni 1968 ist 
Oberste Na- delegiert. die Kulturbehörde 
turschutz- Oberste Natursch.· 
behörde behörde. 
Dem Senat Landesstelle für Beratg.d.Senats als Geschäftsführer 
unmittelbar Naturschutz und Oberste Natursch.- gleichzeitg. 
nachgeordnet Landschaftspfl. Beh . Leiter d.Natur-

1 sch utzamtes. · 
Mit gl. werden v. 
Senat berufen . 

Kultur- Aufgaben werden 1 1 1 4 Aufg.d .höher. Natur- 350000DM A 14 Leiter d.Natur-
behörde wahrgenommen v: - schutzbeh., Führg.d. (Pers.-u . schutzA ist 

amtl. Listen u. Karten Sachetat) gleichzeitig 
Höhere Natur- Naturschutzamt nach § .12 Abs.2RNG Landesbeauftr. 
schutzbehörde als Amt der Kul- Er teilg.v.Ausnahme- f. N.u.L. u. als 

turbehörde gen.gem.Ermächtig.d. solcher Gesch.-
oberst. Natursch.- füh rer d. Landes-
Beh., LandschPflege stelle. 
( LandschDiagnose, S.a.Hoffmann,W.: 

1 

LandschPlan). Erho- Nat urschutz u. 
lungsgebiete. LandschPfl. · 
Staatliche Vogel - Teilaufgaben d . 
schutzwarte; fau- Landespfl. Erfah-

1 nistische Grund- rungen a.d. Bai-1 lagenforschung. lungsraum Hbg. 
1 Beitr. z. Landes· 

Pfl. ßd. 1, Stutt-
gart 1963. 
weiter: 
2 Verw .Angest. 
2 Natu r-
schutzwarte 

Kultur- Nat urschutz· Beratg.d.höheren u. Die Aufgaben d . 
behörde stelle unteren Naturschutz- Leiters werden v. 

behörden. Landesbeauftragt. 
wahrgenommen 

Untere Natur - 7+ Erteilg.v.Ausnahme- im Rahm. Natur- In Personalunion 
schutzbeh. genehm.v.d .Landsch.- d.Natur- schutz- Lei ter d .Garten-

schu tzverordn. u.d. schutzamts ref. bauabt.d. Be-
Bausch utzvernrdn . A 12 zirksämter 

1 



Tab. 4 k 
Die Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege in Bremen (Stand 1966) 

Personelle Aus-
stattung mit Bezeichnung d. Akademi kern **) Aufgaben und 

einz. Dienstst . Zuständigkeit Etat 
DG DL DF, N DI J T 

Senator für 1+ 1 Erlaß von Rechtsver- 38620DM 
Inneres ordnungen, Verwalt.-

Vorschriften u.a. 
Oberste Na-
turschutz-
behörde 
Senator für Untere Natur- Naturdenkmalbuch, im Etat d. 
Inneres schutzbehörde § 20 RNG u.a. obersten 

Stadt Bremen Natursch.-
Beh.enth. 

Mag ist rat d. Untere Natur- 1+ Naturdenkmalbuch. 
Stadt Bre- schutzbehörde § 20 RNG u.a. 
merhaven 

Dem Senator Landesstelle für 1 Beratg.d.obersten im Etat d. 
f. Inneres Naturschutz und NaturschBehörde (§ 8 obersten 
angegliedert Landschaftspfl. Abs. 2 RNG) Natursch.-

Beh.enth. 

Kreisstelle für Beratg.d.unteren im Etat d. 
Naturschutz und Na tu rschutzbeh. Bre· obersten 
Landschaftspf l. men(§8 Abs.1 RNGI Natursch.-
d. Stadt Bremen Beh.enth. 

Dem Magistrat Kreisst elle für 1+ Beratg.d.unteren 
d. Stadt Bre- Naturschutz und Naturschutzbeh. Bre-
merhaven an- Landschaftspfl. merhaven ( § 8 Abs.1 
gegliedert i.Krs.Bremerhaven RNG) 

"*) Die Berufsgruppe des jeweiligen Leiters ist unterstrichen 

DG 
DL 

DF 
N 

Diplomforstwirt DI = Diplomingenieur 
= Naturwissenschaftler J Jurist 

Rang u. 
Bes. Gr. 
d. DSt-
Lei ters 

Lt .Reg.-
Direkt.-
A 16 

Städt. 
Oberver-
waltg.-
Rat 
A 14 

ORR a.D. 
Privat-
dienst-

ver trag 
BAT II 
w ie 
Landes· 
stelle 
f. Nu L 
Garten-
bau-
ober rat 
A 14 

Diplomgärtner 
= Diplomlandwirt 

T = Techn iker oder Ingenieur 

+ nur teilweise mit Naturschutz oder Landschaftspflege befaßt 

Tab. 41 
Die Organisation von Naturschutz und Landschaftspflege in Berlin (Stand 1966) 

Personelle Aus- Rang u. 

stattung mit . Bes. Gr. 
Bezeichnung d. Aufgaben und d. DSt-
ei nz. Dienstst. Akademikern **) Zuständigkeit Etat Leiters 

DG DL DF N DI J T 

Senator f. Abt. 111 Grün- --
Bau- u . Woh- flächen und 
nungswesen Gartenbau 
Oberste und 

1 höhere Natur-
schutzbehörde 

Landesstelle für 1 2+ Beratg.d.höheren u . 10 OOODM A 12 
Naturschutz und - unteren Naturschutz-
Landschaftspfl. behörden 

Bezirksämter Abt. Bau- und 12+ A 13 u. 
(12) Wohnungswesen A 14 

(Gartenbauämter) 
Untere Natur-
schutzbeh. 

Bemerkungen 

Höhere Natursch.-
Beh. nicht vor-
handen, fäll t m. 
d. obersten Natur-
schutzbeh. zusam-
men 
Leiter wie ober-
ste Naturschutz-
behörde 

nebenamtlich 
tätig. 
Landesbeauftr. ist 
gleichz. Kreisbe-
auftr.Stadt Bremen 
Kre isbeauftr. = 
Landesbeauftr.f. 
N. u. L. 
Nebenamt. tätig. 

Leiter d .Garten-
bauamtes Bremer-
haven 

Bemerkungen 

nicht ausge-
wiesen 

Landesbeauftr. = 
Geschäftsführer. 
Leiter d. Stelle 
(nicht aufgef.) 
ist als ständ. 
Vertretg.d.Sena-
tors Berlins 
Gartenbaudirek-
tor (A1 5). Flä-
chenankäufe von 
Finanzsenat.f. 
d . Land Berlin 

In Personalunion 
Leiter d .Garten-
bauämter 



Tab. 5 
Die Organisation des Naturschutzes in Nordrhein-Westfalen 

OBERSTE NATURSCHUTZBEHÖRDE 
Der Minister für Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten des 

Landes Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf 1) 
Landesstelle 

Höhere 
Naturschutzbehörden 

Der Regierungspräsident in 
Aachen 
Arnsberg 
Detmold 
Düsseldorf 
Köln 
Münster 
Landesbaubehörde Ruhr in 
Essen 

für Naturschutz und Land· 
schaftspflege in Nordrhein· 

Westfalen in Düsseldorf 

Bezirksstellen 
für Naturschutz und 

Landschaftspflege 

Im Regierungsbezirk 
Aachen 
Arnsberg 
Detmold 
DGsseldorf 
Köln 
Münster 
im Bereich der Landesbau-
behörde Ruhr in Essen 

Untere Naturschutzbehörden Kreisstellen 

Regierungsbezirk 
Aachen 

1 kreisfreie Stadt 
7 Landkreise 

Arnsberg 
2 kreisfreie Städte 

10 Landkreise 2) 
Detmold 

2 kreisfreie Städte 
12 Landk reise 

Düsseldorf 
10 kreisfreie Städte 

6 Landkreise 3 ) 
Köln 

2 kreisfreie Städte 
7 Landkreise 

Münster 
2 kreisfreie Städte 
9 Landkreise 

im Bereich der Landesbau-
behörde Ruhr in Essen 

18 kreisfreie Städte 
9 Landkreise 

für Naturschutz 
und Landschaftspflege 
Regierungsbezirk 
Aachen 

1 kreisfreie Stadt 
7 Landkreise 

Arnsberg 
3 kreisfreie Städte 

10 Landkreise 2) 
Detmold 

2 kreisfreie Städte 
12 Landkreise 

Düsseldorf 
10 kreisfreie Städte 

6 Landkreise 3) 
Köln 

2 kreisfreie Städte 
7 Landkreise 

Münster 
2 kreisfreie Städte 
9 Landkreise 

im Bereich der Landesbau-
behörde Ruhr in Essen 

18 kreisfreie Städte 
9 Landkreise 4) 

1 ) inzwischen: Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen 
2) Landkreis Iserlohn ohne Schwerte und Amt Westhofen 
3) Landkreis Düsseldorf-Mettmann ohne Kettwig und Rees 

nur nördlicher Teil 
4) Landkreis Iserlohn nur Schwerte und Amt Westhofen, 

Düsseldorf-Mettmann n u r Kettwig und Rees nur südlicher 
Teil. 

Nach Angaben der Landesstelle für Naturschutz und Landschafts-
pflege in Nordrhein-Westfalen. 
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Tab. 7 
Gesamtzahl der in der Landschaftspflege und im Naturschutz hauptamtlich und dafür ausschließlich Tätigen 
(Nach Berufsgruppen, Stand 1966) 

Land Diplom- Diplom- Diplom- Natur- D iplom- Jurist 
gärtner landwirt forstwirt wiss. ingenieur 

Bayern·* 15 - 2 3 1 2 
Baden-Württemberg 4 - 6 12 2 -
Hessen* 9 2 4 4 - -
Rheinland-Pfalz* 9 - 6 - - -
Saar land+ - - 1 1 - -
Nordrhein-Westfa len 11 2 5 9 - 2 
Niedersachsen 12 1 1 1 - -
Schleswig-Holstein + 2 1 - - - -
Stadtstaaten i- 1 - - 2 - 2 

insgesamt 63 6 25 32 3 6 

* Bezirksbeauftragte überwiegend ehrenamtlich tätig 
+ Im Verwaltungsaufbau fehlt die Bezirksebene 

Tab.8 

Akade- Techniker, 
miker Gartenbau 
insges. ingeneur 

o.ä. 

23 33 
24 19 
19 14 
15 13 
2 -

29 38 
15 18 
3 8 
5 3 

135 146 

Haupt· und Ehrenamtlichkeit der Beauftragten für Naturschutz und Landschaftspflege in der Bundesrepublik Deutschland 

Land 

Bayern 
Baden-Württemberg 
Hessen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 
Nordrhein-Westfalen 
Niedersachsen 
Schleswig-Holstein 
Hamburg 
Bremen 
Berlin 

+ hauptamtlich 
ehrenamtlich 

* 3 Bezi rksbeauftragte hauptamtl ich 
Stand: Sommer 1966 

44 

Landes- Reg.· 
beauf- Bezirke 
tragter 

+ 7 
+ 4 
+ 3 

- 5 
+ fehlen 
+ 6 
+ 8 

- fehlen 
+ fehlen 
- feh len 
+ fehlen 

Bezirks- Kreise Kreis· 
beauf- u. kreis· beauf-
tragte freie St. t ragte 

- * 189 -
+ 77 -
- 49 -
- 52 -

fehlen 8 -
+ 95 -
- 83 -

fehlen 22 -
fehlen fehlen fehlen 
fehlen 2 -
fehlen fehlen feh len 



Tab. 9 : 
Bie Berufszugehörigkeit der Kreisbeauftragten fü r Natu rschutz und Landschaftspflege in der Bundesrepublik Deutschland 
ohne Stadtstaaten 
(Stand 1.12.1 9671 

Erläuterungen: 

A L ehrer 
B c Garten- u. Land-

schaftsarchitekten 
C Forstleute 

Land 

Bayern 
Baden-Württemberg 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 

Hessen 
Nordrhein-Westfalen 

Niedersachsen 

Schleswig-Holstein 

Bund insgesamt 

in% 

D 
E 

A 

63 
23 
17 
2 

17 
50 
52 
11 

235 
41 

Landwirte 
Verwaltungs-
beamte 

B 

39 
3 
6 
-
8 
7 
6 

-

c 

19 
36 
10 

2 
14 
11 
11 

1 

69 104 
12 18 

D 

1 
2 
2 
1 
2 
2 
5 
3 

18 
3 

F 
G 

E 

35 
5 
8 
3 
3 

16 
5 
2 

77 
13 

Sonstige 
Unbekannt 

F 

21 
2 
4 

-
4 
6 
3 
4 

44 
8 

G 

11 
6 
4 
-
2 
3 
1 
1 

28 
5 

Nach eigenen Erhebungen und Unterlagen der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Beauftragter für Naturschutz und 
Landschaftspflege 

Tab. 10 
Dis Durchschnittsalter für Naturschutz und Landschaftspflege in den Bundesländern, nach Regierungsbezirken 
geordnet (Stand 1.12.1967) Ohne Stadtstaaten 

Regierungsbezirk 
Bundesland 

1 2 3 4 5 6 7 

Bayern 61 50 56 65 57 54 58 
Baden-Württemberg 56 58 65 56 
Rheinland-Pfalz 62 62 53 52 63 1 

Saarland 61 
Hessen 58 57 56 
Nordrhein-Westfalen 55 62 58 63 60 55 57 
Niedersachsen 53 64 59 66 54 65 58 
Schleswig-Holstein 63 

Bund insgesamt 

8 

68 
55 

Land 
insges. 

57 
59 
58 
61 
57 
60 
59 
63 

59 

Nach Befragungen und Unterlagen der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Beauftragter für Naturschutz und Landschaftspflege 
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Tab. 11 

Dienststellen in Nordrhein-Westfalen, die mit ihren Maß11ahmen entscheidend in d ie Landschaf t eingreifen 

Agrarst r ukturve r besserung+ 

1956 1961 1965 

Dienststellen 2 Landesämter für F lurbe- 2 Landesämter für F lurbe- 2 Landesämter für F lu rbe-
reinigung reinigung reinigung 

17 Flurberein igungsämter 17 Flurbereinigungsämter 17 Flurbereinigungsämter 

Betreute Fläche LN 2 064 115 ha LN 2 026 059 ha LN 2 002 993 ha 
noch erstmals zu bereinigende noch ermals zu bereinigendP. noch erstmals zu bereinigende 

Fläche Fläche Fläche (Stand 1.1.66) 
1 394 575 ha 1 265 973 ha 1 137 337 ha 

Personal 
(Beamte und Angestellte) 
nur Flurbereinigung 1183 1100 1085 

1 nvestierte Mittel: 
Flurberein igung 
insgesamt 38 962 000 DM 65 890 000 DM 108 719 000 DM 
davon Beihilfe 18 300 000 DM 39 700 000 DM 91 080000 DM 
Siedlung• 
insgesamt 151 000 000 DM 135 000 000 DM 212 000 000 DM 
davon Beihilfe 8 700 000 DM 16 600000 DM 11500000 DM 
Aussiedlung innerhalb d. 
Flurbereinigung** 
Gesamtkosten 13 890 000 DM*** 20 317 000 DM 
davon Beihilfe 3 152 000 DM 
Aussiedlung außerhalb d . 
Flurbereinigung•• 
Gesamtkosten 3 480 000 DM* * 20 269 000 DM 37 363 000 DM 
davon Beihilfe 280 000 DM** 2 923 000 DM 6 259 000 DM 
Aufforstung von Grenz 
ertragsböden 
insgesamt 816 800 DM 1 164 800 DM 1565900 DM 
Bundesmittel - - --- 272 200 DM 622 200 DM 
Landesmittel 237 900 DM 217 100 DM 141 200 DM 
Eigenmittel 578 900 DM 675 500 DM 802 500 DM 
Schutzpflanzungen 
insgesarnt 443 500 DM 1 364800 DM 1 190 500 DM 
Bundes;:1ittel ----- 709 300 DM 75 400 DM 
Landesmittel 221 500 DM 202 700 DM 291 400 DM 
Eigenmittel 222 000 DM 452800 DM 823 700 DM 
insgtS<lmt rd. 194 700 000 DM rd. 237 600 000 DM rd. 381 200 000 DM 
Durchgeführte Maßnahmen 
(Nur i.d. Flurberein igung, 
Auswahl) 
Flurbereinigungen, i.d. 
neue Grundst. zugeteilt 
wurden 33 012 ha 57 873 ha 38 383 ha 
Fahrwege, befestigt 1 785 km 9 19 km 872 km 

unbefestigt 1 765 k m 706 km 
Wasserläufe 580 km 1 034 km 556 km 
Drainung 379 ha 3 793 ha 2 328 ha 
Rodung 70 ha 144 ha 59 ha 
Aufforstung - -- 123 ha 17 ha 
Reihenpflanzungen --- 120 km 61 km 
Aussied lung innerh. d. 
Flurber. s.u. 92 Auss 77 Auss. 

Aussiedlung außerh. d . 
F lu rberei n igu ng 34 Auss.** 133 Auss. 143 Auss. 

Zuständiges Ministerium Minister ium für Ernährung. Ministerium für Ernährung, M inisterium für Ernährung, 
Landwi rtschaft und Forsten Landwirtschaft und Forsten Landwirtschaft und Forsten 

Quellen: Stat. Monatsberichte des BML, Angaben des LM EL F Düsseldorf, Gesellschaft zur Förderung der inneren 
Kolonisation, Bonn 

+ Flurbereinigung, Siedlung, Aussied lung, z.T. forstliche Vorhaben 
nach Angaben der Dt. Landesrentenbank 
1956 wurde noch nicht nach Maßnahmen innerhalb und außerhalb der Flurbereinigung unterschieden 
Erschließungskosten aus den Bundesdurchschnittskosten er rechnet, Höhe der Beihilfen unbekannt 



Tab. 12 
Dienststellen in Nordrhein·Westfalen, die mit ihren Maßnahmen entscheidend in die Landschaft eingreifen 

Ländlicher Wasserbau") 

Dienststelle 

Bet reute Fläche 

Personal insgesamt 

Investierte Mittel 
U. 1000 DM) 
davon: 

1. Talsperrenbau 
2. Entwässerung durch 

offene Gräben 
3. Dränung 
4. Flußregelu ng 
5. landwirtschaftliche 

Folgeeinrichtungen 
6. Ödland· und Moor, 

erschließung 
7. Bewässerung 

a) Oberflächen- und 
Grundwasser 

b) Abwasser 
B. Trinkwasserversorgung, 

ländlich 
9. Kanalisation 

ei nsch 1 ießl ich Kläranlagen 
10. Eindeichung im 

Binnenland 
11 . Ländliche Wirt-

schaftswege 
a) befestigt 

b) uribefestigt 
12. Sonstige wasserwirt-

schaftliche und kultur-
technische Arbeiten 

Durchgeführte 
Maßnahmen 

1. 
2. 
3 . 
4. 
5. 
6. 
7. a) 
7 . b) 
8. 
9. 

10. 
11. a) 
11 . b) 
12. 

Zuständiges 
Ministerium 

1956 

8 Wasserwirtschaftsämter 

NRW 34 044 km2 

insgesamt 

410 
193 100 000 
(75 132 000)**) 

43 250 000 ( 18 245 900) 

5 309 000 ( 2 780 815) 
9 900 000 ( 4 413 675) 
4 926 900 ( 1 953 385) 

2 264 140 ( 1 967 150) 

813 600 ( 306 914) 

946 476 ( 299 209) 
2 956 124 ( 1 257 870) 

36 282 000 (18 252 181) 

44 000 000 ( 7 333 000) 

2 205 000 ( 1 521 500) 

35 300 000 ( 15 679 233) 

2 710 900 ( 1 121 400) 

35 Mio m3 

22 200 ha 
6 700 ha 

91 km 
3 775 ha 

474 ha 
586 ha 
(592 ha 

223 000 E 
242 000 E 

5 700 ha 

1 530 km 

Ministerium für Ernährung, 
Landwi rtschaft und Forsten 

1961 

8 Wasserwirtschaftsämter 

NRW 34 044 km2 

insgesamt 

451 
342 154 000 

(163 518 000) 

67 860 179 (14 931 630) 

10 299 318 ( 7 869 260) 
13 576 143 ( 7 231 295) 
2511 2487 (16469241 ) 

9 813 392 ( 4 784 029) 

365 393 ( 278 195) 

2 141 453 ( 543 594) 
101 659 ( 27 900) 

46 059 688 (24 084 211 ) 

71 125 761 (32 897 512) 

601 461 ( 480 550) 

85 592 581 (4 7 055 203) 
6 946 837 ( 5 256 940) 

2 557 884 ( 1 608 709) 

27 Mio m3 
337 km 

20 111 ha 
82 984 ha 

174 km 
6 008 ha 

107 ha 
· 2 785 ha 

7 ha 
295 409 E 
599 878 E 

3 ,3 km 
2 872 km 

587 km 

Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

1965 

8 Wasserwirtschaftsämter 

NRW 34 044 km2 

insgesamt 

480 

608 316 362 
(329 754 194) 

53 284 831 (21 048 930) 

23 293 370 (18 121 230) 
23216247 (1212111 1) 
40 009 923 (25 510 785) 

6 247 941 ( 2 318 857) 

3 519 005 ( 1408621) 

1 155 843 ( 551 602) 
245 000 ( 190 000) 

92 822 429 (48 174 469) 

197 088 703 (103 655 037) 

12 627 000 ( 4 883 400) 

134296253 (84812112) 
5 380 600 ( 3 547 280) 

5 129 217 ( 3 410 760) 

631 km 
1 040 ha 
8 481 ha 

125 km 
6 6 16 ha 
1 529 ha 

812 ha 
6 ha 

667 072 E 
668 177 E 

3,5 km 
4 000 km 

591 km 

M inisterium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

") Wasserwirtschaftliche und kulturtechnische Arbeiten ohne städtische Trinkwasserversorgung, Kanal isat ion 
einschließlich Kläranlagen 

**) Beihi lfen des Bundes, der Länder und Dritter 
Quellen : Angaben des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und des Minister iums f ür Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten in Nordrhein-Westfalen 



Tab. 13 

Dienststellen in Nordrhein-Westfalen, die mit ihren Maf!nahmen entscheidend in die Landschaft eingreifen 

Straßenbau 

1956 1961 1965 
Dienststellen 11 Landesstraßenbauämter 9 Landesstraßenbauämter 9 Landesstraßenbauämter 
Westfalen-Lippe 1 Autobaiinamt 1 Autobahnamt 

2 Straßenneubauämter 5 Straßenneubauämter 
1 Autobahnneubauamt 6 Autobahnneubauämter 

Betreute Strecken: 
Bundesautobahn 186 km 217 k m 242 km 
Bundesstraßen 2 076 km 2 092 km 2 708 km 
Landstraßen 5 608 km 5 805 km 6 979 km 
Kreisstraßen 3 647 km 4 048 km 1 440 km 

insgesamt 11517km 12 162 km 11 369 km 

Personal Beamte Angestellte Beamte Angestellte Beamte Angeste ll te 
249 288 514 417 625 475 

+ 1131 + 1713 
(VA III) (VAll l ) 

1 nvest ierte Mittel : 

Gesamtausgaben• 206.0 Mill DM 422.2 Mill DM 8 19.7 Mi ll DM 
davon Bauvolumen vom 
Landschaftsverband selbst 180.0 Mill DM 321.8 Mill DM 698.3 M ill DM 
verarbeitet 

davon Landstraßen 63.4 Mill DM 125.1 Mill DM 205.0 Mill DM 
f. Bundesstraßen 65.5 Mill DM 11 4 .3 Mi ll DM 252.0 Mill DM 
f . Bundesautobahnen 25.7 Mill DM 47.6 Mill DM 210.0 Mill DM 
f . Kreisstraßen 25.4 Mill Dl\1 34.8 Mi ll DM 31.3 Mill DM 

Durchgeführte Der Ausbau erfolgt im Rahmen von V ierjahresplänen und wird nur in diesem Zusammenhang 
Maßnahmen in veröffentlicht 
Westfalen-Lippe 

Zuständiges Ministerium für Wirtschaft M inisterium für Wirtschaft Minister für Landesplanung, 
Ministerium und Verkehr. Düsseldorf und Verkehr, Düsseldorf Wohnungsbau und öffentliche 

Arbeitern. Düsseldorf 

• Einschl ießlich Zuschüsse an fremde Baulastträger 
Nach Unterlagen und Angaben der Straßenverwaltung des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

48 



Tab. 14 
Die Entwicklung der Dienststellen für Naturschutz und Landschaftspflege in Nordrhein-Westfalen zwischen 1956 und 1965 

1. Naturschutz 

1956 1961 1965 

Dier.ststel len 1 a) 1 Oberste Naturschutz- 1 a) 1 Oberste Naturschutz- 1 a) 1 Oberste Naturschutz-
behörde behörde behörde 

b) 1 Landesstelle für b) 1 Landesstelle für b) 1 Landesstelle für 
Naturschutz und Land- Naturschutz und Land- Naturschutz und Land-
schaftspflege schaftspflege schaftspflege 

c) c) 1 Geobotanisches Institu t c) 1 Forschungsstelle für 
Naturschu tz und Land-
schaftspflege 

d) Nordrhein-Westfä lische d) Nordrhein-Westfälische d) Sta<Jtl iche Vogelschutz-
Vogelschutzwarte e.V., Vogelschutzwarte e.V., warte Nordrhein-West-
Essen Essen falen 

II a) 7 Höhere Naturschutzbe- 11 a) 7 Höhere Naturschutzbe- II a) 7 Höhere Naturschutzbe-
hörden hörden hörden 

b) 7 Bezirksbeauftragte b) 7 Bezirksbeauftragte b) 7 Bezirksbeauftragte 
für Naturschutz und für Naturschutz und f ür Na tu rsch u tz und 
Landschaftspflege Landschaftspflege Landschaftspflege 

111 a) 94 Untere Naturschutz- II 1 a) 94 Untere Naturschutz- 111 a) 94 Untere Naturschutz-
behörden behörden behörden 

b) 94 Kreisbeauftragte für b) 94 Kreisbeauftragte für b) 94 Kreisbeauftragte für 
Naturschutz und Land- Naturschutz und Land- Naturschutz und Land-
schaftspf lege schaftspflege schaftspflege 

Betreute Fläche NRW, 34 044 km2 'Nl1W, 34 044 km2 NRW, 34 044 km2 
Davon Naturparke 1 400 km2 4 790 km2 

- ·- -
Beamte Angest. Nur z.e. 1 ehren- Beamt e Angest. Nur z.e. ehren- Beamte Angest. Nur z.e. ehren-

geringen amt l. geringen amtl. geringen amtl. 
Personal Teil für 

1 

tätig Tei l für tätig Teil für tätig 
N und L N und L N und L 
tät ir:i tätia tätia 

1 
a 1 2 1 2 2 1 
b 1 1 1 1 1 2 
c -------------------- 1/2 1/2 

1 (in Personalunion Be- 1 (in Personalu ntion Be-
zirksbeauftragter für zirksbeauftragtar für 
Nul) Nul) 

d 1 7 1 7 1 8 
II 
a 14 14 14 
b 7 7 3 1/2 7 3 1/ 2 

II 1 
a 94 94 94 
b 94 94 94 

insgesamt 3 8 110 101 10 12 110 94 11 15 108 94 

1 nvestierte 
Mittel lb} c' 
(Ohne Personal- d

1 

130 000 DM 430 000 DM 2 127 000 DM 
kosten der Natur-
schutzbehörden aller II b 
drei Ebenen) davon für Naturparke: 

- ------- 150 000 DM 676 000 DM 
Zusätzliche Naturparkmittel 
Bund: -------- 328 000 DM 377 000 DM 
Dritte: --- ----- ----- .. 1 115 000 DM ---

insgesamt 130 000 DM 758 000 DM 3 619 000 DM, 

Durchgeführte Maßnahmen 
oder Förderung durch 
Zuwendung des 

Schutz- und Erhaltungsmaßnahmen an Naturdenkmalen und deren Umgebung; das sind in der .~egel 
baumchirurgische A rbeiten an geschützten Bäumen, Quellfassungen u.ä.; 
Schutz- und Erhaltungsmaßnahmen in Naturschutzgebieten , z.B. Durchforstungen , Wasserhalt ung, 
Entfichtung. Wiesenmahd, Sicherungsmaßnahmen, Schutz gegen von Felspartien herabfal lendes 
Gestein; 

Landes 

Zuständiges 
Ministerium 

Landschaftspflegemaßnahmen, Anpflanzungen, soweit nicht forstwirtschaftlicher Art, Haldenbe-
grünung, Herrichtung durch Kriegseinwirkung zerstörter Landschaftsteile , Beseit igung von Hoch-
wasserschäden, Bese itigung von Müllkippen durch Abdeck ung mit Boden und Bepf lanzu ng, Land-
schaftspläne ( 1965 : 150 000 DM); 
Förderung von Maßnahmen innerhalb der Naturparke 

Der Kultusminister Der Kultusminister Der Minister für Landes-
planung, Wohnungsbau und 
öffentliche Arbeiten, jetzt : 
Der Minister für Wohnungs-
bau und ö ffentliche Arbeiten 

Nach Angaben der Obersten Naturschutzbehörde Düsseldorf 
• • Mittel Dr itter nicht bekannt, 1965 - 51,4 % der Gesamtmittel 



Tab. 15 
Die Entwicklung der Dienststellen für Naturschutz und Landschaftspflege in Nordrhein-Westfalen zwischen 1956 und 1965 

2. L a n d s c h a f t s p f 1 e g e 

1956 
Dienststellen 1 Amt für Landespflege im 

Landschaftsverband West-
falen-Lippe, Münster 

II ----

III Abteilung Forsten und 
Landespflege, hier : Gruppe 
Landespf lege im Siedlungs-
verband Ruhrkohlenbezirk 
(SVR) 

IV Referat Strukturverbesse-
rung und Naturschutz in 
der Landwirtschaftskam-
mer Rheinland 

Betreute 1 20 258 km2 
Fläche II ---

III 4 590 km2 
IV 12 536 km2 

Personal Beamte Angest. Nur z.e. Werk-

1 

II 
III 
IV 

insgesamt 

1 nvestierte 
Mittel 

(Einschließlich 
Personal- und 
Sachkosten) 

geringen ver-
Teil für trag 
N und L 
tätig 

3 

3 

1 6 

1 insges. 323 600 DM 

davon: für Pflanzkosten 
LM 
EM 

110 000 DM 
141 000 DM 

für Naturparke 
EM -- -- -

1 

1 
1 
; 

1 
II --- ----- ----! 

II I insges. 115 000 DM 
davon: 
SK 75 000 DM 
PK 40 000 DM 

IV insges. 104 800 DM 

insgesamt 543 400 DM 

Durchgeführte 1 Aufstellung von Landschafts-
Maßnahmen plänen für Flurbereinigung, 

Eingrünungspläne f. Gehöfte 
sowie f . NE-Siedlungen, 
Pflanzpläne für Gemeinden 
u. Privat interessenten, Wirt-
schaftswege und Uferbe-
pflanzung. 
Nach Planung des Amtes für 
Landespflege 166,8 k m ein-
bis mehrreihige Windschutz-
u. Uferbepflanzungen er-
stellt. Hierfür Bereitstel-
lung des Pf lanzgutes und 
Übe'.wachung der Pflanz. 
arbeiten. 

1961 

1 Amt für Landespflege im 
Landschaftsverband West· 
falen-Lippe, Münster 

II -----

II I Abteilung Forsten und 
Landespflege, hier: Gruppe 
Landespflege im Siedlungs-
verband Ruhkoh lenbezirk 
(SVR) 

IV Referat Struk turverbesse-
rung und Naturschutz in 
der Landwirtschaftskammer 
Rheinland 

1 20 258 km2 
II ---

111 4 590 km2 
IV 12 536 km2 

Beamte Angest. Nur z.e. Werk-
geringen ver-
Teil für trag 
Nund L 
tätig 

4 

5 

1 9 1 

1 insges. 468 000 DM 

II 

III 

IV 

davon: für Pflanzkosten 

LM 
EM 

115 000 DM 
181 000 DM 

für Naturparke 
EM 85 000 DM 

-------------

insges. 290 000 DM 
davon: 
SK 200 000 DM 
PK 90 000 DM 

insges. 575 000 DM 

1333000 DM 

1 Wie 1956, zusätzlich Be-
pflanzung von Gemeinde- und 
Kreisstraßen, Naturpark-
planungen. 
167 .2 km Pflanzungen w ie 
1956, Einweisung in Pflege-
arbeiten 

1965 

1 Amt für Landespflege im 
Landschaftsverband West-
falen-Lippe, Münster 

II Referat Landschaftspflege 
im Landschaftsverband 
Rhein land 

III Abteilung Forsten und 
Landespflege, hier: Gruppe 
Landespflege im Siedlungs-
verband Ruhrkohlenbez irk 
(SVR) 

IV Referat Struk turverbesse-
rung und Naturschutz in 
der Landwirtschaftskammer 
Rheinland 

1 20 258 km2 
II 12 536 km2 (=Nord rhein) 
III 4 590 km2 
IV 12 536 km2 

Beamte Angest. Nur z.e. Werk-
geringen ver-
Teil für trag 
Nund L 

1 
3 

5 
3 
8 

tätig 

5 16 1 

1 insges. 823 000 DM 

II 

II I 

IV 

davon: für Pflanzkosten 
LM 
EM 

134 000 DM 
295 997 DM 

für Naturparke 
250 000 DM 

insges. 240 000 DM 
davon: Sachmittel 

150 000 DM 

insges. 575 000 DM 
davon: 
SK 400 000 DM 
PK 175 000 DM 

insges. 390 400 DM 

2 028 400 DM 

1 Wie 1961, zusinzlich Pla-
nung von Naherholungsge-
b ieten, von Baggerseege-
bieten. Eingrünung von 
Kläran lagen. Landschafts-
pläne für Flächennutzungs-
pläne, Beratung Wettbewerb 
„Unser Dorf soll schöner werden" 
258.4 km Pflanzungen wie 
1961 



noch Tabelle 15 
··---

11 - - - - - -- - - - - - II ------------- II Landschaftsplanung der Kreise 
Düsseldorf -Mettmann ( Bera-
tung), Kleve, Landschafts-
pläne f . mehrere Gemeinden, 
die Wupperta lsperren, für 
Naturparke, Flurbereinigun-
gen. Straßentrassieru ngen 
u.dgl. 

III Förderung von ca. 30 nicht 111 Förderung von ca. 55 nicht III Förderung von ca. 70 nicht 
näher benannten Maßnah- näher benannten Maßnah- näher benannten Maßnahmen 
men verschiedener Art men verschiedener Art verschiedener Art 

IV Windschutz 82 km IV Windschutz 251 km IV Windschu tz 84 km 
Flurholzanbau 26 ha F lu rho lzanbau 71 ha Flurholzanbau 4 ha 

Zuständiges 1 Selbstverwaltung 1 Sei bstverwaltu ng 1 Selbstverwaltung 
Ministerium II Selbstverwaltung II Selbstverwaltung II Selbstverwaltung 

II I Selbstverwaltung III Selbstverwaltung III Selbstverwaltung 
IV Selbstverwaltung IV Selbstverwaltung IV Selbstverwaltung 

Nach Angaben der aufgeführten Dienststellen 

LM Landesmittel SK = Sachkosten 
EM = Eigenmittel PK = Persona 1 kosten 

Tab. 16 

Die finanzielle und personelle Entwicklung einer Reihe von Fachbehörden in Nordrhein-Westfalen, die mit ihren Maßnahmen in 
die Landschaft ei ngreifen (nach Angaben der einzelnen Dienststellen) 

1956 1961 

Gesamt- davon Personal Gesamt- davon 
mittel Beih ilfe insges. mittel Beihil fe 
Mill DM Mill DM Mill DM f1ill DM 

ländlicher 
Wasserbau •) 193,1 75,1 410 342,2 163,5 
Flurberein1-
gung 39,0 18,3 1183 65,9 39.7 
Aussiedlung 
innerhalb d. 
Flurbereini-
gung nicht veröffentlicht 14,0 3.1 
Aussied lung 
außerhalb d. 
Flurberei ni-
gung 3,5 0,3 - 20,3 2,9 
Siedlung 151 ,0 8.7 - 135,0 16,6 
Straßenbau 
Westfalen • •) 180,0 180,0 537 321,8 321,8 
Straßenbau 
Nordrhein •• J 149,9 149,9 715 355,9 355,9 

inc;q1!SJ111l 716,5 432,5 2845 1255,1 903,5 

•) ohne städtische Trinkwasserversorgung, Kanal isation einschließl ich Kläranlagen 

••) ohne Bundes-, Landes- und Landschaftsverbands-Zuschüsse 
und Darlehen an fremde Baulastträger 

1965 

Personal Ge~mt- davon Pt•rsonal 
insges. mittel Beihilfe insges. 

Mill DM M il l DM 

451 608,3 329,8 480 

1100 108,7 91,1 1085 

- 20,3 3,1 -

- 37,4 6,3 -
- 212,0 11,5 -

931 698,3 698,3 1100 

1313 753,2 753,2 2105 

3795 2438 .2 1893.3 4775 

51 



Tab. 17 
Die Zunahme des Etats für Naturschutz und Landschaftspflege in Nordrhein-Westfalen im Vergleich zu 
den untersuchten landschaftswirksamen Investitionen nach den Tabellen 

Landschaftswirksam Mittel für Naturschutz· Vergleichender Antei 1 
investierte Mittel und Landschaftspflege der Mittel unter 2 <:m 
nach Tab. 11 - 13 nach Tab. 14 - 15 Gesamtbetrag unter 1 

in Mill DM in Mill DM in o/oo 

1 2 3 

1956 750.761 0,673 0,9 

1961 1 379,955 2,091 1,5 

1965 2 658,081 5,647 2,1 

Tab. 18 
Die Tätigkeit der Stadtgartenämter im Rahmen des Naturschutzes und der Betreuung der städtischen 
Waldflächen (Stand 1968) 

Leiter oder Mitarbeiter Gartenamt untere Natur-
Naturschutzbeauftragter schutzbehörde oder sach-

bearbeitende Dienststelle 

1 2 

abs. % abs. % 

Von 102 
befragten 
Garten. 
ämtern 19 19 39 38 

• 5 Städte besitzen keine eigenen Waldflächen 

Nach Angaben von 102 befragten Stadtgartenämtern 

52 

Gartenamt n immt die 
Aufgaben entweder von 
1 oder 2 oder von 1 und 
2 wahr 

3 

abs. % 

49 48 

wie 3 ohne Natur· 
park mittel 

o/oo 

4 

0,9 

1,2 

1,3 

Gartenamt für die 
städtischen Wald-
flächen zuständig 

4 

abs. % 

41* 40 



Tab. 19 

Oie Ausstattung einiger ausgewählter Stadtgartenämter in Nordrhein-Westfalen nach Fläche, Personal und Etat. Stand 1965 

Bielefeld Bochum Bonn Dortmund Düsseldorf Essen Herford Köln Leverkusen Reck ling. Siegen Wuppertal Insgesamt hausen 

Einwohner 170 000 356 900 141 700 656 000 700 100 726 800 55 600 854 500 104 200 128 800 49 500 422 900· 4.376 000 

Stadtfl .i.ha 4 738 12 137 3 130 27 138 15 830 18 853 2 506 25 136 4 616 6 627 2 158 14 884 137 753 
m2 Stadtfl. 
pro Einw. 279 340 22 1 414 226 259 451 294 443 515 436 352 315 

betreute 
Grünfl.i.ha 340 1 081,25 392,49 1 500 1 785 1 634 149.42 2 510 163,02 192.06 30,7 318 10096 
m2 Grünfl . 
p ro Einw. 20 30 28 23 25 22 27 29 16 15 6 8 21 
Gehört z. 
Stad tgarten-
amt auch 
d. Friedhofs· 
amt? ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja ja 

Personal 
DG 2 - 2 6 4 5 1 3 1 1 - 2 27 
T 11 20 3 21 24 30 - 35 3 4 3 15 169 
V 17 16 10 34 38 27 1 40 3 4 2 8 200 
M 10 33 11 48 3 2 9 3 
A 294 380 220 

757 620 957 
89 1 

210 4490 
618 58 133 35 

Etat Stadt-
gartenamt 
insges.i.DM 5.827 400 8.134 000 2 .316 200 17.500 000 26.281 300 26.988 200 82 1 000 19.080 000 2.364 100 3.048 600 438 300 4.264 800 117.063 900 

Etat i.DM 
ohne Fried-
hofsamt 4.228 300 3.563 800 1.77 6 400 14.445 000 18.759 900 21.944 000 574 000 12.043 600 1.122 .200 1.840 600 204 000 3.837 200* 84.339 000 

Ausgaben i. 
DM je Kopf 
d.Bevölke· 
rung, ohne 25 10 13 22 27 30 10 14 11 14 4 9 16 
Friedhofs-
amt 

Lohnsum· ! mensteuer 
- 1 DM/EW 84 62 49 63 90 62 68 - 42 67 - 65 

DG = Dip lomgärt ner; 
T = Techniker bzw . Ingenieur; 
V = Verwaltung; 
M = Meister; 
A = Arbeiter (ohne Sa isonkräfte}; 

Die überwiegende Zahl d. Friedhöfe gehört d. Kirche 



Deutscher Rat für Landespflege 

Empfehlungen für den Ausbau der akademischen Ausbildung auf dem Gebiet 
der Landespflege 

1. Stand und Entwicklungstendenzen 

Zur Zeit bestehen in der Bundesrepublik dre·i nach Umfang 
und AufgabensteHung unterschiedliche Möglichkeiten des 
akademischen Studiums auf dem Gebiet der Landespflege: 
V o II· s tu d i u m, 1 n forma t i o n s s tu d· i u m und 
A u f b a u s tu d i u m. Ein K o n t a kt s t u d i u m (Nach-
studium) befindet sich in Vorbereitung. 

1.1 Das V o 11 s tu d i um der Landespflege umfaßt min-
destens 8 Semster und schl ießt mit dem Diplomexamen 
ab. Dieses Studium ist an den Landwirtschaftlicheo Fakul-
täten der Technischen Universitäten Berlin und München 
(Weihenstephan) sowie der Fakultät für Gartenbau und 
Landeskultur der Technischen Universität Hannover mög-
lich. Das Studium umfaßt als Kernfächer die Teilgebiete der 
Landespflege, un:d zwar Landschaftspflege und Naturschutz 
sowie die Grünordnung. 

Die Ausbildung für Grünordnung bzw. für Landschafts-
pflege und Naturschutz ist Teil einer Gesamtausbi l'Cliung auf 
dem Gebiet der Landespflege. Der Stud·ent, der sich z. B. 
für ein Schwer p u n, kt s tu d i um auf dem Gebiet der 
Landschaftspflege und des Naturschutzes entschieden hat 
(Beg·inn des Schwerpunktstudiums z. Z. in Hannover n·ach 
dem 6. Semester), erhält zugleich eine Ausbildung auf dem 
Gebiet der Grünordnung und umgekehrt. Falls in Zukunft 
das Schwerpunktstudium für die Teilgebiete der Landes-
pflege im Sinne einer stärkeren Spezialisierung bereits frü-
her getrennt werden sollte, darf der Kontakt der Teilgebiete 
auf keinen Fall darunter leiden. 

La n d s c h a f t s p f 1. e g e u n d N a tu r s c h u t z stelien 
heute eine forschende, planende und schützend-neugestal-
tende Disziplin dar. Der Schwerpunkt liegt auf den Tätig-
keitsbereichen der Planung und Gestaltung auf ökologi-
scher Grundlage. Das Studium vermittelt daher auf der Ba-
sis naturwissenschaftlicher und insbesond-ere biologischer 
und landschaftsökologischer Ausbildung· die Kenntn is und 
Beherrschung der Arbeitsmethodik der Landschaftspflege 
und des Naturschutzes (Landschaftsanalyse, -diagnose, 
-planung, Landschaftsbau und Maßnahmen des Schutzes 
de·r Land-schalt und ihrer Bestandteile). Damit verbund-en 
ist zwangsläufig die Vermittlung gestalterischer Fähigkeiten, 
die Entwicklung der Fähigkeiten zu räumlichem Denken 
und der MögMchkeit, seine Absichten in Plänen· darzustel-
len. Diese Ausblldun·g wird ergänzt durch die Einführung 
in die Kontakt- und Partnergebiete wie Raumordnung und 
Landesplanung, Städtebau und Stadtplanung·, Architektur, 
Land-, For::;t- und Wasserwirtschaft. Flurbereinigung usw. 
Dazu tritt die Vermittlung ausreichender Kenntnisse der 
Rechtsgrundlagen der Landespflege und ihrer Kontakt-
gebiete. 

Die G r ü n o r d n u n g befaßt sich mit den· öffentlichen 
und privaten Grünflächen und Grünelementen innerhalb der 
Siedlungsbereiche. Sie ist eine forschende, planende, ent-
werfende sowie bauende, pflegende und verwaltende Diszi-
plin. Das Studium baut daher sowohl auf naturwissenschaft-
lichen und bautechnischen Grundlagen als auch auf gestal-
terischen Grundfähigkeiten auf. Architektur, Städtebau und 
Regionalplanung sind wesentliche Kontaktgebiete, ebenso 
die planungsbezogenen· Gesellschaftswissenschaften. Die 
Vermittlung planerischer Methoden und technisch-konstruk-
t iven Denkens und die Emwicklung der gestalterischen An-
lagen und Fähigkeiten stehen im Mittelpunkt d-es Studiums. 
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Ergänzt wird es durch das Kennenlernen der lebenden 
und toten Werkstoffe, spezielle Fragen des Planungsrechts 
sowie betrieblicher Fragen des GrünHächenbaues und der 
Grünflächenpflege. 

Das Be ruf s b i 1 d für Absolventen des Vollstudiums um-
faßt z. Z. folgende berufliche Möglichkeiten : 

a) Behörden, FachsteUen, Kommunalverwaltungen in Bun-
d-esanstalten, 

Landes-, bzw. Bezirksstellen für Naturschutz und Land-
schaftspflege, bzw. Dezematen für Landespflege auf Be-
zirksebene, Fach·steflen für Teilgebiete der Landespflege 
bei Behörden der Landwirtschaft und Landeskultur, der 
Wasserwirtschaft, des Straßenbaues (Autobahnämter, Stra-
ßenneubauämter) usw„ kommunale und staatliche Grün-
flächenämter, Stadtplanungsämter, Kreisplanungsämter, 
staatlicher Hochbauverwaltungen. 

b) Planungsgemeinschaften und Siedlungsgesellschaften. 

c) Projekte der landwirtschaftlichen Entwicklungshilfe. 

d) Tätigkeit als freischaffend·er Garten- und Landschafts-
architekt. 

e) Lehrtätigkeit an Hochschuie·n-, Ingenieurakademien· usw. 

1.2 Ein 1 n f o r m a t i o n s s tu d i u m auf dem Gebiet der 
Landespflege bzw. ihrer Teilgebiete wird heute für eine 
Reihe von Fachdisziplinen nötig, die in steigendem Maße 
zur Zusammenarbeit mit den Vertretern der Landes-
pflege gezwungen sind oder Teilaufgaben der Landes-
pflege wahrnehmen. Dieses sich über ein oder mehrere 
Semester erstreckende Studium soll über Aufgabenstellung 
und Arbeitsmethodik der Landespflege informieren. Ein 
solches einführendes Studium ist z. T. eingerichtet für Stu-
denten der Land- und Forstwirtschaft, der Pädagogik, der 
Biologie, des Bauingenieurwesens, der Geodäsie, des Berg-
baues, der Arch itektur und des Städtebaues. 

1.3 Ein Au ~ b a u s t u d i u m auf dem Gebiet der Landes-
pfi'ege ist u. a. für Bauingenieure, Land- und Forstwirte und 
Biologe11> mit abgeschlossener Diplomprüfung bzw. Promo-
tion gefordert worden„ Die Möglichkeit hierzu wird• z. Z. an 
der Technischen Universität Hannover, Abteilung Landes-
pflege, vorwiegend von Diplomingenieuren und· Diplom-
landwirten aus Ländern wahrgenommen, in denen ein Stu-
dium der Landespflege bisher nicht möglich ist. Dieses 
Studium soll je nach der naturwissenschaftlichen und plane-
rischen Vorbildung 2 bis· 4 Semester betragen, um das 
Hauptstudium sinnvoll und ausreichend zu ergänzen. Ein 
ähnliches Aufbaustudium im Fach „Conservation" wird z. B. 
an der Yale-Universität für Techniker d-urchgeführt. Es wird 
an der TU Hannover angestrebt, auch für dieses Studium 
eine Abschlußprüfung· einzurichten. 

1.4 Ein Kontaktstudium (Nachausbildung) für Ab-
solventen des Vollstudiums der Land·espflege wird heute 
wie für afle in schneller Entwicklung befindlichen Diszipl i-
nen nötig. Die auf der Hochschule erworbenen Kenntnisse 
veralten in 5 bis 10 Jahren und bedürfen der Ergänzung. 
Dies gilt u. a. für die Planungsmethodik, die. Datenermitt-
lung und -verarbe itung usw. Es ist vorgesehen, zunächst 
an der TU Hannover in 2- bis 3jährigem Turnus Ku rse· zur 
Nachausbildung durchzuführen. 



2. Welcher Ausbau der akademischen Ausbildung auf dem 
Gebiet der Landespflege wird nötig? 

Nach dem Dargelegten wird deutlich, daß es nötig wird, das 
Informationsstudium, das Aufbaustudium und· das Kontakt-
studium auszubauen bzw. - wo nötig - neu einzurichten. 
Das 1 n f o r m a t i o n s s tu d i u m sollte grundsätzlich an 
allen Hochschulen, insbesondere aber als Ergänzung für 
folgende Fachgebiete, eingerichtet bzw. weiter ausgebaut 
werden: 

Land- und Forstwirtschaft, Bauingenieurwesen, Architektur 
und Städtebau, Geodäsie, Bergbau, Biologie, Pädagogik. 

Ein Aufbaust u d i u m sollte begrem:t und nach Bedarf 
insbesondere für Architekten„ Bauingenieure, Land- und 
Forstwirte sowie Biologen eingerichtet werden. 

Das K o n t a kt s tu d 1 u m Ist von den Hochschulen„ an 
denen eine Vollausbildung stattfindet, evU. gemeinsam, so 
schnell wie möglich aufzubauen. 

Obwohl voraussichtlich mit einem noch steigenden Bedarf 
an Fachkräften auf dem Gebiet der Landespflege zu rech-
nen ist und die derzeitige Studentenzahl den gegenwärti-
gen Bedarf an Fachkräften· auf dem Gebiet der Landes-
pflege noch nicht gerecht wird, sollten zunächst keine wei-
teren Ausbil1:1ungsstätten für ein V o ~ 1 s tu d 1 u m der 
Landespflege geschaffen werden. Viel.mehr sollten die vor-
handenen Institute bzw. Abteilungen oder Fachbereiche 
personell· und räumlich so schnelf wie möglich ausgebaut 
werden, um sowohl auf dem Gebiet der Leh re als auch der 
Forschung voll leistungsfähig zu werden. Die derzeitige 
Besetzung mit Ordinarien wie mit Kräften des akademi-
schen Mittelbaues und mltAsslstenten entspricht noch nicht 
dem Lehrkräftebedarf und· der personellen Ausrüstung der 
Institute vergleichbarer DiszipHnen. Bei diesem Ausbau für 
Lehre und Forschung ist ein möglichst enger Kontakt so-
wohl mit den Planungsd·iziplinen, der Landwirtschafts- und 
Forstwissenschaft als auch den Geowissenschaften der 
eigenen wie auch der benachbarten Hochschulen anzu-
streben. 
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Deutscher Rat für Landespflege 

Der Sprecher 

An den· 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. h. c. Willy B r a n d t 

53 Bonn· 
Bundeskanzleramt 

Betr. : 

Insel Mainau, den 25. Februar 1971 

Stellungnahme des Deutschen Rates für Landespflege zum Sofortprogramm für 
Umweltschutz der Bundesregierung 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 

Der Deutsche Rat für Landespflege hat sich auf seinen Sit-
zungen- am 8./9. Oktober 1970 und 4. Februar 1971 mit dem 
Sofortprogramm für Umweltschutz der Bundesregierung be-
faßt und einen Ausschuß von sachverständigen Ratsmit-
gliedern beauftragt, eine Stellungnahme vorzubereiten, die 
Empfehlungen für die Ausarbeitung des umfassenden Pro-
gramms für Umwel·tschutz der Bundesregierung enthalten 
soll. 

Nachstehend wird das Ergebnis der Beratungen der Rats-
mitglieder wiedergegeben: 

1. Einleitende Bemerkungen 

Schutz, Pflege und Entwicklung der natürl ichen Umwelt 
können nur dann ausreichend wirksam werden, wenn neben 
den erforderl·ichen technologischen Maßnahmen zur Luft-
und Wasserreinhaltung, zur Lärmbekämpfung und Abfall-
beseitigung auch der gesamte Lebensraum in seinen biolo-
gischen und ökologischen Bezügen gl"eichrangig berück-
sichtigt wird. Das bedeutet, daß z. B. zur Reinhaltung der 
Oberflächengewässer, ergänzend zum Bau von Kläranlagen, 
Ringleitungen und Kanalisationen als technologischer Bei-
trag, auch die biologische Selbstreinigungskraft der Gewäs-
ser verstärkt werden sol l. Das kann durch Method·en des 
biologischen Wasserbaues, den „Lebendausbau" der Ufer, 
erreicht werden. Die Maßnahmen an Gewässern müssen mit 
landschaftspflegerischen Maßnahmen in ihrem Einzugs-
bereich verbunden werden, vor allem, um den gefährdeten 
Wasserhaushalt insgesamt quantitativ und· qualitativ zu ver-
bessern. Das gleiche gilt für d ie Probleme der Luftrein-
haltung, Lärmbekämpfung und Abfallbeseitigung, die eben-
falls nicht nur technologisch und punktuell gelöst werden 
können, sondern durch flächenbezogene biologische Maß-
nahmen ergänzt werden müssen. 

Diese Grundsätze müssen auch für die Industrieplanung 
künftig angewendet werden. Die Wahl· geeigneter Standorte 
für Industriewerke und ihre Ausführung müssen den Er-
fordernissen der Umwelt- und Landespflege Rechnung tra-
gen. Ihre Einordnung in die landschaftliche Umgebung 
darf nicht auf das Landschaftsbild beschränkt bleiben, viel-
mehr ist das Wirkungsgefüge des Naturhaushalts zu er-
halten. 

Die gleichrangige Behandlung des biologischen Umwelt-
schutzes läßt es notwendig erscheinen, den jetzigen Ab-
schnitt 4 des Sofortprogramms (Naturschutz und Land-
schaftspflege) in dem künftigen umfassenden Umwelt-
schutzprogramm erheblich auszuweiten und in das Pro-
gramm zu integrieren. Der Deutsche Rat für Landespflege 
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hält eine Gesamtkonzeption für nötig, die von ressort-
gebundenen Teilvorschlägen losgelöst und auf die gesel1-
schaftspol itischen Belange abgestimmt ist. 

Die im vorliegenden Sofortprogramm vorgeschlagenen Maß-
nahmen sind langfristiger Natur. Im Interesse eines wirk-
samen Umweltschutzes sind sofortige Maßnahmen drin-
gend erforderlich. Die gesetzlichen Möglichkeiten müssen 
ausgeschöpft und die erforderlichen finanziel len Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. 

2. Allgemeine Stellungnahme zu den Sachgebieten Natur-
schutz und Landschaftspflege 

2.1 Zu einem Gesetz für Naturschutz und· Landschafts-
pflege (Landespflegegesetz) 

Der Deutsche Rat für Landespfi'ege erachtet es als dringend 
geboten, auch die Sachgebiete Naturschutz, Landschafts-
pflege und Wasserwirtschaft als Teilbereiche eines umfas-
senden Umweltschutzes aus der Rahmengesetzgebung gern. 
Art. 75 des Grundgesetzes (GG) in die konkurrierende Ge-
setzgebung gern. Art. 74 GG zu überführen. Er empfiehlt 
dem Bundestag und dem Bundesrat, dem vorliegenden An-
trag auf Änderung des Grundgesetzes zuzustimmen. Als 
Begründung ist zu bemerken, daß ein Bundesgesetz für 
Naturschutz und Landschaftspflege auch notwenc:Hge Vor-
aussetzung ist, um die Rechtseinheit, die durch vorbereitete 
Ländergesetze nicht mehr gesichert erscheint, zu erhalten 
und außerdem das Recht innerhalb der EWG-Staaten zu 
harmonisieren. 

Ein neues Bundesgesgesetz für Naturschutz und Land-
schaftspflege (Landespflegegesetz) müßte auch die bislang 
nur mit Teilgebieten gesetzlich geregelrte Landschaftspflege 
umfassen. Es wird weiter als notwendig erachtet, die Grün-
ordnung im städtischen Bereich gesetzlich zu rege ln; da-
für bieten sich das Städtebauförderungsgesetz und die No-
vellierung des Bundesbaugesetzes an. Als auswertbare 
Unterlagen wird auf den Gesetzenrtwurf der Arbeitsg ruppe 
für ein Bundesgesetz für Landespflege hingewiesen, der im 
Auftrage des Bundesbeauftragten für den Naturschutz vor-
bereitet wird. In diesem Entwurf werden auch die Ver-
ursachungshaftung, die Verpflichtung der Behörden zum 
Schutz des Naturhaushaltes, die NutzungspfHcht am Boden 
und die Rekultivierungspflicht geregelt sowie Vorschläge 
zur Änderung von Gesetzen und Rechtsverordnungen ge-
macht, die sich mittelbar auf die Landespflege beziehen. 

2.2 Zur Organisation 

Ein Wirksamwerden der gesetzHchen Bestimmungen zur 
Landespfl·ege setzt eine funktionsfähige Verwaltung voraus. 



Bedingung dafür ist , daß die derzeitigen Behörden für 
Naturschutz in Behörden für Land·espflege umgewandelt 
werden, die personell und sachlich den veränderten und 
erweiterten Aufgaben angepaßt werden müssen. Das bedeu-
tet u. a. eine bessere Berücksichtigung der Sachgebiete 
Landschaftspflege und· Grünordnung. Auf die in der An lage 
beigefügten „ Empfehlungen für eine künftige Verwaltung 
auf dem Gebiet der Landespflege in der Bundesrepublik 
Deutschland" des Deutschen Rates für Landespflege vom 
Januar 1971 wird hingewiesen. 

Die rasch zunehmende Belastung der Umwelt macht es not-
wendig, neben geeigneten Ausbildungsmögl ichkeiten auf 
den Hochschulen auch eine qualifizierte Fortbil·dung der im 
Beruf stehenden Fachkräfte· anzustreben. Es sollten ent-
sprechende Möglichkeiten für die Ausbildung und• Fort-
bildung geschaffen werden. Auch ist eine stärkere sozial-
hygienische und -pädagogische Aufklärung der Bevölke-
rung nötig. 

2.3 Zur Forschung (Bundesforschungsanstalt für Vegeta-
tionskunde, Naturschutz und Landschaftspflege) 
Um die neuen Aufgaben der Forschung im Bereich des bio-
logischen und ökologischen Umweltschutzes und der 
Landespflege erfüllen zu können, wird• es als notwendig 
erachtet, die bestehende Bundesanstalt für Vegetations-
kunde, Naturschutz und Landschaftspflege sachMch und 
personel·I so auszubauen, daß sie als Bundesforschungs-
anstalt für Landespflege den zukünftigen. Anforderungen, 
auch im internationalen Bereich, gerecht werden kann. 

2.4 Zu den Erholungslandschafte n 

Die Frage der künftigen Erholungs- und Freizeitlandschaf-
ten muß im Rahmen eines Bundesraumordnungsprogram-
mes im Zusammenhang mit den Verdichtungsgebieten und 
agrarischen Problemgebieten berücksichtigt werden. Das 
erfordert, daß sich auch der Bund an der Entwicklung groß-
f lächiger Naturparke und Erholungsgebiete finanziell betei-
ligt. Dies gilt über die bisherige Ersteinrichtung· dieser Ge-
biete hinaus auch für Forschung, Planung und Pflege. 

2.5 Zur Landschaftsplanung 

Die Berücksichtigung der natürlichen Gegebenheiten in 
allen raumwirksamen Planungen gern. § 1 des Bundesraum-
ordnungsgesetzes und die Ausführung von Maßnahmen der 
Landespflege setzt eine gründliche Landschaftsplan.ung 
voraus. Deshalb werden in dem vorgenannten Entwurf eines 
Bundesgesetzes für Landespflege entsprechende Bestim.-
mungen über die Aufstellung von Landschaftsrahmenplänen 
und Landschaftsplänen in der Landesplanung, Bauleit-
pl'anung und Fachplanung vorgeschlagen. 

2.6 Zu den Schutzmaßnahmen 

Das System der geschützten Gebiete und Landschafts-
bestandteite, wie es sich aus dem Reichsnaturschutzgesetz 
ergibt, muß den gewachsenen und veränderten Belangen 
der Gesellschaft und• sonstigen Erfordernissen angepaßt 
werden; neue Schutzkategorien müssen entwickelt werden. 

3. Stellungnahme zu Einzelpunkten des Sofortprogramms 

Im folgenden wird zu einzelnen Punkten des Sofortpro-
gramms Stellung genommen, die für die Landespflege von 
beonserer Bedeutung sind. 

Zum 1. Abschnitt 
1. Die Überwachung und Kontrolle sollte sich nicht auf d ie 
Luft allein beschränken, sondern auf aMe Bereiche des Um-
weltschutzes ausgedehnt werden. Dies ist eine entschei-
dende Voraussetzung für die Wirksamkeit der gesetzlichen 
Vorschriften. 

Dazu wird es z. B. notwendig sein, zusätzHche Sicherheits-
maßnahmen für den Transport umweltgefährdender Stoffe 
(Mineralöl, Chemieabfälle, Biozide u. ä.) gesetzlich vorzu-
schreiben und die Einhaltung dieser Vorschriften zu über-
wachen. Eine technisch einwandfreie Ausstattung der Fahr-
zeuge und eine zusätzliche Ausbildung des mit dem Trans-
port betrauten Personal s ist erforderl ich. 

Daneben sollte eine gesundheitsschäcH'iche Verwendung 
von Bioziden und Mineraldünger in der Landwirtschaft 
durch Vorschriften verhindert werden; dabei müßte auch 
etwaigen Mißbräuchen vorgebeugt werden. Es sollte eine 
Bestandsaufnahme der bisher zur Verwendung gelangten 
persistenten Biozide in der Umwelt vorgenommen werden 
(vgl-. Auswertung des UNESCO-Symposiums „Mensch und 
Biosphäre", Natur und Landschaft, Heft 9/1969). Die Ent-
wicklung von nicht umwelt- und gesundheitsschädl ichen 
Mitteln sollte gefördert werden. Angesichts der Erfahrun-
gen mit den Auswirkungen· von DDT sollte ein einstweiliges 
Verbot dieses Biozids ausgesprochen werden. Die Bevölke-
rung soll1e über die schädlichen Auswirkungen von Biozi-
den und Hormonen verstärkt aufgeklärt werden. 

Die Verwendung von phosphathal1igen Waschmitteln sollte 
wegen ihrer wasserverunre inigenden Auswirkung· begrenzt 
werden, ggf. durch Einführung einer Besteuerung. 

II. Wie d·ie technische Entwicklung in den. Vereinigten Staa-
ten erkennen läßt, ist es möglich, den Bleizusatz im Benzin 
stärker und in kürzerer Frist zu beschränken, als dies z. Z. 
mit 0,4 g Pb/ I ab 1972 vorgesehen ist. Angesichts der rasch 
wachsenden Kraftfahrzeugzulassungen in der Bundes-
republik ist mit der vorgesehenen geringfügigen• Senkung 
des Bleizusatzes, die etwa dem Durchschnitt bisheriger 
Bleizusätze entspricht, keine spürbare Verminderung der 
Umweltbelastung zu erwarten. Eine sofortige und größere 
Senkung der Bleizusätze erscheint gerechtfertigt. 

Die bestehende Besteuerung der Kraftfahrzeuge nach Hub-
raum fördert den Bau umweltgefährdender Verbrennungs-
motoren. Die künftige Besteuerung soHte den Umwelt--
Schäden (Abgase, Lärm, Straßenverschleiß) angepaßt 
werden. 

Die Entwicklung abgasfreier und geräuscharmer Fahrzeug-
konstruktionen muß durch entsprechende finanziei'le Förde-
rungen beschleunigt werden. 

Der zunehmenden Belastung der Luft mit Schwefeldioxid 
aus der Verbrennung schwefelhaltigen Heizöls sollte durch 
geeignete Maßnahmen, z. B. Besteuerung des Heizöls nach 
seinem Schwefelgehalt, entgegengewirkt und· die Umstel-
lung auf weniger umweltschädi'iche Brennstoffe gefördert 
werden . 

III. Die Maßnahmen zur Lärmminderung an der „Immis-
sionsquelle" sollten durch wirksame Maßnahmen der 
Landschaftspflege ergänzt werden (z. B. bepflanzte Lärm-
schutzwälle und breite dichte Schutzstreifen). 

Zum 2. Abschnitt 
1. Die Stärkung der Selbstreinigungskraft der Gewässer, die 
die technologischen Maßnahmen zur Reinhaltung des Was-
sers ergänzen muß, ist bereits in den einleitenden Be-
merkungen angesprochen worden. Es muß das Ziel der 
Gewässerpflege sein, wieder eine biol-0gische· Vielfalt und 
einen normalen Fischbestand zu erreichen. und die· Gewäs-
ser wieder zum Baden freizugeben. 

Das Bestreben zur Reinhaltung der internationalen Gewäs-
ser darf sich nicht auf d ie Nord- und Ostsee beschrän•ken, 
sondern muß sich auf d ie gesamten Weltmeere erstrecken. 
Entsprechende internationale Konventionen soMten mög-
lichst bald abgeschlossen werden. 
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II. Ein Bundesgesetz zur Abfallbeseitigung wird als drin-
gend erforderlich erachtet. Der Deutsche Rat für Landes-
pflege begrüßt die Vorlage eines solchen Gesetzentwurfs 
durch die Bundesregierung (BR-Drucksache Nr. 24/71), den 
er bereits in seiner Stellungnahme vom 24. März 1970 als 
notwendig erachtet hat. 

programm der Bundesregierung und in der künftigen Um-
weltpolitik in Bund und Ländern einzusetzen. 

Mit freundlichen· Grüßen 

Der Sprecher 
Zum 6. Abschnitt 

Die im Europäischen Naturschutzjahr 1970 verstärkte Infor-
mation d1:lr Öffentlichkeit hat erkennen lassen„ daß sie d·ie 
Voraussetzung für ein öffentliches Umweltbewußtsein ist. 
Dies zu einer Umweltaktivität zu entwicketn, bedarf es einer 
weiterhin intensiv und sachlich fundierten Unterrichtung mit 
maßgebl·icher Förderung durch die öffentliche Hand. 

Im Namen der Mitglieder des Deutschen Rates für Landes-
pflege bitte ich Sie, die vorstehenden Empfehlungen zu 
prüfen und sich für ihre Berücksichtigung im Umweltschutz- (Graf Lennart Bernadotte) 
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